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Blochers: Reich 
dank der DDR

Die Nazis hatte die 
EMS schon an Bord, 
den Erfolg brachten 
Wissenschafter aus 
der DDR.  Seiten 6 – 7

AHV: Frauen
 machen minus
Die Erhöhung des 
Rentenalters kostet 
die Frauen jährlich 
1200 Franken.  Seite 15

Indosa: Jetzt auch 
noch Lohnklau!
St. Galler Skandal-
Bude zwackt Büezern 
2000 Franken vom 
Lohn ab.  Seite 3

Was 
heisst da
zumutbar?
Der Spielraum der 
RAV-Berater ist 
gross. Aber nicht
unendlich. Der work-
Ratgeber.  Seiten 16 – 17

 Fleischindustrie: Deutsches Schweinesystem bleibt. Seite 12

rede ich!»rede ich!»
«Jetzt 

Friedrich Engels

Das grosse Interview zum 200. Geburtstag  Seiten 10 – 11
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WER WILL, KANN
Die Walliser Zeitung «Le Nouvel-
liste» hat derzeit etwa doppelt so 
viele Todesanzeigen wie gewöhnlich. 
Jeden Tag. Statt einer oder andert-
halb Seiten deren drei bis vier. 
Längst nicht in allen Trauerschrei-
ben steht der Grund für dieses unge-
bremste Sterben. Doch es hat einen 
Namen: Corona. Das Wallis ist 
immer noch trauriger Weltmeister 
bei den Corona-Infektionen. Der 
Südkanton liegt, pro 100 000 Bewoh-
nerinnen und Bewohner berechnet, 
sogar noch vor den USA. Auch bei 
den Toten. Am 27. Oktober erreichte 
der Kanton den Peak: dramatische 

888 neue 
Infektionen an 
einem Tag! Die 
Regierung zog 
die Notbremse 

und verordnete schärfere Schutz-
massnahmen. Inzwischen ist die 
Covid-Kurve massiv abgesunken. 
Und zeigt: Wer will, kann Corona 
in den Griff bekommen. Doch die 
Üsserschwiiz kann das offenbar 
nicht. 

ZU FRÜH FROHLOCKT. Noch im Mai 
frohlockte Gesundheitsminister 
Alain Berset: «Wir können jetzt 
Corona!» Zu früh frohlockt: In der 
zweiten Welle können wir Corona 
schlechter als (fast) alle Länder 
ringsum. Wir sind inzwischen 
wirklich ein Sonderfall. Ein 
Corona-Sonderfall! Unsere Nach-
barn greifen durch, obwohl sie weit 
weniger vom Virus heimgesucht 
sind als die Schweiz (Seite 5). Allen 
voran Österreich. Dort hat Bundes-
kanzler Sebastian Kurz kurz-
entschlossen wieder Lockdown 
angeordnet. Weil die Intensivbet-
ten schon zur Hälfte ausgelastet 
seien. In 13 Schweizer Kantonen 
sind sie dies schon längst. Aber zu 
über 80 Prozent! 60 Ökonominnen 
und Ökonomen raten dem zerstrit-
tenen Bundesrat jetzt, endlich 
durchzugreifen. Mit einer Kombi-
nation von hartem Lockdown und 
korrekter Entschädigung für alle 
Betroffenen. Weil sich das gesund-
heitlich und ökonomisch am besten 
bewähre. Selbst der rechtsnationa-
listische Kanzler Kurz hat offenbar 
begriffen, dass man eine Pandemie 
nicht mit marktgläubiger Ideolo-
gie bekämpfen kann.

DURCHBRUCH. Immerhin einen 
Lichtblick gibt es. Immerhin 
erreicht uns jetzt Hoffnungsvolles 
von der Impfstoff-Front. Nach 
Biontech/Pfi zer vermeldet auch die 
US-Firma Moderna, die ihr Vakzin 
auch bei der Lonza in Visp produ-
zieren will, einen über raschend 
schnellen Durchbruch: Ihre Impf-
stoffe schützten zuver lässig, seien 
verträglich, und die Produktion 
könne anlaufen. Noch sind das 
Informationen von  Firmen, die 
eine Goldgrube wittern. Doch 
faszinierend ist das schon, was 
plötzlich möglich ist, wenn’s wirk-
lich brennt, wie unsere Technolo-
gie-Politik-Rubrik «Rosa Zukunft» 
freudig zu berichten weiss (Seite 4).

Wir sind
ein Corona-
Sonderfall.

 workedito
Marie-Josée Kuhn

Corona-Schutz auf Schweizer Baustellen: 

Kontrolliert uns endlich!
Die Büezer schlagen Alarm: 
Auf den Baustellen werden 
die Covid-Massnahmen nicht 
eingehalten. Kontrollen sind 
viel zu selten.
JOHANNES SUPE

Es hätte eine ruhige Gewerk-
schafts-Sitzung werden sollen. In-
formationen über die vergangenen 
Lohnverhandlungen, ein Ausblick 
auf die kommende Zeit und die 
Verabschiedung eines langjähri-
gen Mitstreiters. Corona? Ein Un-
terpunkt auf der Tagesordnung für 
die Unia-Baupräsidentenkonfe-
renz vom 7. November. Doch es 
kommt anders. Die Baupräsiden-
ten legen einen neuen Schwer-
punkt. Sie, die Arbeiter, die das Ver-

trauen ihrer Kollegen geniessen 
und ihre jeweilige Region inner-
halb der Unia repräsentieren. Ei-
ner von ihnen erklärt: «Die Situa-
tion auf unseren Baustellen ist 
schlecht. Sicherheitsmassnahmen 
werden nicht eingehalten, und sie 
werden auch nicht überprüft.» Co-
rona! Nun ist es das Hauptthema. 
Am Ende der Beratung sind sich 
alle einig: Es braucht mehr Kont-
rollen auf dem Bau – und die Unia 
soll darauf pochen.

Masken ja, aber … work will es 
genauer wissen. Ein Anruf in Zü-
rich bei Baupräsident Javier B.* Er 
sagt: «Masken haben wir bekom-
men, doch bei unserem Toitoi gibt 
es weder Wasser noch Desinfek-
tionsmittel.» Und das, obwohl er 
und seine sechs Kollegen derzeit 
ein Spital umbauen. Gefährlich ist 
auch, dass es für die ganze Equipe 
nur eine Baracke gibt. 6 mal 2,5 
Meter für sieben Personen. Die 
Pausen seien versetzt worden, so 
dass stets nur die halbe Gruppe 
gleichzeitig das Znüni nimmt, so 
Javier B. Doch beim Kleiderwechsel 
am Abend und am Morgen kom-
men alle zusammen. Denn die Ar-

beitszeiten wollte die Firma nicht 
anpassen. «Nur der Bauführer hat 
eine Baracke für sich allein.»

Antonio Ruberto kennt etli-
che solcher Missstände. Zwar ge-
niesst der Berner Baupräsident be-
reits seine Frühpensionierung. 
Doch nach 38 Jahren im Hochbau 
ist er für viele seiner Kollegen noch 
immer der Anlaufpunkt, wenn es 
um Probleme am Arbeitsplatz 
geht. «Viele machen sich  Sorgen, 
denn sie sehen, dass die Massnah-
men auf dem Bau nicht genügend 

umgesetzt werden», sagt Ruberto 
zu work. Ob auf den Gerüsten oder 
beim Betonieren: auf dem Bau 
komme es eben ständig zu engem 
Kontakt zwischen den Büezern. 

KAUM KONTROLLEN
In den vielen Rückmeldungen, die 
Ruberto erhalten hat, zeichnet 
sich zudem ein Trend ab: Auf grös-
seren Baustellen mit vielen Arbei-
terinnen und Arbeitern wird von 
den Firmen oft besser auf die Ge-
sundheit geachtet als bei kleineren 

Projekten. Eine Ein-
schätzung, die auch 
Abbas S.* teilt. Er ist 
Baupräsident des Ber-
ner Oberlands. Nur: 
Kontrolliert werden 
diese Baustellen viel 
zu selten. «Ich habe das 
ganze Jahr noch keine 
Suva-Kontrolle erlebt», 
so Abbas. Nur einmal 
habe der fi rmeneigene 
Sicherheitsbeauf-
tragte vorbeigeschaut 
– mit Voranmeldung.

UNIA HAT IDEE
Offi ziell hat der Unfall-
versicherer, der neben 
den Kantonen mit den 
Covid-Kontrollen be-
auftragt ist, zwischen 
Juli und September 
3973 Baustellen über-
prüft. Eine hohe Zahl. 
Scheinbar. Tatsächlich 
widmen sich längst 
nicht alle Besuche 
der Einhaltung der 
 Corona-Massnahmen. 
Und gemessen an der 
Menge an Baustellen – 
allein im «kleinen» 
Berner Oberland sind 
es mehr als 200 – 
schrumpft die Über-
prüfungsdichte zu-
sammen. Kommt 
hinzu, dass die Kan-
tone ihren Verpfl ich-
tungen kaum nach-
kommen. Und so resü-
mierte kürzlich der 
«Kassensturz» von SRF 
: «Es wird zu wenig 
kontrolliert.»

Zwei Tage nach der Baupräsi-
dentenkonferenz nimmt die 
Unia – nicht zum ersten Mal – öf-
fentlich Stellung. «Grobe Miss-
stände und kaum Kontrollen auf 
Baustellen», prangert sie an. Aber 
die  Gewerkschaft macht auch ein 
Angebot: Die paritätischen Kom-
missionen, normalerweise mit der 
Überwachung der Arbeitsbedin-
gungen beauftragt, könnten beim 
Covid-Schutz helfen. Mit Kontrol-
len kennen die sich schliesslich 
aus.

«Bei unserem Toitoi
gibt es weder
Desinfektionsmittel
noch Wasser.»

JAVIER B., BAUPRÄSIDENT ZÜRICH

GEFÄHRLICHE NÄHE: Auf dem Bau kommt es ständig zu engem Kontakt zwischen den 
Büezern. FOTO: UNIA

Das ist ein Paukenschlag: 
Die Schreinermeister 
lehnen den Vorruhestand 
ab, den sie zuvor mit den 
Gewerkschaften ausgehan-
delt hatten.
CHRISTIAN EGG

Alles für die Katz. Hart hatten 
die Gewerkschaften Unia und 
Syna mit dem Schreinermeis-
terverband gerungen. Am 
Ende hatten sie ein Modell für 
den Vorruhestand auf dem 
Tisch, hinter dem beide Seiten 
stehen konnten. Ab 63 hätten 
die Schreinerinnen und Schrei-
ner in den Ruhestand gehen 
können. Oder schon ab dem 
60. Geburtstag ihr Pensum re-
duzieren.

Hätten. Denn die Schrei-
nermeister haben an ihrer On-
line-Delegiertenversammlung 
das ausgehandelte Modell ab-
geschossen.

ENTTÄUSCHEND. Ganz über-
rascht vom Nein ist Kaspar Bü-
tikofer vom Sektor Gewerbe 
der Unia nicht. In den Verhand-

lungen sei abgemacht worden, 
dass beide Seiten sich an ihrer 
Basis für das Resultat starkma-
chen. Doch die Verbandsspitze 
habe dies «vergessen», so Büti-
kofer. Es habe keinerlei Stel-
lungnahme des Präsidenten 
für die Rente ab 63 gegeben. 

Und in der verbandseigenen 
«Schreinerzeitung» wurde das 
ausgehandelte Modell als «äus-
serst umstritten» betitelt. Büti-
kofer ist enttäuscht: «Wenn 
man will, dass etwas abgelehnt 
wird, muss man es genau so 
machen.»

VERTRAGSLOS. Damit gilt in 
der Branche ab nächstem Jahr 
auch kein Gesamtarbeitsver-
trag (GAV) mehr. Denn das Ver-
handlungsergebnis war ein Pa-
ket: Vorruhestandsmodell plus 

GAV. Entweder treten beide in 
Kraft – oder keines. Wie jetzt. 
Bütikofer sagt: «Ab Januar wer-
den wir einen vertragslosen 
Zustand haben.» Das heisst: 
Keine allgemeingültigen Min-
destlöhne. Keine Weiterbildun-
gen (deren Finanzierung ist im 
GAV geregelt). Und auch keine 
Kontrollen mehr. Brisant: Auch 

Schreinerbetriebe aus der EU, 
die in der Schweiz Aufträge 
ausführen, werden nicht mehr 
kontrolliert. Denn diese Kon-
trollen im Rahmen der fl ankie-
renden Massnahmen hat das 
Seco an die Sozialpartner dele-
giert. 2800 Kontrollen waren 
es im letzten Jahr. So viele wie 
in keiner anderen Branche.

Ab 1. Januar gilt im Schreinereigewerbe ein vertragsloser Zustand

Meister schiessen Rente mit 63 ab

* Name geändert

Ab Januar gelten für
Schreinerinnen und
Schreiner keine
Mindestlöhne mehr.

ABGESÄGT: Schreiner hätten im neuen GAV ab 60 Jahren ihr Pensum 
reduzieren können, doch die Schreinermeister sagen Nein. FOTO: KEY



Klopapier-
Riese will
265 Stellen 
spülen
NIEDERBIPP BE. Von wegen 
samtweich: Knallhart sagt der 
WC-Papier-Gigant Kimberley-
Clark, er wolle seine Hakle- 
Fabrik in Niederbipp nicht 
mehr. 265 Stellen sind in Ge-
fahr. Der US-Konzern will das 
Hakle-Papier künftig in Italien 
produzieren. Weil das billiger 
kommt. Da spielt es auch keine 
Rolle, dass das Werk im Früh-
ling wegen der Corona-Hams-
terkäufe einen Monat lang 
2,6 Millionen Rollen WC-Papier 
pro Tag produzierte – doppelt 
so viel wie normal. Kimberley-
Clark will die Schweizer Fabrik 
verkaufen. Oder schliessen, 
wenn sich kein Käufer fi ndet. 
Der Berner Gewerkschaftsbund 
fordert jetzt den Regierungsrat 
auf, aktiv zu werden. Bei einem 
für die Region so wichtigen 
 Arbeitgeber «darf der Kanton 

nicht einfach zusehen», heisst 
es in  einer Mitteilung. Vielmehr 
müsse er alles unternehmen, 
um die Arbeitsplätze langfristig 
zu sichern.

Initiative für
anständige Löhne
ZÜRICH/WINTERTHUR/KLOTEN. 
Sie erinnert sich nicht, wann sie 
zum letzten Mal in einem Re-
staurant war. Oder beim Coif-
feur. C., Reinigerin in Kloten ZH, 
kann sich solche Sachen nicht 
leisten. Der Lohn für ihren 
100-Prozent-Job beträgt nur 
gerade 3300 Franken brutto im 
Monat. Das schreibt sie in
einem offenen Brief an die 
Stadtregierung. Diese und
danach die Stimmberechtigten 
haben es jetzt in der Hand, 
 solche Tiefl öhne abzuschaffen. 
Dank der kommunalen Mindest-
lohninitiative der Gewerkschaf-
ten. Am 10. November reichten 
sie die nötigen Unterschriften in 
Kloten ein. Wie auch in Zürich 
und Winterthur. Die drei Initiati-
ven fordern: keine Löhne mehr 
unter 23 Franken pro Stunde. 
Das sind 4000 Franken im 
 Monat. Kein fürstlicher Lohn. 
Aber für Betroffene wie Reinige-
rin C. ein Lohn, der zum 
Leben reicht.

Staatspersonal 
streikt wieder
GENF. Rund 500 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Kantons 
Genf haben am 18. November 
 einen halben Tag lang gestreikt. 
Sie protestierten damit gegen 
den Sparkurs der Regierung. 
Schon zum dritten Mal innerhalb 
eines Monats. Einen Teilerfolg 
können sie jetzt feiern: Die Lohn-
senkung von einem Prozent, wie 
sie die Genfer Kantonsregierung 
wollte, ist vom Tisch. Jetzt kämp-
fen die Kantonsangestellten, 
 unterstützt von den Gewerkschaf-
ten, noch um ihre Renten: Die 
Regierung will sie einfrieren, um 
das Budget zu entlasten.

GEFRAGT: WC-Papier ist Corona-
Hamsterware. FOTO: ISTOCK
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Der Kalte Krieg ist vorbei – nur die USA machen weiter

Bundesrat soll sich gegen 
Kuba-Blockade einsetzen
Die aussenpolitische 
 Kommission bezieht Stellung 
gegen die Blockadepolitik 
der USA. 

CHRISTIAN EGG

Es ist ein Relikt aus dem Kalten 
Krieg: Seit 60 Jahren halten die USA 
an ihrer Wirtschaftsblockade ge-
genüber dem sozialistischen Kuba 

fest. Und verletzen damit das Völ-
kerrecht. Die Folgen des US-Boy-
kotts sind verheerend: Es fehlt etwa 
an Medikamenten gegen Bluthoch-
druck und Diabetes, an Brillenglä-
sern, an chirurgischen Handschu-

hen für Operationen. Sogar Sham-
poo, Déodorant oder Hautcrème 
sind vom Embargo betroffen.

Jetzt fordert die Aussenpoliti-
sche Kommission des Nationalra-
tes den Bundesrat auf, sich für ein 
Ende der Blockade einzusetzen. In 
einem Postulat der Kommission 
heisst es: «Leider hat die Armut der 
Bevölkerung weiter zugenommen. 
Hauptgrund ist die einseitige Blo-
ckade der USA.»

Der Bundesrat solle aufzei-
gen, wie er innerhalb der Uno den 
Druck auf die neue US-Regierung 
erhöhen könne. Zudem solle er 
prüfen, wie er Handel und Investi-
tionen mit Kuba ermöglichen 
könne.

BANK CLER: RECHTSWIDRIG
Denn dem US-amerikanischen 
Druck beugten sich mehr und 

mehr auch die 
Schweizer Banken: 
Ausgerechnet die einst 
gewerkschaftsnahe Bank 
Cler verweigert ihrer Kund-
schaft seit kurzem sogar das 
Spenden an Schweizer Hilfswerke, 
wenn sie möglicherweise Kuba zu-
gute kommen. Wegen «Rechts- und 
Reputationsrisiken» (work berich-
tete: rebrand.ly/bankcler). Mit ih-
rer Weigerung agiert die Bank 
rechtswidrig. Denn sie ist eine 
Tochtergesellschaft der Basler Kan-
tonalbank (BKB) und deshalb dem 
Basler BKB-Gesetz unterworfen. 
Und dieses legt eindeutig fest: Die 
BKB und ihre Töchter müssten «in 
erster Linie» den Geld- und Kredit-
bedürfnissen in der Region Basel 
dienen. Nur wenn diese nicht be-
einträchtigt werden, seien auch 
Geschäfte in der übrigen Schweiz 

und im Ausland zulässig. Für den 
Berner Rechtsanwalt Willi Egloff 
ist somit klar: «Wenn es diese 
 angeblichen Reputationsrisiken 
überhaupt gibt, müsste die Bank 
Cler auf das Auslandgeschäft ver-
zichten.» 

Doch diese will davon nichts 
wissen und hält an ihrer Praxis 
fest, wie sie auf Anfrage von work 
bekräftigt. Als Grund gibt sie die 
«Wahrung der geschäftsüblichen 
Sorgfalt» an.

«Hauptgrund für die
Armut in Kuba ist die
Blockade der USA.
 AUSSENPOLITISCHE KOMMISSION NR

Schon wieder Krach bei der Indosa AG: Wirrer Brief mit irren Folgen

Plötzlich 2000 Franken
weniger Monatslohn

Bei der Rheintaler 
 Maschinenfabrik  Indosa 
schaltet und waltet 
die Chefetage nach ganz 
 eigenem Gusto. Und 
führt ein absurdes Lohn-
reglement ein. Doch die 
Belegschaft wehrt sich.

JONAS KOMPOSCH

Wie eine schallende Ohrfeige habe es 
sich angefühlt. So beschreibt Ralf 
Bösch* den Moment, als er auf seiner 
letzten Gehaltsabrechnung den Okto-
berlohn entdeckte: Über 2000 Franken 
hatte ihm seine Arbeitgeberin, die Ma-
schinenfabrik Indosa AG in Au SG, 
vom üblichen Monatslohn abgezogen. 
Damit blieben ihm keine 2500 Fran-
ken mehr! Bösch sagt: «Ich lebe jetzt 
unter dem Existenzminimum. Wie 
ich meine Rechnungen bezahlen soll, 
weiss ich nicht.» Jetzt zeigen work-Re-
cherchen: Bösch ist kein Einzelfall. 
Fast alle der 15 Indosa-Mitarbeitenden 
mussten bei ihrem letzten Zahltag 

massive Abzüge feststellen. Angekün-
digt oder gar mit den Mitarbeitenden 
abgesprochen waren diese Abzüge 
nicht. Stattdessen überraschte Indosa 
mit einem wirren Begleitbrief.

FAST BELEIDIGEND
Der Brief, der work vorliegt, strotzt 
nur so von Fehlern und irreführenden 
Formulierungen, weshalb er fast un-
verständlich ist. Sinngemäss steht dar-
in: Künftig würden bei jeder Gehalts-
abrechnung sämtliche Minusstunden 
und «Minusurlaubsstunden» vom 
Lohn abgezogen. Ausserdem würden 
Krankentage nur noch mit 80 Prozent 
vergütet. Wofür man die «geehrten» 
Mitarbeitenden «um Verständnis» 
bitte. Vergebens. Mehrere Aufmerk-
same wandten sich an Unia-Sekretär 
Lukas Auer. Doch selbst dem Gewerk-
schafter hat’s den Hut gelupft. Auer 
sagt: «Für solche Abzüge fehlt eine 
Rechtsgrundlage derart deutlich, dass 
sie schon fast eine Beleidigung sind.»

Tatsächlich untersteht Indosa 
als Mitglied des Arbeitgeberverbands 
Swissmem dem Gesamtarbeitsvertrag 
der Maschinen-, Elektro- und Metallin-
dustrie (GAV-MEM). Und dieser hält 
unmissverständlich fest: «Die Lohn-

zahlung erfolgt gleichmässig, unab-
hängig von den Schwankungen der 
Arbeitszeit.» Klipp und klar regelt der 
GAV auch die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall: Erkranken Mitarbei-
tende unverschuldet, erhalten sie wei-
terhin 100 Prozent des Lohnes. Und 
zwar je nach Dienstalter für die Dauer 
von 1 bis maximal 6 Monaten.

ANWALT EINGESCHALTET
Noch grössere Fragezeichen haben die 
Indosa-Mitarbeitenden bei den ver-
rechneten Minusstunden. Zum Bei-
spiel Maschinist Oliver Berliat *, dem 
wie Bösch rund 2000 Franken fehlen. 
Und zwar deshalb, weil er angeblich 
allein im Oktober über 20 Minusstun-
den angehäuft haben soll. Berliat aber 
versichert: «Das ist eine frei erfundene 
Zahl!»

Wer die fragwürdigen Abzüge zu 
verantworten hat, geht aus dem Be-
gleitbrief nicht direkt hervor. Weil er 
nicht einmal unterzeichnet ist. Doch 
für die Mitarbeitenden ist klar, wer 
 dahintersteckt: die Personalverant-
wortliche M., die mit dem Firmen-
oberhaupt Werner Grabher privat ver-
kehrt, einen stolzen Pauschallohn von 
9500 Franken bezieht, und im Betrieb 

als rechte Hand des Chefs fungiert. 
Schon im September hatten im work 
mehrere Mitarbeitende Mobbing-Vor-
würfe gegen M. erhoben (siehe: re-
brand.ly/chef-schreit). Seither hat sie 
sich in den Betriebshallen nicht mehr 

blicken lassen. 
Stellung neh-
men wollte M. 
auch diesmal 
nicht. Auch 
Chef Grabher 
sagte am Tele-

fon nichts zu den aktuellen Vorwür-
fen. Dafür schaltete er noch gleichen-
tags den Anwalt Werner Ritter ein. 
Und dieser sagt auf Anfrage: «Mein 
Auftrag ist die umfassende Klärung 
der Vorwürfe. Gegenwärtig untersu-
chen wir, was den Mitarbeitenden tat-
sächlich zusteht. Unser Ziel ist eine 
gütliche Lösung der Konfl ikte entspre-
chend den gesetzlichen Grundlagen.» 
Darauf wollen sich die Mitarbeiten-
den aber nicht verlassen. Sie haben ih-
rerseits gehandelt und dem Chef per 
eingeschriebenen Brief ein Ultima-
tum gestellt: Binnen zehn Tagen er-
warte man den korrekten Zahltag 
und danke für das Verständnis. work 
bleibt dran.

Eindeutiger
Verstoss
gegen den
MEM-GAV.

FAUSTDICK: Seit Jahrzehnten wehrt 
sich das sozialistische Kuba gegen 
die aggressiven USA. FOTO: KEYSTONE

* Name geändert
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SIE STEHEN 
HINTER BION-
TECH: Ugur Sahin 
und Özlem Türeci,  
ein deutsches 
Ärzte- und 
Unternehmerehe-
paar türkischer 
Herkunft. FOTO: ZVG

LINKS ZUM 
THEMA:

 rebrand.ly/
oesis 
Für die verbohrte 
alte NZZ greift 
Österreich  
zum «Vorschlag
hammer».

 rebrand.ly/
hysteriker 
Für Kanzler Kurz 
gilt: Jeder soziale 
Kontakt ist einer 
zu viel. In den 
Augen von Ueli  
Maurer auch  
so ein Corona
Hysteriker.

Sie finden alle 
Links direkt  
zum Anklicken  
auf der work
Website unter  
der Rubrik  
«rosazukunft»:  
www.work
zeitung.ch

Als die Abwahl von Donald Trump 
feststand, meldeten die Unter
nehmen Biontech und Pfizer nie für 
möglich gehaltene Erfolge bei ihrem 
Impfstoff. Die Produktion werde 
noch dieses Jahr mit 50 Millionen 
Impfdosen anlaufen. In wenigen 
Monaten könne man 70 Prozent der 
Deutschen impfen. Es geht voran!

Wir erleben dank der Pandemie eine der 
spannenderen Phasen kapitalistischer 
Entwicklung.

ERKENNTNIS 1: Die Pandemie kostet die 
Weltwirtschaft jeden Monat mindestens 
375 Milliarden Franken. Wie schon bei 
der Spanischen Grippe gilt, wer als Stadt, 
Region oder Land gesundheitspolitisch 
harte Massnahmen ergreift, kommt 
wirtschaftlich besser durch die Krise. 

ERKENNTNIS 2: Deshalb empfehlen  
60 Wissenschafterinnen und Wissenschaf-
ter dem Bundesrat, einen harten Lock-
down mit korrekter Entschädigung für 
alle Betroffenen zu kombinieren. Die NZZ 
hat den Brief nicht veröffentlicht, die 
rechte deutsche FAZ berichtet über ihn. So 
weit sind wir schon. Österreich geht seit 
dem letzten Samstag genau diesen Weg. 
Am 6. Dezember 2020 steht fest, wer recht 
hatte, Finanzminister Ueli Maurer, der 
behauptet, ein neuer Lockdown sei nicht 
finanzierbar. Oder Österreichs Bundes-
kanzler Sebastian Kurz, der durchgreift. 
Wetten, dass die Ösis diesmal besser sind?

ERKENNTNIS 3: Weltweit haben die Länder 
dieser Welt rund 25 Milliarden Franken 

investiert, damit staatliche, parastaatliche 
und private Unternehmen in Konkurrenz 
zueinander möglichst schnell einen 
Impfstoff entwickeln. Denn normaler-
weise dauert es zehn Jahre, bis ein neuer 
Impfstoff auf den Markt kommt. 

ERKENNTNIS 4: Die Forscherinnen und 
Forscher waren und sind mit unterschied-
lichen Ansätzen unterwegs: MRNA-Impf-
stoffe. Vektor-Viren. Proteinbasierte sowie 
Tot-Lebend-Impfstoffe. Die meisten von 
uns – der Schreibende eingeschlossen – 
verstehen wahrscheinlich im ersten 
Anlauf nur Bahnhof.

ERKENNTNIS 5: Als die Abwahl von Donald 
Trump feststand, meldeten die Unterneh-
men Biontech und Pfizer nie für möglich 
gehaltene Erfolge: Ihr MRNA-Impfstoff 
schütze mehr als 90 Prozent der Geimpf-
ten. Nebenwirkungen seien klein und 
deshalb vernachlässigbar. Die Produktion 
werde noch dieses Jahr mit 50 Millionen 
Impfdosen anlaufen. Die Materialkosten 
würden sich pro Person unter 40 Franken 
bewegen. In wenigen Monaten könne man 
70 Prozent der Deutschen impfen.

ERKENNTNIS 6: Wenn Donald Trump am 
20. Januar 2021 die Präsidentschaft an Joe 
Biden übergeben muss, werden absehbar 
bereits 30 Millionen Menschen in den 
USA geimpft sein. Im Sommer 2021 soll 
der Corona-Spuk vorbei sein.

ERKENNTNIS 7: In fast keinem anderen 
Land der Welt ist die Impfskepsis so gross 
wie in der Schweiz. Leider fordern wenige 
einen Impfzwang. Vielleicht löst sich das 

Problem spielerisch. Die finnische Minis-
terpräsidentin Sanna Marin fordert, dass 
alle, die ins Ausland reisen, und alle, die 
wieder fliegen wollen, geimpft sein 
 müssen. Selbst die Swiss geht in diese 
Richtung. Der Impfpass als Spasspass.

ERKENNTNIS 8: Die Manager der Pharma-
multis Roche und Novartis haben versagt, 
obwohl niemand besser bezahlt wird als 
sie. Sie hätten eine Zusammenarbeit mit 
Firmen wie Biontech realisieren müssen. 
Stattdessen verkaufte Novartis das Werk, 
in dem Biontech die Impfstoffe für 
Europa produzieren wird, an Ugur Sahin 
und Özlem Türeci, ein deutsches Ärzte- 
und Unternehmerehepaar türkischer 
Herkunft. Dümmer geht nimmer.

ERKENNTNIS 9: Die Prozesse rund um die 
Entwicklung des neuen Impfstoffs legen 

nahe, dass wir wahrscheinlich am Beginn 
einer neuen Produktionsweise stehen, 
welche die Produktivkräfte entfesselt. Im 
nächsten Schritt sollten die Staaten Geld 
aufwerfen, damit endlich Antibiotika 
entwickelt werden, die gegen alle Bakte-
rien wirken.

Der deutsche Professor für Wirt-
schaftswissenschaft Axel Ochenfels denkt 
schon weiter: «Auktionen könnten Unter-
nehmen belohnen, die ambitionierte 
Kostenziele für grüne Technologien 
unterschreiten. Das Ziel ist, durch Kreati-
vität und Wettbewerb (irgend)eine grüne 
Technologie so günstig zu machen, dass 
fossile Brennstoffe wertlos werden. Sobald 
dies gelingt, ist es fortan im Eigeninter-
esse aller Länder und Unternehmen, die 
fossilen Ressourcen in der Erde zu lassen. 
Internationale Kooperation ist dann 
überflüssig.»

Corona-Impfstoff: Der Beginn einer neuen Produktionsweise?

Basler Plattenleger stehen auf und schlagen Alarm:

Früh pensionierung steht auf dem Spiel
Das Gewerbe der Platten
leger boomt – sogar in 
Coronazeiten. Trotzdem 
will der Basler Branchen
verband die Löhne 
 drücken und die Früh
pensionierung kübeln. 
Mit haarsträubenden 
Begründungen.
JONAS KOMPOSCH

Meist herrscht tote Hose auf dem Bas-
ler Pyramidenplatz. Eine Ausnahme 
gab’s am 12. November: Unia-Fahnen 
flatterten, Musik dröhnte aus Boxen, 
und um 12 Uhr mittags trafen gut 
60 Plattenleger ein. Sofort machte sich 
eine freundschaftliche Stimmung 
breit. Schliesslich kennt man sich in 
der Branche. Und die Kollegen hatten 
alle ein Ziel: dem hier ansässigen Plat-
tenverband beider Basel einmal gehö-
rig die Meinung zu geigen.

Warum, erklärt Plattenleger Ar-
thur Scherrer * (40): «Was sich die Chefs 
herausnehmen, zeigt ihre extrem ar-
rogante Haltung.» Tatsächlich ist der 
Arbeitgeberverband mitten in der 
 Coronakrise aus dem Gesamtarbeits-
vertrag (GAV) für das Ausbaugewerbe 
ausgestiegen. Dies, obwohl das Kera-
mikgeschäft boomt und Fachpersonal 
immer rarer wird. Und obwohl die 
Plattenleger seit Corona unter schwie-
rigen Umständen durchgearbeitet ha-
ben. Statt einer Anerkennung nun also 
die GAV-Kündigung. Damit droht aus-
gerechnet in der Hochpreisinsel Basel 
und ausgerechnet einer körperlich 
 extrem belasteten Berufsgruppe eine 

Reihe von Verschlechterungen. Und 
die Zerstörung einer einmaligen histo-
rischen Errungenschaft.

BILLIGKONKURRENZ?
Die Basler Plattenleger können näm-
lich auf eine stolze Geschichte zurück-
blicken. Wegen ihres starken gewerk-
schaftlichen Zusammenhalts setzten 
sie schon vor langer Zeit einen regio-
nalen GAV durch. Und zwar einen, der 
wesentlich besser war als der gesamt-
schweizerische GAV für das Plattenle-
gergewerbe. Heute gibt’s den regiona-

len Plattenleger-GAV zwar nicht mehr, 
doch seit 2014 sind die rund 240 Plat-
tenleger beider Basel dem regionalen 
GAV für das Ausbaugewerbe unter-
stellt. Und profitieren so immer noch 
von ihren Errungenschaften: Ihre Min-
destlöhne liegen bis zu 540 Franken 
über jenen des nationalen Plattenle-
ger-GAV. Zudem haben die Basler An-
recht auf eine bezahlte Znünipause 
und können mit 62 Jahren in die ver-
diente Frühpension.

Dem will der Basler Plattenleger-
verband nun auf März 2021 ein Ende 

setzen – und zwar präventiv. So  
sagt Verbandspräsidentin Daniela 
Bernardi zu work: «Momentan haben 
wir sehr viel Arbeit, aber wenn sich 
das ändert, kommen wir unter 
Druck.» Bernardi meint damit die aus-
serkantonale und ausländische Kon-
kurrenz, die mit Billigangeboten nach 
Basel dränge. Ein Scheinargument sei 
das, sagt dagegen Unia-Mann Lucien 
Robischon, denn: «Auch ausserregio-
nale Firmen sind verpflichtet, sich an 
die hier geltenden Mindestlöhne zu 
halten. Tun sie das nicht, hat das hohe 

Konventionalstrafen zur Folge.» Auch 
das Argument von nicht funktionie-
renden Lohnkontrollen zerpflückt 
 Robischon: «Wir haben den Arbeit-

gebern einen gemeinsamen Beschluss 
für intensivierte Kontrollen vorge-
schlagen. Davon wollten sie aber 
nichts wissen.»

BRUTALE BEDINGUNGEN
Den Firmen scheint es also ums Prin-
zip zu gehen, sprich um den Profit. Ei-
ner, der sich das nicht gefallen lassen 
will, ist Robert Blaurock (54). Er sagt: 
«Was heute auf den Baustellen ab-
läuft, ist nicht mehr normal. Der Zeit-
druck ist explodiert.» Blaurock weiss, 
wovon er spricht, denn er steht schon 
seit seinem fünfzehnten Lebensjahr 
im Beruf, ist aktives Unia-Mitglied 
und Präsident der Basler Plattenleger. 

Gleich sieht es Arthur Scherrer  
der gerade einen Hexenschuss ausku-
riert hat. Er sagt: «Gemütlich war es 
auch früher nicht, aber heute ist es 
richtig brutal! In immer weniger Zeit 
müssen wir immer grössere Platten 
verschleppen.» Darunter litten Men-
schen genauso wie die Qualität der Ar-
beit. Und sogar der frisch Ausgelernte 
Thomas Gyger * (20) sagt: «Hätte ich da-
mals gewusst, dass es so den Bach run-
tergeht, hätte ich eine andere Lehre 
gemacht.» Doch Jungarbeiter Gyger 
nimmt’s pragmatisch, jetzt gehe es 
um die Verteidigung der Arbeitsbedin-
gungen. Und er sagt: «Kraftprobe ge-
fällig? Wir sind bereit!»

SIE SIND BEREIT! Die Basler Plattenleger protestieren gegen den Arbeitgeberverband, der mitten in der Coronakrise  
aus dem Gesamtarbeitsvertrag ausgestiegen ist. FOTO: UNIA

«Was sich die Chefs 
herausnehmen, zeigt ihre 
arrogante Haltung.»

PLATTENLEGER ARTHUR SCHERRER

* Namen geändert
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KEIN SCHWEIZER 
GELD FÜR DIE KRIEGE 
DIESER WELT
Mich erzürnt die Untertanenmentalität des 
Bundesrates. Wirtschaftsminister Guy Parme-
lin diffamiert die von den Jungen Grünen und 
der Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) 
eingereichte Kriegsgeschäftsinitiative: «Diese 

Initiative ist 
ineffi zient, 
nutzlos und 
gefährlich für 
die Schweizer 
Wirtschaft» 

(Tribune de Genève). Und im Westschweizer 
Fernsehen fügte er hinzu: «Die Initiative verhin-
dert die lukrativen Geschäfte der Pensionskas-
sen und droht die Renten zu senken.» Dümmer 
geht es nicht mehr!
WAS WILL DIE INITIATIVE? Am 29. November 
stimmen wir darüber ab, ob der Nationalbank, 
der AHV, der Invalidenversicherung und den 
1562 Pensionskassen verboten wird, in Firmen zu 
investieren, die Kriegsgeräte herstellen. Als Her-
stellerin von Kriegsgeräten gilt dabei jede Firma, 
die mehr als fünf Prozent ihres jährlichen Umsat-
zes mit Waffenproduktion erzielt. Betroffen 
wären damit auch Firmen, die zugleich zivile 
Produkte und Kriegsmaterial herstellen. 
Als Investitionsvehikel gelten sowohl Direkt-
investitionen als auch Investitionen über 
Fonds, die Beteiligungen an Herstellern von 
Kriegsmaterial halten.
Die heute bereits bestehende Gesetzgebung 
verbietet jegliche Finanzierung der Produktion 
von Waffen, die völkerrechtlich geächtet sind. 
Also Atombomben, Antipersonenminen und 
Splitterbomben. Sie werden mit einem skurrilen 
Ausdruck als «inhumane» Waffen bezeichnet. 
Trotzdem investiert die Nationalbank Hunderte 
Millionen Franken in die Fabrikation von 
 Nuklearwaffen. Ihre fadenscheinige Recht-
fertigung: Sie unterstütze nur diejenigen 
 Produzenten, die ausschliesslich an die Staaten 
liefern, die dem Atomwaffensperrvertrag unter-
stehen.
Nationalbank, AHV/IV und die Pensionskas-
sen sind mächtige Finanzinvestoren. 2019 
verwaltete die Nationalbank 816 Milliarden 
Franken, die AHV/IV 34,6 Milliarden und die 
Pensionskassen 876 Milliarden.

BLUTGELD. Private Banken und Versicherungen 
sind von der Initiative nicht betroffen. Sie 
fordert nur, dass der Bund sich in Zukunft um 
die Kontrolle dieser Unternehmen kümmert.
Zur Abklärung der gegenwärtigen Lage haben 
die Initiatoren niederländische Experten beauf-
tragt. Deren Resultat: Im letzten Jahr haben 
113 schweizerische Finanzinstitute 9,9 Milliarden 
Franken in Firmen investiert, die Kriegsmaterial 
herstellen. Der Anteil der öffentlichen Institute 
ist bedeutsam: Allein die Nationalbank hatte 
1,8 Milliarden Franken in Aktien und Fonds-
anteilen von Waffenfabriken in ihren Büchern.
Laut Uno-Statistik haben im vergangenen Jahr 
18 «Kriege niederer Intensität» – das sind 
Kriege mit weniger als 10 000 Toten – die Welt 
verwüstet. In vielen Fällen starben Menschen 
durch Waffen, deren Produktion auch mit 
Schweizer Geld fi nanziert wurde. Am 
29. November haben die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger die Gelegenheit, den Fluss 
dieses schweizerischen Blutgeldes zu stoppen.
Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden 
Ausschusses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. 
Sein neustes Buch ist: Die Schande Europas. Von Flüchtlingen 
und Menschenrechten.

9,9 Milliarden Franken
haben Schweizer Finanz-
institute 2019 in Firmen
investiert, die Kriegs-
material herstellen.

la suisse
existe

Jean Ziegler

workfrage:
Braucht die 
Schweiz jetzt 
einen zweiten
Lockdown?
Schreiben oder mailen Sie 
uns Ihre Meinung zu diesem 
Thema! Eine Auswahl der 
Antworten lesen Sie in der 
nächsten Ausgabe. 
E-Mail oder Brief an: work, 
Frage, Postfach 272, 
3000 Bern 15, 
redaktion@workzeitung.ch

Es hat gedauert, 
doch jetzt spricht 
der  Bundesrat eine 
 Milliarde für einen 
Corona-Härtefall-
fonds. Und macht 
 einige Fehler des 
Frühlings rück-
gängig. Doch das 
reicht noch nicht.
CLEMENS STUDER

Die zweite Welle der Corona-Pan-
demie hat die Schweiz heftig im 
Griff. Auch wenn das die meisten 
Deutschschweizer Kantone noch 
verdrängen möchten. Das schafft 
enorme wirtschaftliche Pro-
bleme. Während in Kantonen 
mit härteren Anti-Corona-Regi-
men die Entschädigung der ge-

schlossenen Betriebe relativ klar 
ist, leiden immer mehr Betriebe 
unter den Einschränkungen, die 
ohne offi ziellen Lockdown ver-
hängt wurden. Etwa Restaurants 
und Bars: Die Leute gehen zwar 
weniger hin, gleichzeitig können 
sie aber nicht schliessen. Das 
rechnet sich nicht.

Inzwischen ist die Schweiz 
zum europäischen Corona-
Hotspot geworden. Dies vor al-

lem auch, nachdem die rechten 
Parteien, Kantone und einfälti-
geren der Wirtschaftsverbände 
im Frühling eine Blitzöffnung 
aus dem Lockdown durchge-
stiert haben. An manchen Tagen 
sind alle zertifi zierten Betten auf 
den Intensivstationen belegt. 
Die Ansteckungszahlen verhar-
ren im vierstelligen Bereich. Die 
Spitaleinweisungen steigen. Die 
Todesfälle auch. Das Contact-Tra-
cing bleibt ein schönes Konzept. 
Kurzum: Seit der Bundesrat die 
Pandemiebekämpfung an die 
Kantone delegieren musste, 
läuft die Situation an praktisch 
allen Fronten aus dem Ruder.

RICHTUNG STIMMT
So gesehen können die neusten 
Entscheide des Bundesrates jetzt 
als unausgesprochenes Einge-
stehen der Frühlingsfehler ver-
standen werden. Aber auch als 
Versuch, zumindest noch schlim-
mere wirtschaftliche Folgen der 
Coronakrise zu mindern. Statt 
400 Millionen stehen jetzt eine 
Milliarde Franken für die Milde-
rung von Härtefällen zur Verfü-
gung. Über die ganze Summe ge-
sehen übernimmt der Bund zwei 
Drittel und die Kantone einen. 
Für die Ausgestaltung der Fonds-
Auszahlungen sind die Kantone 
zuständig. Es braucht keine Kris-
tallkugel, um vorauszusehen, 
dass es da zu massiven Ungleich-
behandlungen von Branchen 
kommt. Innerkantonal und im 
kantonalen Vergleich. Ausser-

dem will der Bundesrat einige 
Massnahmen wieder in Kraft 
setzen, die wegen der Hauruck-
öffnung im Frühling aufgeho-
ben wurden. Unter anderem:
�  Das Recht auf Kurzarbeitsent-

schädigung wird auf Auszu-
bildende und befristete Ver-
träge ausgeweitet.

�  Die Karenzfrist, also die War-
tezeit bis zum Erhalt der 
 Entschädigung, wird abge-
schafft.

�  Maximale Dauer der Kurzar-
beit für Ertragsausfälle von 
mehr als 85 Prozent wird ab-
geschafft.

ES REICHT NICHT
Das alles ist sinnvoll und hilf-
reich. Aber es reicht längst 
nicht. So haben Lohnabhängige 
in Kurzarbeit immer noch nur 
80 Prozent ihres Lohnes zur Ver-
fügung. Das ist gerade für Ge-
ringverdienende ein persönli-
ches Drama. Oft bleiben nur 
noch 3000 Franken und weniger 
zum Leben. Das ist aber auch ge-
samtwirtschaftlich ein Unding: 
gerade in einer Krise wäre es 
zentral, die Kaufkraft zu erhal-
ten. Denn 20 Prozent weniger 
im Portemonnaie heisst auch, 
20 Prozent weniger Geld, das 
ausgegeben werden kann. 

SPORT HAT’S GUT
Neben den Banken, die gut von 
Ueli Maurers (vermeintlich für 
die KMU gedachten) Kreditpro-
gramm profi tieren, hat ganz of-

fensichtlich auch der Profi sport 
eine exzellente Lobby im Bundes-
haus. Als zweite Branche profi tie-
ren die Spitzenclubs im Fussball 
und Eishockey von einer Sonder-
behandlung. Also jene Unterneh-
men, in denen auch mittlere 
sechsstellige Jahreslöhne keine 
Seltenheit sind. Sie erhalten vom 
Bund zwei Drittel der Ticket-Ein-
nahmen der vergangenen Saison 
ersetzt. Weil sie faktisch nur 
noch Geisterspiele austragen 
können. Das ist ihnen ja zu gön-
nen. Aber: Davon können Kultur-
veranstalterinnen und -veran-
stalter nur träumen. Wenn sie 
überhaupt noch zum Schlafen 
kommen über all den Sorgen um 
ihre faktisch seit Monaten stillge-
legten Lokale.

EINSAMES VERGNÜGEN: Besucherinnen 
im Kino Kosmos in Zürich. In den Kinos 
sind nur noch 50 Personen erlaubt.
FOTO: KEYSTONE

Wo wir auch hinschauen: Lockdown!
Die Schweiz hat national die zö-
gerlichste Corona-Bekämpfung 
in ganz Europa. Weicher noch 
als das bei Corona-«Skeptikern» 
einst so beliebte Schweden. Wie 
lange das noch so bleiben kann, 
ist äusserst fraglich. Sämtliche 
Covid-Eckdaten sind schlimmer 
als bei unseren Nachbarn, die 
entschlossen handeln.

ZUM BEISPIEL ÖSTERREICH: 
Bundeskanzler Sebastian Kurz 
sagte: «Treffen Sie niemanden! 
Jeder Kontakt ist einer zu viel!» 
Und schickte sein Land bis zum 
6. Dezember in einen knallhar-
ten Lockdown. Die Wohnungen 
dürfen nur noch aus triftigen 
Gründen verlassen werden. 
Zwischen 20 Uhr abends und 

6 Uhr morgens gilt eine fakti-
sche Ausgangssperre. Alle Ver-
anstaltungen in Kultur, Sport 

und Freizeit sind abgesagt. 
 Hotels und Restaurants sind ge-
schlossen. Handel und Dienst-
leistungsbetriebe offen. Betrof-
fene Unternehmen bekommen 
vom Staat 80 Prozent ihrer Um-
sätze erstattet, die sie im No-
vember 2019 erzielt haben.

ZUM BEISPIEL DEUTSCHLAND: 
Die Regierung von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel fährt das 
Land für mindestens einen Mo-
nat massiv runter. Die ganze 
Gastronomie ist zu, touristi-
sche Angebote verboten. Auch 
alle Freizeitangebote wie zum 
Beispiel Museen, Kinos und 
Freizeitparks. In der Fussball-
Bundesliga gibt’s nur noch 
Geisterspiele. Das alles wirt-

schaftlich abgesichert für die 
betroffenen Firmen und Selb-
ständigen, wenn auch nicht 
vollumfänglich. Und wenn die 
Zahlen nicht sinken, sind wei-
tere Einschränkungen schon 
angekündigt.

ZUM BEISPIEL ITALIEN: Nordita-
lien gilt als «rote Zone». Alle Lä-
den sind zu, ausser den Lebens-
mittelgeschäften. Im ganzen 
Land gilt eine nächtliche Aus-
gangssperre von 22 bis 5 Uhr. 
Freizeiteinrichtungen sind ge-
schlossen. Die Platzzahl im öf-
fentlichen Verkehr halbiert. Je 
nach regionalen Fallzahlen gel-
ten für die Gastronomie unter-
schiedlich massive Einschrän-
kungen. CLEMENS STUDER

Neuste Bundesrats-
entscheide  gestehen
die Fehlentscheide
vom Frühling ein.

MAURER & KURZ: In Sachen 
Corona zieht Maurer den Kürzeren. 

Coronakrise: 1 Milliarde für Härtefälle

Bundesrat kommt in 
die Hufe (ein bisschen)
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Ems-Chemie: Am Anfang  stand der Know-how-Raub aus der DDR

Der Kommun  ismus machte Blochers reich
11 bis 12 Milliarden 
Franken schwer 
war das Vermögen 
des Blocher-Clans 
2019. Jetzt zeigen 
 brisante Recherchen: 
Der Reichtum der 
SVP-Kommunisten-
fresser-Familie fusst 
 ausgerechnet auf 
 «Importen» aus der 
sozialistischen DDR. 
MARTIN KREUTZBERG

Nylonstrümpfe «ohne Naht» und Per-
lonhemden «bügelfrei und pfl ege-
leicht»: es war eine regelrechte Kultur-
revolution in der Mode der 1950er 
Jahre. Entwickelt und zur Produktions-
reife gebracht wurden die neue Wun-
derfasern Nylon und Perlon als Er-
gebnis langjähriger aufwendiger und 
kostspieliger Forschungsarbeit der 
Konzerne Dupont in den USA und IG 
Farben in Deutschland. Der Beginn der 
modernen Kunststoffchemie. Und 
dann erscheint 1953 urplötzlich das 
Konkurrenzprodukt Grilon auf dem 
Weltmarkt. Hergestellt von einer in 
der Branche völlig unbekannten Holz-
verzuckerungs AG aus Domat/Ems, 
Graubünden, Schweiz. Die Welt 
staunte nicht schlecht. Denn Holzver-
zuckerung (also die Gewinnung von 
Glucose aus Holz) hat mit Kunststoff-
chemie ungefähr so viel gemeinsam 
wie eine Dampfmaschine mit einem 
Laptop. Trotzdem begann damals der 
steile Aufstieg der Ems-Chemie zum 
milliardenschweren Weltkonzern.

MÄRCHEN MADE IN SWITZERLAND
In Graubünden gibt es bis in die 
1940er Jahre nichts als reine, unbe-
rührte Landschaft. Zwar hatte schon 
in den späten dreissiger Jahren der In-
dustrielle Werner Oswald die Absicht, 
das in Graubünden reichlich vorhan-
dene Holz mittels Verzuckerung zu Al-
kohol und dann zu Treibstoff zu verar-
beiten. Technisch nichts Neues, ein 
einfaches chemisches Verfahren, je-
doch kostenaufwendig und wirt-
schaftlich unrentabel. Das ändert sich 
schlagartig mit dem Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges.

Die Schweiz, ein Land ohne ei-
gene Öl- und Kohlevorkommen, ist zu 
100 Prozent auf den Import von Treib-
stoffen angewiesen. Und der ist jetzt 
nicht mehr garantiert. Für seine Ar-
mee braucht das Land aber unbedingt 
eine gesicherte Treibstoffversorgung. 
Und so bekommt Oswald seine Fabrik. 
Geld spielt keine Rolle, der Staat zahlt. 
In wenigen Monaten werden 1941 in 
Domat/Ems nicht nur die Fabrikanla-
gen für die Holzverzuckerung, son-
dern auch Wohnhäuser und Strassen 
aus dem Boden gestampft. Für Werner 
Oswald ein profi tables Geschäft, des-
sen Ende bei Kriegsende allerdings ab-
sehbar ist: ein Auslaufmodell, ohne 
wirtschaftliche Perspektive, auf mas-
sive staatliche Unterstützung angewie-

sen. Und als in einer Volksabstimmung 
dann die Schweizer Stimmenden die 
«Gewährung einer Hilfe an die Holz-
vezuckerungs AG» wuchtig ablehnen, 

scheint das Aus für Oswalds Hovag AG 
und sein teures «Emser Wasser» unaus-
weichlich. Doch der hatte vorgesorgt – 
als Geheimdienstler. 

NUTZEN DER GEHEIMDIENSTE
Werner Oswald hat im Zweiten Welt-
krieg eine wichtige Position im Schwei-
zerischen Nachrichtendienst inne. Des-
sen Aufgabe ist unter anderem die 
 Beschaffung von militärischen, aber 
auch wirtschaftlichen Informationen 
aus  Nazi-Deutschland. Von besonderem 
Interesse für Oswald ist die Treib-
stoffherstellung auf synthetischer Ba-
sis, ein Gebiet, auf dem die deutsche 
Chemie weltweit führend ist. Dabei 
stösst  Geheimdienstler Oswald auf 
den Namen Johann Giesen. Dieser ist 

Ein brisanter SRF-Dok über 
die Ems-Chemie zeigt  braune 
Flecken in der Firmen-
geschichte. Leider nicht alle. 
Stattdessen macht der Film 
ausgerechnet den Anti-
faschisten und SP-Nationalrat 
Robert Grimm zum grossen 
Nazi-Kollaborateur. 

JONAS KOMPOSCH

Düstere Filmmusik, ein verdunkel-
ter Raum und mittendrin ein einzi-
ger Stuhl – darauf Platz nimmt ein 
alter Mann: Christoph Blocher. Der 
SVP-Übervater ist sichtlich irritiert 
über die inszenierte Verhöratmo-
sphäre und fragt: «Hocke ich im 
Halbdunkeln? Ist das halbkrimi-
nell, oder was?» So beginnt der 
neue SRF-Dok «Ems-Chemie – 
dunkle Helfer nach dem Zweiten 
Weltkrieg». Darin beleuchtet der 
SRF-Dokfi lmer mit SVP-Drall, Hans-
jürg Zumstein, die Geschichte des 
grössten Industriebetriebs Grau-
bündens. Und zwar, weil in diesem 
auch Nazi-Verbrecher mitmischten. 
Was der ehemalige Ems-Chef und 
Hobbyhistoriker Blocher zwar 
weiss, aber in Firmenpublikationen 
bisher stets verschweigen liess und 
nun sein Unbehagen vor der Ka-
mera mit Sprüchen zu überspielen 
versucht. So zum Beispiel mit die-
ser bemerkenswerten Aussage: Es 
seien zwar «Sauchaibe» gewesen, 
aber dafür «ganz tüchtige», und in 
der Industrie arbeite man halt auch 
mit «Sündern» zusammen. Nazi-
Verbrecher als Sünder?

Neu ist der Filminhalt nicht, 
sondern seit dem Bergier-Bericht 
von 2002 bekannt: Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg holte der Blocher-
Vorgänger Werner Oswald, Chef 
der damaligen Holzverzuckerungs 
AG (Hovag), diverse deutsche Fach-
kräfte nach Ems. Und zwar solche, 
die im nationalsozialistischen Re-
gime teils hohe Posten innehatten. 
Damals eine weit verbreitete Praxis. 

Dazu Historiker Lukas Straumann 
im Film: «Ab Mai 1945 gab es einen 
internationalen Run auf die deut-
schen Wissenschafter und Techni-
ker.» Was der SRF-Dok interessan-
terweise aber nicht zeigt: Viele 
 dieser Fachleute wurden aus der 
DDR abgezügelt (siehe die brisan-
ten Recherchen von Martin Kreutz-
berg rechts).

VON AUSCHWITZ NACH EMS
Den Anfang machte der gefragte 
Chemiker Johann Giesen. Er war 
im Dritten Reich Werksdirektor 
des «arisierten» IG-Farben-Konzerns 
und leitete die Planung einer Che-
miefabrik, die dem Vernichtungsla-
ger Auschwitz angeschlossen war. 
Vermittelt worden war der Nazi-
Chemiker vom ehemaligen SS-
Hauptsturmführer Ernst Rudolf 
 Fischer. Dieser hatte sich kurz vor 
Kriegsende in die Schweiz abge-
setzt. Und zwar zusammen mit 
 SS-Mann Friedrich Kadgien, dem 
wichtigsten Finanzjongleur und 
Dia mantenschieber Hitlers. Und 
hier kommt Robert Grimm ins 
Spiel, der legendäre Landesstreik-
führer und SP-Nationalrat.

Grimm war nämlich 1939 zum 
Chef des kriegswirtschaftlichen 
Amts «Kraft und Wärme» ernannt 
worden. Ein unbeliebter Job, bei dem 
man nicht anders konnte, als sich 
die Hände schmutzig zu machen. 
Seine Aufgabe: den heimischen Nah-
rungs- und Treibstoffbedarf sicher-
stellen. Nur war die Schweiz ab 1942 
ganz von faschistischen Truppen 
umschlossen. Ohne Deals mit den 
Achsenmächten waren die nötigen 
Importe daher unmöglich. Und so 
wurde ausgerechnet der überzeugte 
Antifaschist Grimm zum Verhand-
lungspartner von SS-Finanzmann 
Kadgien. Ein gefundenes Fressen für 
einen Doku-Thriller.

SP-GRIMM FÜR SS-BANDE?
Aber auch eine Steilvorlage für 
wacklige Thesen. So kritisiert der 

Historiker und Grimm-Experte 
 Adrian Zimmermann: «Die im Film 
aufgestellte These, Grimm habe 
den Kontakt von Oswald und Gie-
sen vermittelt, überzeugt nicht. Sie 
beruht weitgehend auf Mutmas-
sungen und zumindest in einem 
Fall auf der Fehlinterpretation ei-
ner Quelle.» Tatsächlich verschickte 
SP-Mann Grimm ein Telegramm 
für eine Sitzung mit Giesen. Was 
der Film aber nicht sagt: Das Doku-
ment stammt aus dem Jahr 1952, 
also aus einer Zeit, als Giesen längst 
in Ems angestellt war.

Dennoch behauptet der Film, 
Grimm habe seine schützende 
Hand über diverse Nazis gehalten. 
Denkbar ist das zwar, weil Gewerk-

schafter Grimm damit möglicher-
weise die 1000 Emser Arbeitsplätze 
sichern wollte, aber die angeführ-
ten Dokumente beweisen es nicht. 
Denn sie wurden nicht von Grimm 
selbst verfasst, sondern von Agen-
ten der damals äusserst nazifreund-
lichen Bundespolizei. Oder von 
Schweizer Anwälten und Geschäfts-
partnern der Nazis. Hier zieht der 
Film vorschnell Schlüsse. Umso ge-
suchter wirkt der alleinige Fokus 
auf den SP-Mann. Mit keinem Wort 
erwähnt wird etwa jener fl üchtige 
Schwerverbrecher und Ems-Bera-
ter, den Spitzenpolitiker von CVP, 
SVP und FDP jahrelang erfolgreich 
protegiert hatten: Waldemar Pabst, 
seines Zeichens Wehrwirtschafts-
minister unter Hitler und stolzer 
Organisator des Doppelmordan-
schlags auf Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht im Jahr 1919. Pabst 
war in den 1960er Jahren für die 
Ems-Vorgängerfi rma Patvag AG tä-
tig. Und zwar als hinterlistiger Waf-
fenhändler für Emser Produkte wie 
«Opalm», einen Brandkampfstoff 
stärker als Napalm.

Christoph Blocher über die Nazi-Chemiker in Ems:

«Ganz tüchtigi Sauchaibe» 

Sie holten nicht nur
Wissen und Spezialisten
aus der DDR nach Ems,
sondern die Blaupausen
für eine komplette Fabrik.

Die Grimm-These
im Dok ist gesucht und
wacklig.

ROBERT GRIMM: SRF-Dok macht den Generalstreik-Organisator und Antifaschisten zum Nazi-Freund. FOTO: SRF

EINE SCHRECKLICH REICHE FAMILIE: Markus, Silvia,    Christoph, Magdalena, Rahel und Miriam Blocher (von links). Im Hintergrund eine Aufnahme der Emser Werke (damals Holzverzuckerungs AG) aus den 1950er Jahren. FOTO: SOZIALARCHIV/ZVG

Es ist der Sommer 1945. In 
Europa ist nach sechs 
fürchterlichen Kriegsjah-
ren endlich Frieden einge-
kehrt. Doch ein einfl uss-
reicher Nationalrat sagt: 
«In der Schweiz hat der 
Krieg gerade erst begon-
nen.» Wie bitte? Die SRF-
Serie «Frieden» zeigt in 
 einer brillanten sechstei-
ligen Serie, was damit ge-
meint ist. 

Im Zentrum stehen 
zwei Familien, durch Hei-
rat verbunden. Die Braut: 
Klara Tobler, Tochter aus 
gutem Textilfabrikanten-

Hause. Der Bräutigam: Jo-
hann Leutenegger, über-
nimmt vom Schwiegerva-
ter die Fabrik und trimmt 
sie auf synthetische Fa-
sern, mit dem Wissen 
 eines Nazi-Chemikers, fi -

nanziert durch geraubte 
jüdische Vermögen. Gat-
tin Klara – hervorragend 
gespielt von Annina 
Walt – betreut mit viel 
Hingabe in einem Heim 
Buben aus dem Konzen-
trationslager Buchen-
wald. Während ihre Mut-
ter, eine vehemente Anti-
semitin, mit einem Nazi 
anbändelt, der Raubgold 
in die Schweiz schmug-
gelt. Zugleich jagt Jo-
hanns Bruder als Bundes-
polizist untergetauchte 
Nazis und wird von 
schrecklichen Erlebnis-

sen als Aktivdienstler an 
der Front gequält.

FESSELND. «Frieden» ist 
ein Geschichts-Konzen-
trat, wirkt jedoch nie un-
glaubwürdig. Denn Auto-
rin Petra Volpe («Die gött-
liche Ordnung») hat genau 
recherchiert. Und zeichnet 
ein ehrliches und differen-
ziertes Bild der Schweiz in 
der Nachkriegszeit. Die Se-
rie ist keine leichte Kost, 
doch sie lässt einen nicht 
mehr los. (asz)
Zu sehen auf srf.ch/play/tv 
bis am 8. 12. 
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FRIEDENSTAUBE: Geboren 
aus Raubgold. FOTO: SRF

Herstellung von Grilon-Fäden.Johann Giesen leitete im Zweiten Weltkrieg das 
Methanolwerk Auschwitz-Monowitz.
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Und sie kann es doch: Packende SRF-
Serie über die Schweizer Nachkriegszeit



Ems-Chemie: Am Anfang  stand der Know-how-Raub aus der DDR

Der Kommun  ismus machte Blochers reich

MARTIN 
KREUTZBERG

PACKENDE
RECHERCHE
Martin Kreutzberg 
ist Dramaturg, 
 Regisseur und war 
Intendant unter 
 anderem am 
 Maxim-Gorki- 
Theater in Berlin, 
am Stadttheater 
Bern, am Staats-
theater Nürnberg 
und am Schau-
spielhaus Zürich. 
Er ist Autor von 
 Dokumentarfi lmen 
für die ARD und 
Arte und lebt in 
 Zürich. 

ZUFALL. Zur Re-
cherche über die 
Ems-Chemie kam 
er per Zufall, wie er 
work erzählt: 
 «Eines  Tages liess 
mich ein Verwand-
ter in das Privat-
archiv seines 
 Vaters schauen. 
Und was ich da 
sah, elektrisierte 
mich augenblick-
lich: eine eigent-
lich  unglaubliche 
Geschichte, die 
sich ein Thriller-
autor hätte aus-
denken können, 
wäre sie nicht 
wahr. Nun kenne 
ich beide Seiten: 
das offi zielle 
Image der Schwei-

zer Vorzeigefi rma 
Emser Werke und, 
aus eigenem 
 Erleben, den Weg, 
auf dem die ‹arme› 
DDR ärmer 
und ärmer wurde.»

EINE SCHRECKLICH REICHE FAMILIE: Markus, Silvia,    Christoph, Magdalena, Rahel und Miriam Blocher (von links). Im Hintergrund eine Aufnahme der Emser Werke (damals Holzverzuckerungs AG) aus den 1950er Jahren. FOTO: SOZIALARCHIV/ZVG
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Martin Kreutzberg.

Generaldirektor der IG Farben-
werke Leuna, dem Zentrum der 
deutschen Synthesetreibstoffpro-
duktion.

Während des Zweiten Welt-
krieges ist Giesen oft auf Reisen. 
Meistens in Richtung Osten, ins 
nazibesetzte südpolnische Mono-
witz. Seine Aufgabe: Er soll dort 
eine neue Anlage zur Methanol-
herstellung bauen. Methanol ist 
kriegswichtig, unabdingbarer 
Grundstoff für die Herstellung 
von Flugzeug- und Raketentreib-
stoffen. Ohne Methanol keine 
«Messerschmidt 163» und keine 
«V2-Rakete».

1944 produziert das von Gie-
sen geplante und in Sklavenarbeit 
von Häftlingen des Konzentra-
tionslagers Auschwitz-Monowitz 
errichtete IG Farbenwerk 15 Pro-
zent der gesamten deutschen Pro-
duktion. Für Generaldirektor Gie-
sen ein Erfolg.

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wird Giesen im Nürnberger 
«IG Farben»-Prozess vernommen: 
«Von Menschenvernichtungen 
oder ähnlichen Untaten an den 
Konzentrationslager-Häftlingen 

habe ich in Auschwitz nie etwas 
erfahren …», gibt er zu Protokoll!

Giesen wird darauf die Lei-
tung des ehemaligen IG-Farbe-
werkes im westdeutschen Uer-
dingen übertragen. Eine ganz 
normale Nachkriegskarriere ei-
nes deutschen Wissenschafters. 
Bis Ende 1949. Dann gibt es einen 
Knick: Giesen wird fristlos entlas-
sen. Wegen «Verrats von Fabrika-
tionsgeheimnissen». Giesen hatte 
Techniker zu Werner Oswald 
nach Ems geschickt, die dort die 

erste Produktionsanlage der Poly-
merchemie in Betrieb setzen. Für 
Giesen bedeutet seine Entlassung 
nur den Beginn einer zweiten 
Karriere. Denn kurze Zeit später 
siedelt er in die Schweiz um und 
wird von «Hovag AG»-Oswald im 
Bündner Schloss Haldenstein ein-
quartiert. Der neue Forschungs-
leiter hat nur eine Aufgabe: Er 

soll den Wechsel von der primiti-
ven Technologie der Holzverga-
sung direkt zur hochmodernen 
Kunststoffchemie herbeiführen – 
ein Quantensprung, und zwar 
schnell.

DIE RUCKSACKUNTERLAGEN
Doch dafür braucht’s Fachleute, 
Spezialisten auf allen Gebieten der 
Polymerchemie. Davon gibt es 
nicht viele. Schon gar nicht in der 
Schweiz. Aber Giesen weiss, wen er 
braucht und wo sie zu fi nden sind: 
in Halle-Leuna. Bei den Kommu-
nisten in der DDR. 

Nur ums Geld, nur um Profi t 
ging es beim Aufstieg der heutigen 
Emser Werke. Hier wurden gezielt 
ostdeutsche Wissenschafter und 
Techniker abgeworben, um sich 
durch den «Verrat von Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnissen» wirt-
schaftliche Vorteile zu verschaf-
fen. Eigentlich strafbar, auch in 
der Schweiz.

Als erstes holt Giesen Anfang 
der 1950er Dr. Kahr nach Ems, Lei-
ter der Caprolactamfabrik in Halle-
Leuna, und seinen Oberingenieur 
Karl Mayer. Beide bringen nicht 
nur ihr Wissen, sondern auch eine 
komplette Sammlung von Plänen 
mit. Quasi die Blaupausen für eine 
komplette Fabrik aus Leuna.

Diese Dokumente sind in 
Ems bis heute unter dem Namen 
«Rucksackunterlagen» bekannt. 
Unter der Leitung dieser beiden 
DDR-Fachleute werden in Ems zü-
gig die technischen Anlagen zur 
Herstellung von Caprolactam, 
dem Grundstoff für Perlon, ge-
baut, das in Ems dann den Marken-
namen Grilon erhält. Mit diesem 
Technologie-Klau aus der DDR war 

der Grundstein der späteren Ems-
Chemie gelegt. 

Damit aber nicht genug. 
Denn Oswald und Giesen denken 
voraus: Wenn man schon durch 
den Import der ostdeutschen Ex-
perten in den Besitz der wissen-
schaftlichen Grundlagen zur Her-
stellung der neuen Wunderfaser 
gelangt war, warum dann nicht 
auch die Spezialisten für ihre Ver-
arbeitung holen? Und die sitzen 
auch in der DDR, in Schwarza, 
Thüringen.

Experte auf diesem Gebiet ist 
zum Beispiel ein Dr. Köching. Mit 
ihm soll sich auch Ingenieur 
 Johann Lesche auf den Weg nach 
Ems begeben. Doch diesmal klappt 
es nicht. 

Die DDR-Behörden haben 
durchaus registriert, dass da eine 
gezielte Abwerbung aus der 
Schweiz stattfi ndet. Auch der 
Name von Ex-IG-Farben-Mann Jo-
hann Giesen ist ihnen natürlich 
nicht unbekannt. So kommt es, 
dass Lesche verhaftet wird beim 
Versuch, die DDR unter Mitnahme 
einschlägiger technischer Doku-
mente zu verlassen. Dies trotz offe-
ner Grenze. Er muss eine längere 
Zuchthaustrafe absitzen und kann 
so erst mit Verspätung das ostdeut-
sche Wissenschafter-Kontingent in 
Ems verstärken.

Die nächste Welle im Know-
how-Transfer aus der DDR beginnt 
schon 1957: Diesmal sind eher 
Grundlagenforscher gefragt. Und 
zwar aus dem Institut der Akade-
mie der Wissenschaften der DDR 
in Teltow bei Berlin. Fast ein halbes 
Dutzend Spezialisten machen sich 
auf den Weg nach Ems. Ihnen 
folgt, Ende der fünfziger Jahre, die 

dritte Welle: Es kommen junge 
Chemiker, die bereits in der DDR 
ausgebildet wurden. Unter ande-
rem der Göttibub von Johann 
 Giesen, Dr. Baumann. Der wirbt 
seinen Studienfreund Hoppe an, 
dieser den frisch promovierten 
Chemiker Achim Schultze.

DÉJÀ-VU IN EMS
Als Dr. Schultze seinen neuen Ar-
beitsplatz in der Forschungsabtei-
lung der Ems-Chemie, wie die 
 Hovag AG jetzt heisst, betritt, hat 
er ein regelrechtes Déjà-vu: Das, 
was er da sieht, kennt er doch! 
Plötzlich hat er das Gefühl, wieder 
in seinem alten volkseigenen 
 Betrieb, dem VEB Leuna-Werke 
«Walter Ulbricht», zu sein. Die Lac-
tamfabrik, die Büro- und Laborge-
bäude – alles praktisch Kopien von 
Leuna.

Die Übereinstimmung reicht 
bis in Details des Treppenaufgan-
ges, sogar der Toiletten. Und er 
trifft in Ems auf viele Fachkolle-
gen aus Leuna. Stolz nennen sie 
sich die «Leuna-Fraktion». Sie alle 
sind mit ihren Spezialkenntnis-
sen dafür vorgesehen, die neuen 
Verfahren der Kunststoffchemie 
in Ems weiterzuentwickeln. Im 
Ergebnis mit durchschlagendem 
Erfolg.

In den folgenden Jahren ent-
steht so, nicht zuletzt dank dem 
steten Know-how-Abfl uss aus der 
DDR – Juristen könnten das auch 
«Verrat von Geschäfts- oder Be-
triebsgeheimnissen» nennen – 
aus einer unbedeutenden klei-
nen Schweizer Chemiebude ein 
Weltkonzern. So milliarden-
schwer wie sein Besitzerclan, die 
Blochers.

Mit dem Technologie-
Klau war der Grund-
stein der späteren
Ems-Chemie gelegt.

Der junge Werner Oswald, 
Gründer der Hovag.

Nylon-Produktion in den 
Ems-Chemiewerken.

Werbeplakat für 
Grilon-Strumpfhosen.
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Streik in Italien 

Fast der
ganze Zug
Eine halbe Million Menschen streikten am 
13. November in Italien. Frauen und Männer der 
«Multiservizi», die in Reinigungs- und Haus-
diensten tätig sind, in Spitälern, Verwaltungen, 
Bildungs- und Kulturstätten. Die meisten sind 
im Stundenlohn angestellt und verdienen ge-
rade mal 7 Euro. Seit sieben Jahren sind ihre 
Löhne und Zulagen eingefroren. Denn die Ar-

beitgeber weigern sich, den Gesamtarbeitsver-
trag zu erneuern, der für 600 000 Arbeitende 
gilt. Mit Corona ist die Arbeit in diesen Berufen 
noch härter geworden: Die Mitarbeitenden sind 
ohne Unterbruch gefordert, müssen zusätzliche 

Reinigungen er-
ledigen und 
sich dabei noch 
mehr schützen. 
In der Pande-
mie wurde erst-
mals sichtbar, 

wie unabdingbar diese Arbeit ist. Systemrele-
vant. Mehr Lohn oder Boni gibt es dafür den-
noch nicht. Im Gegenteil: In den Spitälern bleibt 
die zusätzliche Arbeit zum Teil unbezahlt. Und 
gewissen Arbeitnehmenden kürzte man aus 
Spargründen gar die garantierte Stundenzahl. 
All das brachte das Fass zum Überlaufen. 

UNSICHTBAR. 500 000 Menschen legten ihre Ar-
beit nieder. Trotz beginnender zweiter Corona-
welle. Sie folgten einem Aufruf der drei grossen 
Gewerkschaften CGIL, UIL und CSIL. In über 
hundert Städten gingen sie auf die Plätze, um 
gegen die fehlende Anerkennung zu protestie-
ren. «Invisibili e ultimi – mai più!»: Unsichtbar 
und immer erst zuletzt– nie wieder! Eine De-
monstrantin brachte es auf den Punkt: «Man be-
handelt uns wie das fünfte Rad am Wagen. Wir 
behaupten nicht, wir seien der ganze Zug. Aber 
wir sind ein vollwertiger Teil von ihm.»

DURCHSICHTIG. Der Gesamtarbeitsvertrag (GAV) 
der «Multiservizi» ist nicht der einzige, der seit 
Jahren nicht mehr erneuert wurde. Italien hat 
zwar ein starkes Kollektivvertragssystem, mehr 
als 80 Prozent aller Arbeitnehmenden sind 
 ihnen unterstellt. Und die nationalen Verträge 
werden auf der regionalen und schliesslich der 
Betriebsebene weiter ausgestaltet. Aber der ita-
lienische Arbeitgeberverband Confi ndustria 
und sein Präsident Carlo Bonomi weigern sich 
systematisch, nationale GAV zu erneuern. Sie 
wollen diese einfrieren und möglichst viel auf 
die betriebliche Ebene verlagern. Eine durch-
sichtige Taktik, denn dort sind die Gewerkschaf-
ten schwächer.

Arbeit geber in
Italien weigern sich
systematisch, die
GAV zu erneuern.

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

online

Umfrage zum 
 neuen GAV Coop
2021 wird der neue GAV Coop verhandelt. 
 Arbeiten Sie bei Coop? Ihre Bedürfnisse sind 
sehr wichtig. Nehmen Sie an unserer Umfrage 
teil, damit können wir Ihre Forderungen an 
Coop weitergeben: 
www.unia.ch/coop-umfrage

online
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29. November: Schluss mit Zwangsinvestitionen in Waffengeschäfte 

Machen wir unser Volksvermögen sauber!
Blutgeld für unsere Renten?
Dem will die Kriegs-
geschäftsinitiative ein Ende 
machen. Und das  würde 
erst noch rentieren.
CLEMENS STUDER

2019 haben Schweizer Firmen 
Kriegsmaterial im Wert von 
728 Millionen Franken expor-
tiert. Während die gesamten 
Warenausfuhren der Schweiz 
nur um drei Prozent anstiegen, 
erhöhten sich die Kriegsmate-
rialexporte um 43 Prozent. 

728 Millionen Franken 
sind im Verhältnis zu den ge-
samten Schweizer Exporten 
zwar nicht viel. Aber sie sind 
trotzdem zu viel, weil sie auch 
in Menschenrechtsverweigerer-
Länder gehen wie Bangladesh, 
Bahrain, Pakistan und den 
Kopfab-Staat Saudiarabien. Und 

es kommt dieses Jahr wohl 
noch schlimmer: Im 
ersten Halbjahr 2020 
exportierte die 
Schweiz Kriegsma-
terial im Wert von 
mehr als 501 Millio-
nen Franken. Trotz 
Coronakrise töten 
Schweizer Waffen 
rund um den Globus.

FINANCIERS DES TODES
Mindestens gleich schlimm wie 
die Händler des Todes sind die 
Financiers des Todes. Milliarden 
von Schweizer Kapital fl iesst in 
internationale Waffenherstel-
ler. Vor allem in die USA. Detail-
liertere Zahlen hat der kundige 
work-Autor und Menschen-
rechtsspezialist Jean Ziegler in 
seiner Kolumne auf Seite 5 her-
ausgearbeitet. Besonders stö-

rend: auch Milliar-
den unseres Volks-

vermögens von 

der Schweizer Nationalbank, 
von unserem zwangsgesparten 
Pensionskassengeld und auch 
vom AHV-/IV-Ausgleichsfonds 
werden in Waffenhersteller in-
vestiert. Ohne dass wir dazu et-
was zu sagen hätten. Dem will 
die Kriegsgeschäftsinitiative, 
die von der Gruppe Schweiz 
ohne Armee und den Jungen 
Grünen lanciert wurde, ein 

Ende machen. Übrigens: Auf die 
Erträge der Pensionskassen und 
des AHV-Fonds hat ein Verzicht 
auf blutige Investitionen keine 
negativen Auswirkungen. Das 
zeigen sämtliche Vergleichszah-
len der letzten Jahre. Und die In-
itiative ist ohne grossen Auf-
wand umsetzbar. 

PROBLEMLOS MACHBAR
Das sagt sogar die AXA, eine der 
grösseren Schweizer Pensions-
kassen: «Problemlos machbar», 
heisst es dort. Neben den Waf-
fendealer-Lobbyisten operiert 
nur die Schweizer Nationalbank 
mit Horrorzahlen zu angebli-
chen Ausfällen. Und weigert 
sich, diese auch nur ansatzweise 
zu begründen. Dabei verwaltet 
ihr von der SVP ins Amt gehiev-
ter Präsident Thomas Jordan un-
ser aller Volksvermögen. 

es kommt dieses Jahr wohl 
noch schlimmer: Im 
ersten Halbjahr 2020 

Schweizer Waffen 
rund um den Globus.

rend: auch Milliar-
den unseres Volks-

vermögens von 

KRIEGSEXPORTE:
Auch unsere 

Renten 
werden dafür 

missbraucht. FOTO: ZVG

Crypto-Skandal-Bericht: Die 
Aufklärung, die keine ist

Die Weisswäscher 
von der «Aufsicht»
Die Geschäftsprüfungsdelegation des Parlaments 
hat im Crypto-Skandal geliefert wie bestellt: Sie 
entlastet die alten kalten Krieger. Glaubwürdig ist 
das nicht, dafür erhellend. 

CLEMENS STUDER

Darum geht’s: Die Zuger Crypto 
AG verkaufte Chiffriergeräte mit ei-
ner «Hintertür». US-Geheimdienste 
und der deutsche Bundesnachrich-
tendienst (BND) lasen mit. Und be-
sassen die Firma gar – über eine 
Briefkastenfi rma in Liechtenstein. 
Die «Hintertür» der Crypto-Geräte 
bestand aus absichtlich in den 
 Verschlüsselungs-Algorithmus ein-
gebauten Schwachstellen. Das 
machte die vermeintlich sicher ver-
schlüsselten Texte für die Geheim-
dienste CIA und BND offen lesbar. 
Und die Schweizer Behörden und 
auch Bundesräte waren spätestens 
ab 1977 über die Vorgänge infor-
miert. All das steht in den soge-

nannten Cryptoleaks-Papieren. 
Mehrere Tausend Dokumente, die 
dem deutschen Recherchejourna-
listen Peter F. Müller zugespielt 
wurden. Er hat sie für das ZDF aus-
gewertet und sie mit der SRF-Rund-
schau und der «Washington Post» 
 geteilt. Und im Februar publik ge-
macht. Bereits 2015 hatte der Jour-
nalist und Geheimdienstexperte 
Frank Garbely im Oberwalliser Op-
positionsmagazin «Rote Anneliese» 
den Fall bis in die heute aktuellen 
Verästelungen dargestellt. 

WAS DANN GESCHAH: Nach den 
Enthüllungen vom Februar war 
die Sache nicht weiter zu verheim-
lichen. So wie das in den Jahrzehn-
ten davor immer wieder gelang. 
Parteien von links bis rechts ver-
langten jetzt Aufklärung. Sogar 
eine parlamentarische Untersu-
chungskommission (PUK) stand im 
Raum. Auch FDP-Präsidentin Petra 
Gössi zeigte sich dafür offen. Bis sie 
offenbar gewahr wurde, dass die 
zentralen «üblichen Verdächtigen» 
in der Crypto-Affäre zu ihrer Partei 
gehören: Ex-Bundesrat Kaspar Vil-
liger. Ex-Nationalrat Georg Stucky. 
Ex-Geheimdienstchef Peter Regli. 
Alle auch aus anderen Skandalen 
bekannten Mitglieder des militä-
risch-industriellen Komplexes der 
Schweiz, also der engen Verfl ech-
tung von Militärapparat, Rüstungs-
industrie, staatlicher Verwaltung 
und Politik. Darum war schon bald 
keine Rede mehr von einer PUK. 
Einzig die Geschäftsprüfungsdele-
gation (GPDel) sollte sich mit dem 
Crypto-Skandal beschäftigen. Also 
ausgerechnet jene Geheimdienst-
«Aufsicht», die nie etwas gemerkt 
hat. Und wohl vor allem: nichts 
merken wollte. Weil sie Teil des Sys-
tems war und ist. Als eine der ers-
ten Amtshandlungen entzog die 
GPDel dem vom Bundesrat zur Auf-

arbeitung eingesetzten Alt-Bundes-
richter Niklaus Oberholzer die Er-
mittlungsermächtigung. Um ihn 
danach als Mitarbeiter wieder zu 
mandatieren. Folge: Der Bericht 
des erfahrenen Sumpfaufklärers 
bleibt geheim.

WAS JETZT GESCHEHEN IST: Die 
GPDel hat geliefert wie bestellt. 
Ein dünnes Berichtli (rebrand.ly/
crypto-bericht), das eigentlich al-
les bestätigt, was über Jahrzehnte 
enthüllt wurde – zum Beispiel 
auch von der oppositionellen Lin-
ken im Kanton Zug. Und das alles 
gesundbetet: 
� verschwundene Akten,
� vernichtete Akten,
�  Mitwisser- und Mittäterschaft 

der Schweizer Geheimdienste,
�Mitwisserschaft der Politik,
�  sabotierte Aufklärung wäh-

rend Jahrzehnten und so wei-
ter und so fort. 

Und selbstverständlich wird 
Tefl on-Mann Villiger ebenfalls 
reingewaschen. Eigentlich ein 
Skandal! Kritik übt die GPDel da-
für ausgerechnet am wackeren 
Weinbauern und SVP-Volkswirt-
schaftsminister Guy Parmelin. Er 
hatte der Crypto-Nachfolgefi rma 
die Ausfuhrerlaubnis für ihre Ge-
räte entzogen. Kritisiert wird 
auch die aktuelle VBS-Chefi n 
 Viola Amherd. Die hat offensicht-
lich ein bisschen zu viel auf ihre 

Schlapphüte gehört. Aber, und 
das dürfte wohl eher der nicht 
ausgesprochene Grund für die 
 GPDel-Schelte sein: Amherd hatte 
bereits am 17. Dezember 2019 den 
Bundesrat darüber informiert, 
dass man in ihrem Departement 
in einem alten Archiv Unterlagen 
zur Crypto AG gefunden habe. 
Diese wiesen darauf hin, «dass der 
ehemalige EMD-Vorsteher K. Villi-
ger informiert war». Das gleiche 
steht auch im geleakten CIA-Pa-
pier zur Crypto: «Villiger wusste, 
wem die Firma gehört.» Nur die 
GPDel fi ndet da nichts.

WAS JETZT GESCHEHEN WIRD: 
Nichts. Denn der militärisch- 
industrielle Komplex hat die 
Schweiz auch im Jahr 2020 noch 
ziemlich gut im Griff. Die Forde-
rungen von links nach einer PUK 
werden wirkungslos verhallen.

CODIERT: Bei den Chiffriermaschinen der Crypto AG lasen die US-Geheimdienste 
mit. Die Politik wusste und duldete dies. SCREENSHOT TELE M1

Auch Tefl on-FDP-
Mann Kaspar Villiger
wird rein gewaschen,
eigentlich ein Skandal!

MEHR WISSEN 
DANK WORK
Crypto-Skandal: Jetzt reden 
die ehemaligen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter 
rebrand.ly/ex-mitarbeitende

Cryptoleaks: Der grösste  
Spionageskandal – und 
die Schweiz war mittendrin 
rebrand.ly/schweiz-mittendrin
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Der Zuger Rohstoffmulti 
 Glencore macht in Espinar, 
Peru, die Menschen krank. 
 work war vor Ort.
NICOLE MARON OSCAMAYTA*

Die Kleinbäuerin Carmen Chambi (47) lebt mit ih-
rer Familie in der Provinz Espinar, Peru. Die Berg-
baugesellschaft Antapaccay baut dort für den 
Schweizer Rohstoffmulti Glencore Kupfer ab. Da-
bei werden 17 verschiedene Schwermetalle freige-
setzt, die Gewässer und Böden verschmutzen und 
bei den Menschen zu Organschäden, Lungen- und 
Prostatakrebs, Osteoporose und Bluthochdruck 
führen. Chambi sagt: «Sie lassen uns hier langsam 
sterben, und weder der Staat noch der Konzern 
übernehmen Verantwortung für unsere Situation.» 
Wie Chambis Kinder sind sehr viele Kinder in Espi-
nar schon seit der Geburt schwer krank. Chambi 
sagt: «Unsere Kinder benötigen regelmässig Medi-
kamente und medizinische Behandlung, für deren 
Kosten wir irgendwie aufkommen müssen.» 

Glencore weigert sich, die in einem Rahmen-
abkommen festgelegten Unterstützungsgelder aus-
zuzahlen. Deshalb haben die Bewohnerinnen und 
Bewohner von Espinar am 15. Juli 2020 einen unbe-
fristeten Protest ausgerufen. Sie blockierten strate-
gische Hauptverkehrsachsen und veranstalteten 
friedliche Protestmärsche. Die staatlichen Sicher-

heitskräfte gingen jedoch mit Gewalt gegen die De-
monstrierenden vor und schossen in die Menge. 
Nur durch Glück wurde diesmal – anders als bei 
früheren Protesten – niemand getötet. Auch der 
Journalist Vidal Merma (37), der die Lage in Espinar 
seit 2005 dokumentiert, geriet in Lebensgefahr. 
«Die Polizei hat auf mich geschossen, weil ich ge-
fi lmt und fotografi ert habe, doch zum Glück hat 
mich die Kugel nicht getroffen. In Peru gibt es 
keine Pressefreiheit. Die Wahrheit zu berichten ist 
zu einem Delikt geworden.» 

GLENCORE BEZAHLT NICHT
Die Proteste im Juli 2020 standen auch im Zusam-
menhang mit der Coronakrise. Während fast sie-
ben Monaten war das Land im Lockdown. Für viele 
Menschen fi el von einem Tag auf den anderen das 
gesamte Einkommen weg. Die Regierung versprach 
Hilfspakete und fi nanzielle Unterstützung, aber ge-
rade in ländlichen Gebieten kam diese oft nicht an. 
Deysi Arapa Vargas (22) hat die Proteste mitorgani-
siert. Sie ist Vorstandsmitglied der Jugendorganisa-
tion Fujek. Vargas sagt: «Die Situation in Espinar 
war wirklich besorgniserregend, viele Menschen 
hängten eine weisse Fahne aus dem Fenster, was be-
deutete, dass sie Hilfe brauchten, Essen oder Geld.» 
Deshalb hätten sie von Glencore die Auszahlung 
der vereinbarten Unterstützungsgelder gefordert. 
Doch Glencore lehnte die Forderung ab und ver-
teilte stattdessen Essensgutscheine – allerdings 
erst Monate später. Doch die meisten Leute konn-
ten diese Gutscheine gar nicht einlösen, weil sie 

auf dem lokalen Markt, in kleinen Läden oder bei 
Strassenhändlerinnen und -händlern einkaufen.

«Natürlich sind wir mit diesem Ausgang nicht 
wirklich zufrieden», sagt Aktivistin Vargas, «aber 
gerade bei den Jugendlichen hat die massive Poli-
zeigewalt sehr viel Angst ausgelöst. Viele sind trau-
matisiert und brauchten psychologische Unterstüt-
zung, doch die Staatsanwaltschaft hat sich nicht 
darum bemüht, ihre Aussagen aufzunehmen oder 
sich sonst irgendwie um sie zu kümmern. Stattdes-
sen haben mir einige Kollegen erzählt, dass sie von 
der Polizei eingeschüchtert worden seien, damit 
sie keine Anzeige erstatteten.»

KONZERNE LÜGEN
Metalle wie Gold, Kupfer und Zink, die Glencore 
auf Kosten von Menschen und Umwelt in Espinar 
abbaut, landen in unseren Handys, Computern 
oder Batterien. Die Schweiz ist nebst nebst China, 
Japan und den USA eine der wichtigsten Abnehme-
rinnen von Metallen aus Peru – nur schon deshalb 
ist es an der Zeit, dass Konzerne wie Glencore Ver-
antwortung übernehmen für den irreparablen 
Schaden, den sie verursachen. Genau dies fordert 
die Konzernverantwortungsinitiative, über die wir 
am 29. November abstimmen. 

Oscar Mollohuanca (59) ist der ehemalige Bür-
germeister von Espinar. Er sagt: «Diese Initiative 
könnte für ein bisschen mehr Menschlichkeit sor-
gen». Mollohuanca drohen wegen seiner Teilnahme 
an den Protesten 20 Jahre Gefängnis und eine Busse 
von mehr als einer Million Franken. «Die Justiz hier 
in Peru ist eine Verbündete der Bergbaukonzerne. 
Wenn wir die Chance hätten, an ein Gericht in der 
Schweiz zu gelangen, könnten wir dar auf hoffen, 
von Richterinnen und Richtern beurteilt zu wer-

den, die unab-
hängig und 
aufgrund von 
Beweisen ur-
teilen – und 
Beweise gibt 
es zur Ge-
nüge.» Mollo-
huanca ist 

überzeugt, dass die Konzerne ihre Vorgehenswei-
se nicht verändern, solange es keinen echten poli-
tischen Wandel gibt. «Die Konzerne werden weiter 
lügen und internationale Kampa gnen machen, in 
denen sie behaupten, dass hier alles bestens laufe, 
dass man mit den indigenen Gemeinden harmo-
nisch zusammenarbeite und keine Umweltver-
schmutzung stattfi nde.»

Konzernverantwortungs-Initiative: Darum hoffen die Kleinbauern 
in Espinar auf ein Ja am 29. November 

«Sie lassen uns hier 
langsam sterben»

Krawall-Videos und ein 
eingefl ogener Minister

Nur nicht über 
Menschenrechte 
sprechen!
Die Gegnerinnen und Gegner der 
Konzernver antwortungsinitiative 
sind nervös. Kurz vor dem 
 Abstimmungstermin versuchen sie 
alles, um vom Thema abzulenken.

CHRISTIAN EGG

Im Berner Luxushotel Bellevue gab  Harouna 
Kaboré seine Abstimmungsempfehlung ab: 
Die Schweizerinnen und Schweizer sollten 
die Konzernverantwortungs initiative (Kovi)
ablehnen. Kaboré ist Handelsminister von 
Burkina Faso. Das westafrikanische Land 
liegt auf Rang 85 im Korruptionsindex von 
Transparency International. Bei einem Ja 
zur Initiative, so der Minister, verliere die 
Wirtschaft den Anreiz, in seinem Land zu 
investieren.

Den Minister eingefl ogen und den An-
lass organisiert hatte die PR-Agentur Fur-
rerhugi im Auftrag der Initiativgegner, mit 
freundlicher Mithilfe von Isabelle Cheval-

ley, Nationalrätin 
und Vizepräsiden-
tin der Grünlibera-
len. Sie pfl egt enge 
Beziehungen zur 
Elite von Burkina 
Faso, bei Besuchen 
im Land lässt sie 

sich gern in Staatskarossen umherfahren. 
Die gleiche Agentur ist auch für die Propa-
ganda-Website guter-punkt.ch verantwort-
lich, die einen «Faktencheck» zur Kovi ver-
spricht, in Wahrheit aber nur einseitige 
 Informationen liefert.

Allerdings widersprechen Fachleute 
Minister Kaboré. Und zwar unisono. Etwa 
die Schweizer Entwicklungsökonominnen 
in einer gemeinsamen Stellungnahme: Ja, 
die Privatwirtschaft sei wichtig für die Ent-
wicklung – aber nur, wenn sie grundle-
gende Menschenrechte gewährleiste. 

SCHLAGWORTE STATT ARGUMENTE. Propa-
ganda der übelsten Sorte bieten auch Vi-
deos, die in den letzten Tagen und Wochen 
auf sozialen Medien kursierten. «Welche 
Kreise unterstützen die Unternehmens-Ver-
antwortungs-Initiative?» fragt eines davon. 
Und zeigt Gewaltbilder: vermummte Ge-
stalten, die Molotow-Cocktails werfen, um-
gestürzte und brennende Autos, untermalt 
von bedrohlicher Musik. «Und solche lin-
ken Krawallanten wollen uns jetzt vor-
schreiben, wie die Schweizer Wirtschaft zu 
funktionieren habe!» Zum Anliegen der In-
itiative: kein Wort.

SIMPLE TAKTIK. Für Tom Cassee, Sprecher 
des Initiativkomitees, ist klar: «Die Gegner 
der Initiative wollen alles, nur nicht über 
die Menschenrechte sprechen.» Die Taktik: 
die Leute verunsichern, anstatt sich mit 
dem Inhalt der Vorlage zu befassen. Cassee 
sagt, die Konzerne seien nervös, da laut 
Umfragen eine Mehrheit für die Initiative 
sei: «Jetzt ist ihnen jedes Mittel recht.»

*Nicole Maron Oscamayta ist eine Schweizer 
Journalistin und Buchautorin. Seit 2017 lebt sie in Peru 
und Bolivien. 

Das will die Kovi: Firmen 
haftbar machen
Die Konzernverantwortungsinitiative (Kovi) will, 
dass Schweizer Konzerne für ihre Schäden im 
Ausland haften. Sie müssen für Menschenrechts-
verletzungen oder Umweltverschmutzung ihrer 
Tochterfi rmen geradestehen. Betroffene sollen in 
der Schweiz Klage einreichen und Wiedergutma-
chung verlangen können. 

UNIA SAGT JA. Einfache Zulieferer sind von der 
Haftung ausgeschlossen. Ebenso ausgenommen 
sind KMU, ausser sie seien im Rohstoffhandel 
tätig, der als Hochrisikosektor gilt. In andern 
Ländern wie Grossbritannien oder Kanada existie-
ren bereits Haftungsklauseln für Konzerne, wie sie 
jetzt die Konzernverantwortungsinitiative für die 
Schweiz fordert. Sie wurde 2016 von einem gros-
sen Bündnis von Entwicklungs-, Menschenrechts- 
und kirchlichen Organisationen eingereicht. Die 
Unia unterstützt das Volksbegehren und ruft zu 
einem Ja am 29. November auf. (rh)

«Vor einem Gericht
in der Schweiz könnten
wir auf einen fairen
Prozess hoffen.»
 OSCAR MOLLOHUANCA, 

EX-BÜRGERMEISTER VON ESPINAR

Carmen Chambi.

Deysi Arapa Vargas. Oscar Mollohuanca.

Vidal Merma.
«Die Gegner
sind halt sehr
nervös.»

TOM CASSEE, SPRECHER 
DES INITIATIVKOMITEES 
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Darum stimme 
ich Ja

Die Konzern-
verantwortungs-

initiative verlangt 
eine Selbstverständ-
lichkeit: Wenn ein 
Grosskonzern 
(KMU sind aus-
genommen) 
Menschen-
rechte, elemen-
tare Arbeitnehmerrechte oder den 
Umweltschutz missachtet, soll er 
 dafür geradestehen! Wer anständig 
wirtschaftet, gewinnt! Deshalb 
 sagen wir am 29. November Ja zur 
Konzernverantwortungsinitiative! 

Vania Alleva, Präsidentin Unia

UNMENSCHLICHER RAUBBAU: Besonders Kinder 
leiden wegen des Bergbaus in ganz Peru häufi g an 
Schwermetallvergiftungen. FOTO: KEYSTONE
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RALPH HUG UND MARIE-JOSÉE KUHN 

work: Friedrich Engels, wir erleben nun 
schon die zweite Welle der Corona-
Pandemie. Ist dieses Virus nicht etwas 
gfürchig? 
Friedrich Engels: Ich habe 1845 die Cholera-
seuche in Manchester erlebt. Sie hat die 
fürchterlichsten Verwüstungen unter den 
Arbeitern angerichtet. 

Erzählen Sie uns bitte mehr.
Als die Seuche kam, befi el ein allgemeiner 
Schrecken die Bourgeoisie der Stadt. Man 
erinnerte sich auf einmal der ungesunden 
Wohnungen der Armut und zitterte bei 
der Gewissheit, dass jedes dieser schlech-
ten Arbeiterviertel ein Zentrum für die 
Seuche bilden würde, von wo aus sie ihre 
Verwüstungen nach allen Richtungen in 
die Wohnsitze der besitzenden Klasse aus-
breite. Cholera, Typhus, Blattern und an-
dere verheerende Krankheiten – die kapi-
talistische Gesellschaftsordnung erzeugt 
die Missstände immer wieder. Ganze Gene-
rationen sind verdorben, mit Schwäche 
und Siechtum infi ziert, bloss um der Bour-
geoisie die Beutel zu füllen. 

Sogenannte Covidioten, also Men-
schen, die die Gefahren von Corona 
leugnen und Verschwörungstheorien 
anhängen, machen jetzt  gegen die 
Schutzkonzepte von Bund und Kan-
tonen mobil. Verstehen Sie das?
Jeder von uns wird mehr oder weniger be-
einfl usst von dem intellektuellen Medium, 
in dem er sich vorzugsweise bewegt. Und 
alles, was die Menschen in Bewegung 
setzt, muss durch ihren Kopf hindurch. 
Aber welche Gestalt es in diesem Kopf an-
nimmt, hängt sehr von den Umständen ab.

Sie zum Beispiel kommen ja aus der 
Oberschicht, sind Fabrikant und  
haben Geld wie Heu. Wollen aber 
gleichzeitig Revolutionär sein. Wie 
geht das denn zusammen und durch 
Ihren Kopf hindurch?
Ich wollte zuerst Dichter werden. Aber 
mein Vater bestand darauf, dass ich eine 
kaufmännische Lehre absolviere. Aber es 
war zu scheusslich, nicht nur Bourgeois, 
sondern sogar ein Fabrikant und ein aktiv 

gegen das Proletariat auftretender Bour-
geois zu bleiben. Aber man kann ganz gut 
selbst Börsianer und zur gleichen Zeit So-
zialist sein und deshalb die Klasse der Bör-
sianer hassen und verachten. 

Ja, aber Sie haben ja keine Ahnung, 
was harte Arbeit ist!
Aller Mehrwert – wie er sich auch verteile, 
als Gewinn des Kapitalisten, Grundrente, 
Steuer usw. – ist unbezahlte Arbeit.

Was wir meinen, ist: das Sein bestimmt 
doch das Bewusstsein, oder?
Wenn jemand das dahin verdreht, das öko-

nomische Moment sei das einzig bestim-
mende, so verwandelt er jenen Satz in eine 
nichtssagende, abstrakte, absurde Phrase. 
Die ökonomische Lage ist die Basis, aber 
die verschiedenen Momente des Über-
baus – politische Formen des Klassen-
kampfs und seine Resultate; Verfassungen, 
nach gewonnener Schlacht durch die sie-
gende Klasse festgestellt usw.; Rechtsfor-
men; und nun gar die Refl exe aller dieser 
wirklichen Kämpfe im Gehirn der Beteilig-
ten; politische, juristische, philosophische 
Theo rien; religiöse Anschauungen und 
ihre Weiterentwicklung zu Dogmensyste-
men – üben auch ihre Einwirkung auf den 
Verlauf der geschichtlichen Kämpfe aus 
und bestimmen in vielen Fällen vorwie-
gend deren Form. 

Ok, das ist jetzt ziemlich dialektisch, 
aber Themenwechsel: Sie waren ja 
schon mehrmals in der Schweiz. Wie 
gefällt es Ihnen hier?
Ich kam bald zur Einsicht, dass es selbst im 
Untersuchungsarrest in Köln besser ist als 
in der freien Schweiz.

Wieso das denn? 
Die Schweizer beschäftigten sich in aller 
Gottseligkeit mit Kühemelken, Käsema-
chen, Keuschheit und Jodeln. Von Zeit zu 
Zeit hielten sie Volksversammlungen ab, 
worin sie sich in Hornmänner, Klauen-

männer und andere bestialische Klassen 
spalteten und nie ohne eine herzliche, 
christlich-germanische Prügelei auseinan-
dergingen. Die junge Mannschaft ging 
reislaufen, d. h. liess sich in fremde Kriegs-
dienste anwerben. Man kann den Schwei-
zern nur nachsagen, dass sie sich mit 
grösster Gewissenhaftigkeit für ihren Sold 
haben totschlagen lassen. 

Also grad nur so ist es bei uns auch 
wieder nicht! 
Wer verteidigte denn am 14. Juli 1989 die 
Bastille gegen das anstürmende Volk? 
 Urschweizer aus dem Sonderbund! Wer 
schoss die Pariser Arbeiter aus der Vorstadt 
mit Kartätschen und Flintenkugeln nieder? 
Urschweizer aus dem Sonderbund! Wer 
 unterdrückte die neapolitanische Revolu-
tion von 1798? Urschweizer aus dem Son-
derbund! Wo und wann immer eine revo-
lutionäre Bewegung ausbrach, da waren 
es immer urschweizerische Mietsoldaten, 
die mit der grössten Hartnäckigkeit und 
bis zum letzten Augenblick dagegen 
 fochten. 

Immerhin haben wir in der Schweiz 
die direkte Demokratie! 
Wir fi nden in der Urschweiz eine Anzahl 
roher Hirten, die trotz ihrer demokrati-
schen Verfassung von ein paar reichen 
Grundbesitzern patriarchalisch regiert 
werden. 

Wir möchten jetzt eigentlich nicht 
über die SVP reden, also wieder 
Themenwechsel: Sie haben immer 

auch für die Emanzipation der Frau 
 gekämpft. Warum?
Alle sind gleich und frei – auch die Weiber.

Davon sind wir aber noch weit ent-
fernt. Warum geht es nicht vorwärts?
Der erste Klassengegensatz, der in der Ge-
schichte auftritt, fällt zusammen mit dem 
Antagonismus von Mann und Weib in der 
Einzelehe und die erste Klassenunterdrü-
ckung mit der des weiblichen Geschlechts 
durch das männliche. Er ist in der Familie 
der Bourgeois, die Frau repräsentiert das 
Proletariat.

Was können wir also tun? 
Eine wirkliche Gleichberechtigung von 
Mann und Frau kann nach meiner Überzeu-
gung erst eine Wahrheit werden, wenn die 
Ausbeutung beider durch das Kapital besei-
tigt und die private Hausarbeit in eine öf-
fentliche Industrie verwandelt ist.

Sagt ausgerechnet ein Patriarch und 
Frauenheld wie Sie! Sie vergnügen 
sich doch immer ein bisschen in Paris, 
oder? 
Gäbe es keine Französinnen, wäre das Le-
ben nicht lebenswert! 

Da haben Sie sicher recht! Wäre Ihr Le-
ben denn lebenswert ohne Karl Marx?
Was Marx geleistet hat, hätte ich nicht fer-
tiggebracht. Ohne ihn wäre die Theorie 
des dialektischen Materialismus nicht das, 
was sie ist. Marx war ein Genie, wir andere 
höchstens Talente. 

Ohne Ihr Geld hätte Marx das ja nicht 
geschafft! Sie sorgten sogar für das 
Kind, das seine Haushälterin von ihm 
bekam und das Marx nicht anerken-
nen wollte.
Sonst ist der alte Schweinigel doch sehr lie-
benswürdig! Ich jedenfalls habe mein Le-
ben lang das getan, wozu ich gemacht war, 
nämlich die zweite Violine zu spielen. 

Sie und die zweite Geige? Immerhin 
sorgten Sie dafür, dass Marx sein 
Hauptwerk, «Das Kapital», doch noch 
herausbrachte. 
Ich schrieb Marx, er müsse es unbedingt 
vollenden. Und: ‹Dass das Ding geschrie-

ben wird und erscheint, ist die Hauptsa-
che. Die Schwächen, die dir auffallen, fi n-
den die Esel doch nicht heraus.› 

Ganz schön arrogant, was Sie da sagen!
Also in den meisten geschichtlichen Staa-
ten werden die den Staatsbürgern zuge-
standenen Rechte nach dem Vermögen ab-
gestuft und damit direkt ausgesprochen, 
dass der Staat eine Organisation der besit-
zenden Klasse zum Schutz gegen die nicht-
besitzende ist. So schon in den atheni-
schen und römischen Vermögensklassen. 
So im mittelalterlichen Feudalstaat, wo 
die politische Machtstellung sich nach 

dem Grundbesitz gliederte. So im Wahl-
zensus der modernen Repräsentativstaa-
ten. Diese politische Anerkennung des 
 Besitzunterschieds ist indes keineswegs 
wesentlich. Im Gegenteil, sie bezeichnet 
eine niedrige Stufe der staatlichen Ent-
wicklung. Die höchste Staatsform, die de-
mokratische Republik, die in unsern mo-
dernen Gesellschaftsverhältnissen mehr 
und mehr unvermeidliche Notwendigkeit 
wird und die Staatsform ist, in der der 
letzte Entscheidungskampf zwischen Pro-
letariat …

… Stop, stop, stop: Worauf wollen Sie 
hinaus? 
Ohne Soldaten, Gendarmen und Polizis-
ten, ohne Adel, Könige, Statthalter, Präfek-
ten oder Richter, ohne Gefängnisse, ohne 
Prozesse geht alles seinen geregelten 
Gang.

Sind Sie vielleicht auch noch 
 Anarchist?
Die Anarchisten stellen die Sache auf den 
Kopf. Sie erklären, die proletarische Revo-
lution müsse damit anfangen, dass sie die 
politische Organisation des Staates ab-
schafft. Aber ihn in einem solchen Augen-
blick zerstören, das hiesse, den einzigen 
Organismus zerstören, vermittelst dessen 
das siegende Proletariat seine eben er-
oberte Macht geltend machen, seine kapi-
talistischen Gegner niederhalten und 
 diejenige ökonomische Revolution der Ge-
sellschaft durchsetzen kann, ohne die der 
ganze Sieg enden müsste in einer Nieder-
lage und in einer Massenabschlachtung 
der Arbeiterklasse.

Heisst das, Sie glauben 2020 immer 
noch an die Revolution? Und ver-
teidigen diese weiterhin in dieser 
Gewerkschaftszeitung?
Gewerkschaften tun gute Dienste als Sam-
melpunkte des Widerstands gegen die Ge-
walttaten des Kapitals. Aber statt des kon-
servativen Mottos «Ein gerechter Tagelohn 
für ein gerechtes Tagewerk» sollten sie die 
revolutionäre Losung schreiben: «Nieder 
mit dem Lohnsystem!».

Solcher Verbalradikalismus bringt 
doch nichts! Man kann doch die Lage 
der Arbeitenden heute nicht mit jener 
bei der Industrialisierung vergleichen.

Der ganze Unterschied gegen die alte, of-
fenherzige Sklaverei ist nur der, dass der 
heutige Arbeiter frei zu sein scheint, weil 
er nicht auf einmal verkauft wird, sondern 
stückweise, pro Tag, pro Woche, pro Jahr, 
und weil nicht ein Eigentümer ihn dem 
anderen verkauft, sondern er sich selbst.

Sie behaupten also, in den letzten 150 
Jahren habe sich gar nichts verändert?
Leben, von seinen niedrigsten bis zu sei-
nen höchsten Formen, ist nichts anderes 
als die normale Daseinsweise der Eiweiss-
körper.

Das ist allerdings interessant, wir dan-
ken für das offene Gespräch!

              Das grosse work-Interview mit Friedrich Engels

«Die Schweizer beschäftigten sich mit 
Kühemelken, Käsemachen, Keuschheit 
und Jodeln»
Zum zweihundertsten Geburtstag von Friedrich Engels gelang es work, ein Interview
mit dem Philosophen und Revolutionär zu führen. Exklusiv! Das war möglich, 
weil wir seine Schriften studierten und das Interview gleich selber schrieben.*

Friedrich Engels:
Marx’ Zwilling
Friedrich Engels wurde 1820 in Barmen 
(D), einem Stadtteil des heutigen Wup-
pertal, als Sohn eines Textilfabrikanten 
geboren. Zusammen mit Karl Marx 
 verfasste er 1847 das berühmte «Kom-
munistische Manifest». Mit Marx 
 entwickelte er auch die Gesellschafts-
theorie, die später unter dem Begriff des 
Marixsmus weltweit Schule machte. 

VERKANNT. Engels stand zu Unrecht im 
Schatten von Marx, lieferte er doch be-
deutende Beiträge zur dessen Theorie. 
Seine wichtigsten Werke sind «Die Lage 
der arbeitenden Klasse in England», «Der 
Ursprung der Familie, des Privateigen-
tums und des Staats», «Die Entwicklung 
des Sozialismus von der Utopie zur Wis-
senschaft» sowie «Dialektik der Natur». 
Engels starb 1895 in London. 

WORK-SERIE 
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Rosa Luxemburg
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Künzi streikt!

 Feiernde Plattenleger. 

Exklusiv-Interviews mit Toten
Lesen Sie aus unserer beliebten, 
losen Serie auch die grossen
Interviews mit Wladimir Iljitsch 
Lenin, Karl Marx und 
Rosa Luxemburg 
auf der work-Website: 
rebrand.ly/lenin
rebrand.ly/marx
rebrand.ly/luxemburg

Er hatte Geld, er hatte Zeit, 
er hatte Bildung: Friedrich 
Engels’ Rolle für die Ent-
wicklung des Marxismus 
ist zentral. Auch wenn er 
unterdessen immer nach 
Karl Marx genannt wird. 
CLEMENS STUDER

In Berlins Mitte steht er neben 
Karl Marx im Marx-Engels-Fo-
rum. Überragt ihn. Fast wie ein 
Vater, aber zumindest wie ein 
grosser Bruder steht er neben 
Marx. Und trotzdem bleibt er 
der sprachlich Ewig-Nachge-
stellte: Friedrich Engels. Und 
das hat nicht nur damit zu tun, 
dass er zwei Jahre jünger ist als 
sein Genosse Marx. Während 
der kleinbürgerliche Marx 
zweifellos den besseren öffent-
lichen Auftritt hinlegte und 
eine lebende politisch-ökono-
misch-journalistische Schreib-
maschine war, blieb der gross-
bürgerliche Engels ein klassi-
scher Intellektueller, der so 
 «nebenbei» noch in 12 Sprachen 
parlierte und 20 weitere ver-
stand. Dennoch sagte er über 
sich: «Ich spielte mein ganzes 
Leben lang die zweite Violine» 
(siehe Interview rechts).

Doch Engels war früher als 
Marx, was die Kritik der politi-
schen Ökonomie angeht. Be-
reits 1844 – vier Jahre vor den 
europaweit auffl ackernden bür-
gerlichen Revolutionen – veröf-
fentlichte er seine «Umrisse zu 
einer Kritik der Nationalökono-
mie». Diese waren für Marx 
 zentral für seine späteren öko-
nomischen Arbeiten. Im Er-
scheinungsjahr lernten sich 
Friedrich Engels und Karl Marx 
in Paris persönlich kennen, be-
reits zuvor waren sie in regem 
Briefkontakt gestanden. Und 
hatten sich einmal kurz gese-
hen bei einem Besuch von En-
gels auf der Redaktion der 
«Rheinischen Zeitung». 

BRANDAKTUELL 
Sie schrieben gemeinsam die 
Forderungen der Kommunisti-
schen Partei in Deutschland. Es 
war der Beginn einer wunder-
baren Freundschaft, die die 
Welt veränderte. Nach dem Be-
ginn der Märzrevolution in 
Wien und den bürgerlichen 

Aufständen in Berlin reisten die 
beiden nach Köln. Sie nutzten 
die neu eingeführte Pressefrei-
heit zur Gründung der «Neuen 
Rheinischen Zeitung». Marx 
wurde Chefredaktor, Engels 
sein Stellvertreter. Eine Kon-
stellation, die sie ihr Leben lang 
in der öffentlichen Wahrneh-
mung begleiten wird. Und auch 
heute noch das Erscheinungs-
bild der beiden sozialistischen 
Klassiker prägt. Die legendären 
«blauen Bände» der Gesamt-
ausgabe heissen MEGA für 
«Marx-Engels-Gesamtausgabe». 
Doch trotzdem war es keine 
 Beziehung zwischen Koch und 
Kellner.

Engels wurde am 28. No-
vember 1820 in Barmen (heute 
Wuppertal) im deutschen Ruhr-
gebiet geboren. Als Sohn eines 
Textilfabrikanten. Das Ruhrge-
biet war früh industrialisiert, 
was Engels’ spätere Arbeiten 
prägte. Er besuchte das Gymna-
sium, bis ihn sein Vater ein Jahr 
vor der Matura aus der Schule 

nahm. Wegen zu vieler eigen-
ständiger und aufrührerischer 
Ideen. Friedrich junior musste 
eine kaufmännische Ausbil-
dung machen. Das Verhältnis 
zu seinem Vater, einem protes-
tantischen Frömmler, blieb auf 
ewig angespannt. 

In einem Brief an Marx be-
zeichnete Engels ihn als «fana-
tischen und despotischen Al-
ten». Immerhin hatte Engels im 
Unterschied zu Marx ein nicht 
selbst erarbeitetes Auskom-
men, auch wenn ihm sein Vater 
manchmal die Unterstützung 
strich, weil er die politischen 
Ansichten seines Sohnes über-
haupt nicht schätzte. Aber Blut 
ist dicker als Wasser. Was kaum 
einer so gut wusste wie Fried-
rich Engels. Seine Untersu-
chung «Der Ursprung der Fami-
lie, des Privateigentums und 
des Staats»  (erschienen 1884 in 
der Schweiz) ist ein grosser 
Wurf und Klassiker der Soziolo-
gie. Die Analyse der Entwick-
lung der menschlichen Gesell-

schaft. Engels’ Feststellungen 
insbesondere auch zur Stellung 
der Frau in der bürgerlichen 
Gesellschaft sind auch heute 
noch brandaktuell. 

S FÜR SOZIALISMUS
Engels und Marx entwickelten 
sich zu geistigen Zwillingen – 
mit einer relativ klaren Arbeits-
teilung. Marx beschäftigte sich 
im Laufe der Zusammenarbeit 
mit der Ökonomie. Engels mit 
dem «Rest», der zur Entwick-
lung des wissenschaftlichen So-
zialismus nötig war: von der 
Philosophie über die Staatstheo-
rie zur Wissenschaftstheorie. 
Unter wissenschaftlichem So-
zialismus verstanden Marx und 
Engels das analytische Rüst-
zeug, um die nötigen gesell-
schaftlichen Veränderungen 
und Möglichkeiten im Sinne 
der Arbeiterinnen und Arbeiter 
konkret beurteilen zu können. 

Ohne Engels kein Marxis-
mus. Und wohl auch keinen 
Marx, wie es ihn gab. Denn der 
stets klamme Marx war von den 
fi nanziellen Zuwendungen von 
Engels abhängig, um seine Ar-
beit machen zu können. Und 
auch im privatesten Raum ret-
tete Engels Marx die Haut: er er-
kannte den Sohn, den Marx mit 
seiner Haushälterin gezeugt 
hatte, als seinen eigenen an.

Und Engels kümmerte 
sich um den Nachlass von Marx. 
Nach dessen Tod stellte Engels 
«Das Kapital» auf der Grund-
lage von Marx’ Vorarbeiten und 
Notizen fertig. Engels hat so-
wohl eigenständig sozialisti-
sche Klassiker geschrieben, 
aber auch die Arbeiten von 
Marx geprägt. Trotzdem ist er 
auch heute noch immer der 
Nachgenannte. Aber in Berlins 
Mitte steht er neben dem sit-
zenden Marx. Und hat so auch 
den Sturm auf sozialistische 
Denkmäler nach dem Ende der 
DDR überlebt. Einzig ein biss-
chen rumgerückt wurde er zu-
sammen mit Genosse Karl vor 
10 Jahren – wegen einer S-Bahn-
Linie. Dort steht das S für 
«schnell». Die S-Bahn dagegen, 
bei der das S für Sozialismus 
steht, hat Engels massgeblich 
und energisch auf die Schiene 
geschoben.

Marx – Engels: Keine
Beziehung zwischen
Koch und Kellner.

* Die Antworten sind Zitate von Friedrich Engels 
oder beruhen auf seinen Texten.

Der heutige Arbeiter scheint
frei zu sein, weil er nicht
auf einmal verkauft wird,
sondern stückweise.

Man kann ganz gut
Börsianer und zur gleichen
Zeit Sozialist sein.

Selbst im Untersuchungs-
arrest in Köln war es besser
als in der freien Schweiz.

Ohne Friedrich Engels kein Marxismus

Die zweite Violine 
war die frühere

FEIERABEND! Ausfl ug im Rahmen des Internationalen Sozialistischen Arbeiterkongresses, 1893. 
Simon Ferdinand (Schwiegersohn August Bebels), Frieda Simon, Clara Zetkin, Friedrich Engels, Julie Bebel, 
August Bebel, Ernst Schaffer, Regine Bernstein (von links). FOTO: SCHWEIZERISCHES SOZIALARCHIV

FRIEDRICH ENGELS: «Alle sind gleich und frei – auch die Weiber.» FOTO: AKGIMAGES



12 work 20. November 2020  

Schlappe für die Thurgauer 
Justiz: Sie muss ein antigewerk-
schaftliches Urteil gegen eine 
Unia-Protestaktion revidieren.

RALPH HUG 

Vor gut drei Jahren hatte die Unia genug. 
Im Coop-Tankstellenshop in Romanshorn 
herrschten unhaltbare Arbeitsbedingun-
gen, seit ein neuer Pächter das Sagen 
hatte. Ein Unia-Mitglied, das dort beschäf-
tigt war, hatte die Gewerkschaft auf die 
Missstände hingewiesen. Weil Coop keine 
Anstalten machte, die Sache in Ordnung 
zu bringen, lancierte die Unia eine Protest-
aktion. 

Im Verlauf der Aktion schimpfte das 
Unia-Mitglied laut über den Tankstellen-
shop: Man werde als Mitarbeiter schika-
niert und gemobbt, es herrschten psychi-
scher Terror und Zustände wie in Nord-
korea. Auch von Drohungen, leichten Tät-
lichkeiten wie Herumschubsen und Klap-
sen auf den Nacken sowie von verspäteten 
Lohnzahlungen war die Rede. Die Medien 
berichteten darüber. Der Tankstellen-
pächter – er hatte schon früher amtliche 

Rügen 
wegen 
seiner 
Metho-
den kas-
siert – 

und sein Geschäftsleiter waren darob be-
tupft. Sie reichten gegen das Unia-Mitglied 
Klage ein wegen übler Nachrede und 
 Ver stosses gegen das Gesetz über den un-
lauteren Wettbewerb (UWG). Die Staatsan-
waltschaft Bischofszell übernahm die Vor-
würfe bereitwillig und brummte dem 
Unia-Mann kurzerhand eine bedingte 
Geldstrafe von 70 Tagessätzen à 50 Franken 
sowie eine Busse von 1200 Franken auf. 

RICHTER HELFEN TÄTERN
So wurde das Mobbingopfer auch noch 
zu einem Justizopfer. Denn das Arboner 
Bezirksgericht sah zwar Mobbing, Schi-
kanen und Fertigmacherei durchaus als 
erwiesen an. Es verhängte aber trotzdem 
eine leicht reduzierte Geldstrafe und 
Busse. Der Angestellte habe die übrigen 
Vorwürfe nicht belegen können. Genau 
gleich sah es das Thurgauer Obergericht, 
das die Verurteilung im wesentlichen be-
stätigte. Das war falsch, wie jetzt das 
Bundesgericht in seinem Urteil vom 
26. Oktober entschieden hat. Es stellt die 
Thurgauer Richter in den Senkel, indem 
es die Beschwerde des Unia-Mannes über-
wiegend gutheisst. Zur Freude des Unia-
Anwalts: Er kritisiert die Schuldsprüche 
im Thurgau stets als gewerkschafts-
feindlich. 

STRAFANTRAG UNGÜLTIG
So hat der Tankstellenpächter gemäss 
Bundesgericht einen Strafantrag gestellt, 
der wegen formeller Mängel gar nicht gül-
tig ist. Zudem fordert das Bundesgericht, 
dass der Unia-Mann von der üblen Nach-
rede überall dort freizusprechen sei, wo 
seine Vorwürfe zuträfen. Weiter sieht das 
höchste Gericht den Vorwurf der verspä-
teten Lohnzahlungen nicht als ehrverlet-
zend an. Schliesslich hält es auch die Ver-
urteilung aufgrund des UWG für nicht 
 genügend belegt. Das Obergericht muss 
nun nochmals über die Bücher. 

Thurgauer Gericht:

Voll auf 
die Nase 
 gefallen

MOBBING IM TANKSTELLENSHOP: 
Bundesgericht gibt Unia-Mitglied recht, das 
sich dagegen gewehrt hat. FOTO: ZVG

Coop-Tankstellen-
pächter schikanierte
die Mitarbeitenden.

Deutsche Fleischindustrie: Also doch kein Leiharbeits-Verbot?

Billigfleisch-Gigant Tönnies 
kann weiterwursteln
Der Covid-Skandal der 
deutschen Fleisch-
industrie schreckte 
die Politik auf. Doch 
dann machten sich die 
Lobbyisten ans Werk. 
Sie klammern sich 
ans miese Geschäfts-
modell der Branche.
JOHANNES SUPE

Ein Wunder, dass niemand 
starb. Deutschland, Mitte Mai: 
Innert kürzester Zeit erkranken 
beim Billigfl eischhersteller Tön-
nies mehr als 1500 Arbeiter an Co-
vid-19. Dutzende müssen ins Spi-
tal; die Region um die Stadt Gü-
tersloh, in der die Fleischfabrik 
steht, wird  unter Lockdown 
gestellt (work berichtete). 
In der Folge beeilen sich 
deutsche Politiker, die 
Zustände anzupran-
gern. Über Monate 
feilt die Regierung 
an einem Geset-
zesentwurf. Be-
reits ab  Januar 
2021 sollen 
neue Regeln 
für die Fleisch-
industrie gelten. 
Doch dann ver-
schwindet die Vor-
lage von der Tagesord-
nung. Ob und in welcher 
Form sie wiederkommt ist bis 
heute unklar. 

Wenige Branchen sind so von 
prekären Arbeitsbedingungen ge-
prägt wie die deutsche Fleischin-
dustrie. Nur ein Bruchteil der Ar-
beiterinnen und Arbeiter ist bei 
den Firmen selbst angestellt. Statt-
dessen setzt die Industrie auf Werk-
verträge und Leiharbeit (siehe Kas-
ten). Meist sind es Migrantinnen 
und Migranten, die für ein paar 
Euro chrampfen sollen.

HAARSTRÄUBEND
Einer, der die Zustände ganz genau 
kennt, ist Freddy Adjan. Als stellver-
tretender Vorsitzender der Gewerk-
schaft Nahrung, Genuss, Gaststät-
ten (NGG) beschäftigt er sich seit 

Jahren mit der Fleischindustrie. 
Für ihn ist klar: Zwischen den Ar-
beitsbedingungen und den misera-
blen hygienischen Zuständen in 
der Branche gibt es einen 

 Zusammenhang. Gegenüber 
work erklärt er: «Teils sind 

Dutzende Arbeiter in 
einer einzigen, 

kleinen Woh-

nung untergebracht. An den Haus-
türen habe ich schon Klingelschil-
der gesehen, auf die man zwanzig 
Namen gequetscht hat. Und dafür, 
dass sie in überfüllten Räumen 
schlafen, in die einfach Matratzen 
gelegt wurden, müssen die Arbei-
ter dann noch 200 bis 300 Euro an 
die Werkvertragsfi rma zahlen.» 

Dazu kämen oft extreme Arbeits-
tage von mehr als zwölf Stunden. 
Und der Druck, auch bei Krankheit 
zu arbeiten, da viele der Werkver-
tragsfi rmen sich um die Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall drück-
ten. Gewerkschafter Adjan sagt, die 
Fleischindustrie selbst hingegen 
foutiere sich um ihre Verantwor-
tung. «Immer wieder mussten wir 
von grossen Firmen wie Tönnies 

oder Westfl eisch hören, sie seien 
nicht zuständig. Die Arbeiter 
seien ja nicht bei ihnen ange-
stellt.»

NOCH MEHR DUMPING
Damit hätte ab Januar 2021 
Schluss sein sollen. Ein Verbot 

von Werkverträgen und 
Leiharbeit in der Fleisch-

industrie sah der 
 Gesetzesentwurf der 

Bundesregierung 
vor. Doch plötz-
lich stellten sich 
die konservati-
ven Koalitions-
partner von der 
CDU/CSU quer. 
Auf ihr Drän-
gen ver-
schwand der 

Entwurf 

vor der entscheidenden Sitzung des 
Parlaments Ende Oktober. Denn die 
lobbyierenden Unternehmen hät-
ten gern ein Gesetz, das ihnen wei-
terhin den Einsatz von Leiharbei-
tern erlaubt.

Also Werkverträge nein, Leih-
arbeit ja? Gewerkschafter Adjan 
hält das für verheerend. Er befürch-
tet, dass die Fleischindustrie den 
Wegfall der Werkverträge durch 
vermehrten Einsatz von Leiharbeit 

ausgleichen würde. Da die nur zum 
Teil reguliert sei, böte sich den Un-
ternehmen wieder die Möglichkeit, 
Löhne zu drücken und tarifvertrag-
liche Regelungen zu umgehen. Ge-
ändert hätte sich dann lediglich die 
Form des Lohndumpings. Und ei-
nes weiss der NGG-Mann aus seiner 

Erfahrung: «Die deutsche Fleisch-
wirtschaft hat sich immer dadurch 
hervorgetan, dass sie jede Lücke im 
Gesetz auch nutzt.»
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steht, wird  unter Lockdown 
gestellt (work berichtete). 
In der Folge beeilen sich 
deutsche Politiker, die 
Zustände anzupran-
gern. Über Monate 
feilt die Regierung 
an einem Geset-
zesentwurf. Be-
reits ab  Januar 
2021 sollen 
neue Regeln 
für die Fleisch-
industrie gelten. 
Doch dann ver-
schwindet die Vor-
lage von der Tagesord-
nung. Ob und in welcher 
Form sie wiederkommt ist bis 
heute unklar. 

Wenige Branchen sind so von 
prekären Arbeitsbedingungen ge-
prägt wie die deutsche Fleischin-
dustrie. Nur ein Bruchteil der Ar-
beiterinnen und Arbeiter ist bei 

der Branche gibt es einen 
 Zusammenhang. Gegenüber 

work erklärt er: «Teils sind 
Dutzende Arbeiter in 

einer einzigen, 
kleinen Woh-

tragsfi rmen sich um die Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall drück-
ten. Gewerkschafter Adjan sagt, die 
Fleischindustrie selbst hingegen 
foutiere sich um ihre Verantwor-
tung. «Immer wieder mussten wir 
von grossen Firmen wie Tönnies 

oder Westfl eisch hören, sie seien 
nicht zuständig. Die Arbeiter 
seien ja nicht bei ihnen ange-
stellt.»

NOCH MEHR DUMPING
Damit hätte ab Januar 2021 
Schluss sein sollen. Ein Verbot 

von Werkverträgen und 
Leiharbeit in der Fleisch-

industrie sah der 
 Gesetzesentwurf der 

Bundesregierung 
vor. Doch plötz-
lich stellten sich 
die konservati-
ven Koalitions-
partner von der 
CDU/CSU quer. 
Auf ihr Drän-
gen ver-
schwand der 

Entwurf 

ausgleichen würde. Da die nur zum 
Teil reguliert sei, böte sich den Un-
ternehmen wieder die Möglichkeit, 
Löhne zu drücken und tarifvertrag-
liche Regelungen zu umgehen. Ge-
ändert hätte sich dann lediglich die 
Form des Lohndumpings. Und ei-

SAUEREI: Die Arbeitsbedingungen 
bei Tönnies sind miserabel. 
FOTO: KEYSTONE «Die deutsche Fleisch-

wirtschaft hat schon
immer jede Lücke im
Gesetz genutzt.»

FREDDY ADJAN, GEWERKSCHAFT NGG

So funktioniert’s: 
Leiharbeit und 
Werkverträge
LEIHARBEIT: Leiharbeiterinnen 
und -arbeiter sind bei einer Leih-
arbeitsfi rma angestellt und wer-
den von dieser etwa an Industrie-, 
Bau- oder Fleischbetriebe «ver-
liehen». In der Praxis werden Leih-
arbeitende deutlich schlechter 
bezahlt als Festangestellte, teils 
liegt der Lohnunterschied bei 
mehreren Hundert Euro. Die NGG 
geht davon aus, dass etwa 5000 
Leiharbeiterinnen und -arbeiter in 
der Fleischindustrie tätig sind.

WERKVERTRÄGE: Mit einem Werk-
vertrag verpfl ichtet sich eine Par-
tei (Firma, Selbständiger), gegen 
Bezahlung ein Werk zu erbringen, 
beispielsweise ein Kunstwerk an-
zufertigen oder so und so viel 
 Stücke Fleisch zu zerlegen. Da es 
sich nicht um Arbeitsverträge han-
delt, sind die Leistungserbringen-
den gesetzlich deutlich schlechter 
geschützt als reguläre Beschäf-
tigte. Werkvertragsfi rmen machen 
daraus ihr Geschäft. Nach neuen 
Zahlen der deutschen Bundes-
regierung beruhen 48 000 Stellen 
in der Fleischindustrie – auf Voll-
zeit gerechnet – auf Werkverträ-
gen. Das sind rund 63 Prozent 
 aller Stellen der Branche. 

Schafi sheim AG: 45 Mitarbeitende gleichzeitig an Covid-19 erkrankt

Coop: Corona-Ausbruch in der grössten 
Schweizer Bäckerei 
Zahlreiche Mitarbeitende 
von Coop in Schafi sheim 
AG haben sich mit Corona 
 angesteckt. Versagt hat 
auch der Kanton.
CHRISTIAN EGG

Obwohl sie dicht nebeneinander 
am Fliessband arbeiten und fast 
für die ganze Schweiz Gipfeli 
und Zöpfe produzieren, trugen 
die Mitarbeitenden in der Coop-
Grossbäckerei in Schafi sheim AG 
bis vor kurzem keine Schutzmas-
ken. Der «Kassensturz» machte 
den Fall öffentlich.

Gegenüber work räumt 
Coop-Sprecherin Rebecca Veiga 
ein, dass im Oktober 45 Mitarbei-
tende gleichzeitig an Corona er-
krankt seien. Die gesamte Zahl 
der Fälle will sie nicht bekannt-
geben. Laut Veiga habe die «klare 
Weisung» bestanden, eine Maske 

zu tragen, wenn der Abstand 
nicht eingehalten werden könne. 
Nur: Konsequent umgesetzt 
wurde das offensichtlich lange 
nicht. Zu lange.

CORONA-SCHLEUDERN. Bereits in 
der ersten Coronawelle sorgte 
Schafi sheim für Negativschlag-
zeilen: Damals musste im Coop-
Verteilzentrum ein Temporär-
Lastwagenchauffeur mehrmals 
täglich ein winziges Büro betre-
ten, in dem vier Leute arbeiteten. 
Schutzmasken gab es nicht (work 
berichtete: rebrand.ly/chauffeur).

Mittlerweile seien die Zah-
len in der Bäckerei wieder «stark 
gesunken», sagt Veiga. Mitarbei-
tende in Schafi sheim bestätigen 
gegenüber work, dass es jetzt we-
niger Krankheitsfälle gebe. Und 
dass die Massnahmen jetzt end-
lich auch durchgesetzt würden. 

Spätestens seit dem Fall Tönnies 
in Deutschland (siehe Text oben) 
ist klar: Grosse Lebensmittelfabri-
ken sind Corona-Schleudern, 
wenn der Schutz nicht stimmt. 
Der Coop-Betrieb in Schafi sheim 
(700 Mitarbeitende) ist die grösste 
Bäckerei der Schweiz. Trotzdem 

hat der Kanton Aargau erst am 
2. November die Schutzmassnah-
men kontrolliert. Einen Tag vor 
der Ausstrahlung des «Kassen-
sturz»-Beitrags. Und erst, nach-
dem Coop den Behörden den An-
stieg der Coronafälle gemeldet 
hatte.

ZÖPFE DICHT AN DICHT: Fast ebenso nahe stehen die Bäckerei-
Mitarbeitenden nebeneinander. FOTO: KEYSTONE
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Die Briefträgerin &
die Zustellwoche
Die Briefträgerin hatte Fe-
rien. Und Schwein, gewis-
sermassen. Denn es war 
Abstimmungs material-«Zu-
stellwo che»: Eine Sendung 
für jede stimmberechtigte 
Person! «Der Killer!» stöhnte 

eine Kollegin, die sie auf der 
Strasse traf. «Format A4 und 
zwei Zentimeter dick! Zu 
gross für manche Briefkas-
tenschlitze!» 

DICKE POST. In der Gemeinde 
Bern wird deshalb Ende 
 November nicht nur abge-

stimmt, sondern auch ge-
wählt. Ein Briefträger er-
zählte, er sei seit Tagen 
 ausschliesslich mit Abstim-
mungsmaterial unterwegs. 
Einer klagte, er spüre es 
schon im Rücken, und wenn 
er dagegen an das «Couverli» 
in seiner Wohngemeinde 
denke: «Gelacht!»

Dass die auf den 
gelben Weg geschickten aus-
gefüllten Zettel dann recht-
zeitig im Stimmregister ein-
treffen, liegt laut Auskunft 
der Post in der Verantwor-
tung der Abstimmenden.

POSTKARTEN. Wahlpropa-
ganda gibt’s nach wie vor zu 
verteilen. Und erfreulich 
viele handbeschriebene An-
sichtskarten vom Balkon mit 
der Fahne: «Konzernverant-
wortungsinitiative Ja!».

Katrin Bärtschi ist Briefträgerin
in Bern und Gewerkschafterin.

Bärtschi-Post

IL
LU

: 
N

IN
O

TC
H

K
A.

C
H

Arbeitersohn Joe Biden und die Gewerkschaften 

Ein Büezerfreund als 
neuer US-Präsident?
US-Gewerkschaften 
erhoffen sich viel 
vom  neugewählten 
Präsidenten. 
 Vermutlich zu viel. 
LOTTA SUTER, BERLIN/VERMONT

«Joe Biden ist unser Mann!» In die-
sem Punkt sind sich alle grossen 
US-Gewerkschaftsverbände einig. 
Sie haben den Wahlkampf des Ar-
beitersohns aus Delaware tatkräftig 
unterstützt. Schliesslich vertrat der 
78jährige Politiker ihre Interessen 
seit Jahrzehnten auf nationaler Ebe-
ne. Nun hoffen sie, dass Biden der 
büezerfreundlichste Präsident der 
USA wird. 

Doch der zukünftige Regie-
rungschef stösst bereits mit der An-
kündigung von Arbeitsmarktregulie-
rungen auf harten Widerstand. Er 

 bedrohe die individuelle Freiheit der 
Arbeitskräfte, behaupten seine repu-
blikanischen Gegner. Der «Extremist» 
wolle die gesamte Wirtschaft dem 
Diktat der Gewerkschaften unter-
werfen. Schön wär’s. Was die neu-
gewählte Regierung anstrebt, sind 
pragmatische Schritte zur Demokra-
tisierung der Arbeitswelt: Eine stär-
kere gewerkschaftliche Organisie-
rung. Griffi ge Kollektivverträge. Eine 
zeitgemässe Regulierung der wild-
wachsenden Plattform-Economy 
(Uber usw.). Die Verdoppelung des na-
tionalen Mindestlohnes von 7.25 Dol-
lar auf 15 Dollar.

WEG MIT DEN TRUMP-LOBBYISTEN
Als erstes wird Joe Biden das Arbeits-
ministerium neu besetzen. Weg mit 
all den gewerkschaftsfeindlichen Ju-
risten, Unternehmern und Lobbyis-
ten der Regierung Trump! Für den 
Rest der Veränderungen braucht die 
neue demokratische Regierung aller-
dings starke Verbündete. Und das ist 
ein Problem. 

Die Gewerkschaften selber sind 
nicht sehr stark. In den USA gibt es 

heute etwa 15 Millionen Mitglieder. 
Das sind nur zehn Prozent aller Ar-
beitskräfte. Vor vierzig Jahren waren 
es prozentual noch doppelt so viele. 
Joe Biden will diesen Abwärtstrend 
bremsen oder umkehren. Er ver-
sprach in seiner Wahlplattform zum 
Beispiel, auch wer als Plattform-
«Unternehmer» im Auftragsverhält-
nis arbeite, wie etwa die Uber-Fahrer 
und -Fahrerinnen, solle sich in Zu-
kunft organisieren und Kollektivver-
träge abschliessen können. 

Wachsen können die US-Ge-
werkschaften im 21. Jahrhundert 
wohl nur als Teil einer breiteren Be-
wegung für soziale Gerechtigkeit. 
Wie das beim Bildungsstreik der 
Lehrkräfte geschah. Oder beim 
Kampf für einen existenzsichernden 
Mindestlohn. Mit dem grössten Bür-
gerprotest der US-Geschichte, Black 
Lives Matter, solidarisierte sich die 

überdurchschnittlich weisse Gewerk-
schaftsführung allerdings nur sehr 
zögerlich. Dabei ist der Kampf für 
menschenwürdige Lebensbedingun-
gen in den USA nicht zu haben ohne 
Kampf gegen den Rassismus.

WENIG SPIELRAUM 
Genügend Bündnispartner brauchte 
Joe Biden auch im Senat. Denn der 
amerikanische «Ständerat» kann die 
Regierungsgeschäfte forsch vorantrei-
ben – oder aber gänzlich blockieren. 
Wenn die demokratische Partei beim 
zweiten Wahlgang im US-Bundesstaat 
Georgia Anfang Jahr keine Mehrheit 
erringen kann, wird der neugewählte 
Präsident wenig Spielraum für Refor-
men haben. Denn die gewerkschafts-
feindliche republikanische Seite ver-
weigert jeden Kompromiss.

Das Wahlresultat ist das dritte 
und vielleicht grösste Hindernis für 

ehrgeizige linke Projekte und Refor-
men. Joe Biden hat zwar deutlich ge-
wonnen. Aber es war kein Erdrutsch-
sieg. Der US-Kongress und auch die 
Bevölkerung sind weiterhin in fast 
gleich grosse, unversöhnliche Lager 
gespalten. Die rechte Hälfte hat sich 
zusammen mit Donald Trump in ei-
ner Scheinwelt verschanzt. Corona-

Pandemie, Wirtschaftskrise, Rassis-
mus und Klimaerwärmung gibt es 
nicht in diesem phantastischen Ame-
rika. Nur die linkere Hälfte der US-Ge-
sellschaft ist noch bereit, sich der 
komplizierten Wirklichkeit zu stel-
len. Wenigstens gehören Präsident 
Joe Biden und Vizepräsidentin Ka-
mala Harris bald dazu.

Biden/Harris wollen
eine Verdoppelung des
nationalen Mindestlohnes
von 7.25 auf 15 Dollar.

OHNE GERECHTIGKEIT KEINEN FRIEDEN: Arbeitersohn Joe Biden nimmt an einem Protestmarsch der «Culinary Workers Union» 
in Las Vegas teil, einer Gewerkschaft für Mitarbeitende im Restaurant- und Gastgewerbe, Februar 2020. FOTO: GETTY

Trump ist weg: Der Trumpismus bleibt 

Das Irrste an der jüngsten US-
Wahl war ihre Normalität. Die 
US-Amerikanerinnen und -Ame-
rikaner wählten massenhaft. 

Aber eben wie gewohnt. Trotz 
Trumps vier Jahren Missregie-
rung. Trotz der vermasselten Co-
ronakrise mit bereits einer Vier-
telmillion Toten. Die Städte 
stimmten mehrheitlich demo-
kratisch. Das Land republika-
nisch. Die Vororte, die jünger 
und multikultureller geworden 
sind, rutschten etwas nach 
links. 

REICHE FÜR TRUMP. Donald 
Trump punktete bei den Besser-
verdienenden (über 100 000 Dol-
lar Jahreslohn). Joe Biden bei den 
besser Gebildeten. Und bei den 
mittleren Einkommen (50 000 bis 
100 000 Dollar Jahreseinkom-
men). Wie schon vor vier Jahren 
war Donald Trump auch 2020 
nicht der Wunschkandidat des 
kleinen, sondern des weissen 
Mannes. Und leider auch der 

weissen Frau. Doch im Unter-
schied zu 2016 verlor er die Wahl 
trotzdem. Joe Biden erhielt min-
destens fünf Millionen mehr 
Stimmen. Er siegte so überzeu-
gend wie letztmals Franklin Roo-
sevelt 1932 während der Welt-
wirtschaftskrise. 

Allerdings wählten rund 72 
Millionen Stimmende einen noto-
rischen Lügner und Rassisten. 

Und eine republikanische Partei, 
die jeden Unsinn ihres Führers 
mitmacht. Sogar das traurige 
Nachwahlspektakel des schlech-
ten Verlierers, der nun die Demo-
kratie selbst in Frage stellt. Trump 
ist weg, aber nicht der Trumpis-

mus, der in dieser Wahl grossen 
Zuspruch gewonnen hat. Der Ras-
sismus bleibt fast mehrheitsfä-
hig. Ebenso der Fremdenhass. Die 
Verachtung für kritische Medien 
und politische Gegner. Die Ver-
leugnung der Klimakrise. Der 
Egoismus, der die Reichen reicher 
und die Armen ärmer macht. 

SCHÄRFERE POLARISIERUNG. Joe 
Biden hat gleich nach seinem 
Wahlsieg versichert, er wolle der 
Präsident für alle sein. Etwas 
Ähnliches sagten mit Ausnahme 
von Donald Trump alle seine 
Vorgänger. 

Ob die Versöhnung auch 
diesmal gelingt, ist fraglich. Die 
Polarisierung zwischen dem vor-
wärtsschauenden und dem rück-
wärtsgewandten Amerika ist sehr 
viel schärfer geworden.

LOTTA SUTER

FOTO: ZVG

Nicht der kleine Mann
wählte Trump,
sondern die weissen
Männer und Frauen.

Als erstes wird Biden
das Arbeitsministerium
neu besetzen.

Erfreulich viele
handbeschriebene
Karten vom Balkon
mit der Fahne.

INSERAT

 work sagt, was ist. 
Am Puls der Zeit. 

Wir bleiben auch 
in der Krise kritisch.

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.
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Corona-Corona-Corona-Corona-Corona-Corona-
Krise 2.0Krise 2.0Krise 2.0Krise 2.0Krise 2.0Krise 2.0

Büezerinnen 
gegen Sexisten
Ein Instagram-Kanal

gegen Übergriffe im 

Berufsalltag. Seite 9

Darum sind GAV
so wichtig
Neue OECD-Studie

belegt, was Arbeitende

längst wissen. Seite 13

Streikerfolg bei 
Leclanché
Eine Elektrikerin sagt,

wie es war. Seite 7

Sucht
Job
Was Firmen dürfen 

und was sie müssen. 

Und wo es Hilfe für 

Betroffene gibt. work-

Ratgeber. Seiten 14 – 15

Abzocker: Ethos-Chef Rechsteiner haut auf den Tisch. Seiten 10 – 11

Kanton um Kanton macht zu +++ Spitäler am Anschlag – Pfl egende

 erschöpft +++ Wirtschaft ächzt +++ Der Härtefall-Fonds kommt

schneller +++ Wann übernimmt der Bundesrat wieder richtig? Seiten 3 – 5

im

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.

Fabienne, Eva und Joëlle
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Das Buch berührt, weil
es starke Frauen
und Männer würdigt …

«Widerspruch»-Heft

Enteignen
ist im Trend
Seit 1981 erscheint die Schweizer 
Zeitschrift «Widerspruch» mit ih-
ren «Beiträgen für sozialistische Po-
litik» im Halbjahrestakt. Einem 
hoch umstrittenen, aber brandaktu-
ellen Überthema widmet sich das 
neuste Heft: dem Enteignen. Um-
stritten deshalb, weil die gemein-
wohlorientierte Überführung von 
privatem in gesellschaftliches Ei-
gentum seit Jahrzehnten als quasi-
stalinistische Willkürmethode ver-
teufelt wird. Und weil im Kapitalis-
mus Eigentum Heiligtum ist. Dabei 
geht Enteignung auch anders. Zum 
Beispiel, wenn man den Service pu-
blic an Private verscherbelt. Jeden-
falls liegt Enteignen wieder im 
Trend. Zum Beispiel in Berlin, wo 
bald über die Verstaatlichung von 
profi tgesteuerten Immo-Konzernen 
abgestimmt wird. Die Debatte brei-
tet sich aus. Der «Widerspruch» lie-
fert Argumente dazu.

«Widerspruch 75»: Enteignen fürs 
Ge mein wohl. 223 Seiten, 25 Franken 
(Jahresabo: 40 Franken), widerspruch.ch

Braunkohle-Doku

Klimakiller 
Paradeplatz
Braunkohle ist der mit Abstand 
klimaschädlichste aller Brenn-
stoffe. Seinen Strom will Deutsch-
land deshalb bis 2035 kohlefrei er-
zeugen. Doch bis dahin lässt sich 
mit dem Klimakiller gut Geld ver-
dienen. Das weiss auch der Schwei-
zer Finanzplatz, der mächtig in-
vestiert hat. Etwa im gigantischen 
Tagebau Garzweiler bei Köln. 
Doch dort kulminieren immer öf-
ters Klimaproteste mit solchen An-
wohnenden, deren Dörfer kom-
plett weggebaggert werden sollen. 
Eine kritische SRF-Doku zeigt 
nun, wie unbeholfen beteiligte 
Schweizer Banken sich heraus-
reden (Credit Suisse). Oder wie sie 
ganz einfach schweigen (UBS). 
Eine Lektion, die man nicht ver-
passen sollte.

Schmutzige Geschäfte – der Schweizer 
Finanzplatz und die Klimakrise, von 
Karin Bauer. Schweiz 2020, 50 Minuten. 
Online unter: rebrand.ly/klimadoku

«Katapult»-Magazin

Gesellschaft 
in Karten
Sozialwissenschaften sind staub-
trocken, abgehoben und ihre Be-
funde nicht verständlich darstell-
bar. Stimmt nicht! Zumindest 
nicht, wenn das «Katapult»-Maga-
zin aus dem nordostdeutschen 
Greifswald Hand anlegt. Denn das 
junge Team dieses «Magazins für 
Kartografi k und Sozialwissen-
schaft» verwandelt komplexe Sta-
tistiken und lange Sozialstudien zu 
regelrechten Hingucker-Grafi ken. 
Kartografi ert werden dabei Pro-
bleme wie der Eselmangel in Bots-
wana genauso wie die anrüchigs-
ten Ortsnamen der Schweiz oder 
der Rechtsruck der US-Republika-
ner. Dies oft mit einer Prise schwar-
zem Humor. So das Fazit zum 
Lohngefälle in Deutschland: «Im 
Osten arbeiten die Menschen mehr. 
Dafür verdienen sie auch weniger.»

Reinschnuppern 
auf katapult-
magazin.de. 
Das Jahresabo 
für vier 
gedruckte 
Ausgaben 
kostet 
32 Franken.

Covid-19 lastet doppelt auf der Wirt-
schaft. Auf der einen Seite verhin-
dert die Pandemie, dass Unterneh-
men normal wirtschaften können: 
Mitarbeitende werden krank oder 
müssen in Quarantäne, Betriebs-
schliessungen werden verordnet, 
und Kundinnen bleiben fern, weil sie 
keine Ansteckung riskieren wollen. 
Auf der anderen Seite drückt das 
 Virus auf die Nachfrage. Die Unter-
nehmen halten Investitionen zurück, 
weil sie nicht sicher sind, ob sie ihre 
Produkte verkaufen können. 

KAUFKRAFT STÄRKEN. Die Haushalte 
ihrerseits konsumieren weniger, weil 
sie zur Sicherheit sparen oder 
schlicht weniger Geld zur Verfügung 
haben. Vor allem für Beschäftigte in 
hart getroffenen Branchen wie dem 
Gastgewerbe, der Exportindustrie 
oder der Kultur ist das der Fall. Kurz-
arbeit und Arbeitslosigkeit zwingen 
sie, den Gürtel enger zu schnallen. 
Um die Wirtschaft zu stützen, müs-
sen wir deshalb nicht nur die Pande-
mie bekämpfen, sondern auch die 

Kaufkraft stärken. Die Einkommens-
probleme vieler Haushalte beheben 
wir, indem wir die Kurzarbeits-
entschädigung für Arbeitnehmende 
mit tiefen Löhnen von heute 80 auf 
100 Prozent des Lohns erhöhen. 

WILLKOMMENER ZUSTUPF. Ein weite-
res Instrument sind die überschüssi-
gen Reserven der Krankenkassen. 
Sie könnten unmittelbar an die Haus-
halte ausgeschüttet werden und so 
den Konsum erhöhen. Das wäre 
nicht nur volkswirtschaftlich sinnvoll, 
sondern auch gerecht. Die Kranken-
kassen bilden mit unseren Prämien 
Reserven für den Krisenfall. Das 
schreibt ihnen der Bund vor. Bloss: 
Die Versicherer halten weit mehr 
 Reserven, als sie eigentlich müss-
ten. Diese überschüssigen Reserven 
sind in den letzten Jahren laufend 
gestiegen (siehe Grafi k). Selbst im 
Corona-Krisenfall steigen sie weiter. 
Das heisst letztlich, dass die Kran-
kenkassen mehr Prämien von uns 
verlangen, als dass sie benötigen. 
Die überschüssigen Reserven betru-

gen zuletzt rund 5,7 Milliarden Fran-
ken. Würden die Reserven bis zum ge-
setzlichen Minimum ausgeschüttet, 
dürften sich die Haushalte auf einen 
einmaligen Zustupf freuen. Schät-
zungsweise wären es für Erwachsene 
780 Franken und für Kinder 220 Fran-

ken pro Kopf. Eine Familie mit zwei 
Kindern könnte also 2000 Franken 
mehr ausgeben. Beispielsweise im 
 gebeutelten Gastgewerbe.

David Gallusser ist Ökonom beim 
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB).

0

1

2

3

4

5

6

M
rd

. F
ra

nk
en

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

0.–

200.–

400.–

600.–

800.–

1000.–

Kinder
(0–18)

Junge Erw.
(19–25)

Erwachsene
(über 25)

220.–

590.–

780.–

Krankenkassen horten Milliarden
Überschüssige Reserven der Krankenkassen in Milliarden Franken (links) und 
geschätzte Ausschüttung aller überschüssigen Reserven pro Person in Franken (rechts)

ÜBERSCHÜSSIGE KRANKENKASSEN-RESERVEN FÜR DEN KONSUM
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David Gallusser

Neues Buch über Alltagsheldinnen: Eine rote Familienchronik

Basel–Moskau – und nie mehr retour
Grossmutter Marie, 
Grosstante Paula und 
Urgrossvater  Johannes: 
Sie sind nur drei  mutige 
Kämpferinnen und 
Kämpfer, von denen 
Beatrice Schmids  Basler 
Familiengeschichte 
 berichtet. 
ANNA WEGELIN

An Weihnachten 2015 fi ndet Autorin 
Beatrice Schmid auf dem Dachboden 
ihres Elternhauses in Basel Schachteln 
mit einem wilden Durcheinander von 
Fotos, Briefen und allen möglichen 
weiteren Dokumenten. Ein Fund mit 
weitreichenden Folgen. Die Basler Au-
torin, die in Lausanne lebt und dort 
am Gymi Deutsch und Geschichte un-
terrichtet, will wissen: «Was war meine 
Grossmutter für eine Frau?» Sie recher-
chiert und recherchiert und schreibt 
schliesslich ihre Familiengeschichte: 
«Du weisst mich jetzt in Raum und 
Zeit zu fi nden». Diese umspannt das 
ganze 20. Jahrhundert, mit zwei Welt-

kriegen und dem Kalten Krieg. Und 
 berührt, weil sie starke Frauen und 
Männer würdigt, die es nicht in die Ge-
schichtsbücher geschafft haben, weil 
sie nicht zu den Mächtigen und Wohl-
habenden gehörten.

ES GIBT KEIN BESINNEN
Im Zentrum des Buchs steht nicht nur 
Grossmutter Marie (1906–1985), wel-
che die Autorin als Mädchen noch ge-
kannt hatte. Sondern auch die mit 
 Marie verschwägerte Grosstante Paula 
(1902–1973). Sie starb eine Woche 
nach der Geburt von Beatrice Schmid 
in Moskau. Autorin Schmid schreibt: 
«Rund ein halbes Jahrhundert gab es 
in meiner Familie einen Austausch 
zwischen Basel und Moskau.»

Grossmutter Marie, die ihre Mut-
ter früh verlor, chrampfte in jungen 
Jahren als Magd und fand dann einen 
Job als Hilfsarbeiterin in der Bäckerei 
des Konsumvereins. Mit 34 Jahren hei-
ratete sie Hans, einen Strassenarbei-

ter. Marie schrieb in den 1950er Jah-
ren engagierte, gescheite und wohl-
formulierte Leserbriefe und Artikel 
im «Vorwärts», der Zeitung der Partei 
der Arbeit (PdA). So zum Beispiel zum 
fehlenden Frauenstimmrecht: «Es gibt 
kein Besinnen: Unsere Gleichstellung 
wird nur durch unser Ja beginnen.»

Nicht weniger ausserordentlich 
war der Weg von Grosstante Paula. Sie, 
die in Basel als «Kanzleibeamtin» bei 

der Fleischfi rma Bell gearbeitet hatte, 
ging 1921 mit 19 Jahren nach Moskau, 
um «aktiv am Aufbau einer gerechten 
und fortschrittlichen Gesellschaft 
mitzuarbeiten» – und kehrte nie mehr 
zurück. Später landete Paula im Gu-
lag, sprach jedoch nie über die Jahre 
im stalinistischen Arbeitslager. Trotz-
dem blieb sie zeitlebens «der Partei» 
treu. In einem undatierten Brief 
schrieb sie über die Sowjetunion: 
«Hier ist jedes Talent, jede Fähigkeit 
vom Kindergarten an entdeckt und ge-

pfl egt und mit den Jahren geschult. Es 
ist eben kein Zufall, dass unsere Er-
folge in Kunst, Sport und Wissenschaf-
ten überall hervorragend sind.»

Autorin Beatrice Schmid sagt 
über ihre beiden politisch engagier-
ten Vorfahrinnen: «Sie waren gewöhn-
liche Frauen, die weder ein besonde-
res Amt bekleideten noch eine heraus-
ragende Rolle spielten. Aber es wurde 
mir klar, dass sie die Geschichte mit-
gestalteten.» Genauso wie Schmids Ur-
grossvater Johannes Schmid (1869 bis 
1942), der Gewerkschafter war.

MIT JEDEM KIND MEHR SORGEN
Wir lernen Johannes im ersten Buch-
kapitel kennen, und zwar vor allem 
anhand des Lebenslaufs, der an seiner 
Abdankungsfeier gelesen wurde. 

Johannes ist eines von 13 Kin-
dern, von denen die Hälfte kurze Zeit 
nach der Geburt sterben. Er wird Ar-
beiter. 1894 heiratet er die 19jährige 
Anne Marie, drei Jahre später kommt 
eine Tochter zur Welt, die nach neun 
Monaten stirbt. Nach einer Pause ist 
Schmids Grosstante Paula das erste 
Kind ihrer Grosseltern, das überlebt. 

Doch der Tod bleibt im Haus: Mutter 
Anne Marie überlebt eine Gallenstein-
operation nur knapp, weil sie sie hin-
ausgezögert hat, denn das Geld fehlt, 
und die Kinder müssen ja versorgt 
sein. «Mit jedem Kind stiegen die mate-
riellen Sorgen», steht in Urgrossvater 
Johannes’ Lebenslauf. «Die schwere 
Lage der Arbeiterschaft brachte ihn 
und viele andere zur Erkenntnis, dass 
der Zusammenschluss notwendig sei, 
um bessere Lebensbedingungen zu 
schaffen. Mit gleichdenkenden Arbeits-
kollegen schloss er sich zusammen.»

Johannes war einer der Gründer 
des «Staatsarbeiter-Vereins», aus dem 
später die Gewerkschaft VPOD wurde. 
Auch er kämpfte wie Marie und Paula 
für Gerechtigkeit und Gleichheit. Das 
macht sie zu Heldinnen und Helden 
unserer Zeit.

Beatrice Schmid: 
Du weisst mich jetzt 
in Raum und Zeit zu 
fi nden. Zwei Frauen 
zwischen Basel und 
Moskau. Rotpunktverlag, 
376 Seiten, CHF 38.–.

… die es nicht in
die  Geschichtsbücher
 geschafft haben.

MUTIGE FRAUEN: Grossmutter Marie (links, undatierte Aufnahme) setzte sich für das Frauenstimmrecht ein. Grosstante Paula 
(rechts, 1924) ging nach Moskau, um «aktiv am Aufbau einer gerechten und fortschrittlichen Gesellschaft mitzuarbeiten».
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Frauen haben ohnehin schon 
tiefere AHV-Renten als 
 Männer. Wird das Frauen-
rentenalter auf 65 erhöht, 
schmälert dies ihre Renten 
noch mehr.

RALPH HUG

Die Renten der Frauen sind rund einen Drit-
tel tiefer als jene der Männer. Die Hälfte aller 
Frauen, die 2018 mit 64 in Rente gingen, müs-
sen mit weniger als 1754 Franken AHV-Rente 
pro Monat auskommen. Fast ein Drittel der 
Frauen hat auch keine Pensionskassenrente. 

Oder nur eine 
sehr tiefe. In ty-
pischen Frauen-
branchen be-
trägt die PK-
Rente oft nur 
zwischen 500 
und 800 Fran-
ken pro Monat. 

Somit ist die Rentensituation vieler Frauen 
jetzt schon prekär. Immer mehr Frauen, aber 
auch Männer müssen im Alter Ergänzungs-
leistungen (EL) beziehen (siehe Grafi k). 

Deshalb warnt der Gewerkschaftsbund 
(SGB) vor einer Erhöhung des Frauenrenten-
alters auf 65. SGB-Chef Pierre-Yves Maillard: 
«Das ist nichts anderes als eine Rentensen-
kung.» Und legt jetzt neue Berechnungen vor, 
wie sich eine Anhebung des Frauenrenten-
alters konkret auswirken würde. Würde das 
Rentenalter auf 65 heraufgesetzt, wie dies in 
der Reform «AHV 21» des Bundesrats vorgese-

hen ist, gäbe es für die Betroffenen Einbussen. 
Mit der Reform hätten Frauen, die weiterhin 
mit 64 in Rente gehen, zwischen 40 und 100 
Franken geringere AHV-Renten pro Monat. Ge-
messen an der Medianrente – also der mittle-
ren Rente aller Versicherten – ergäbe sich eine 
Verschlechterung von 1200 Franken pro Jahr 
bis ans Lebensende. 

SCHMERZHAFT
Gabriela Medici, beim SGB verantwortlich für 
das AHV-Dossier, sagt: «Ein höheres Rentenal-
ter bedeutet für die Frauen eine schmerzhafte 
Kürzung der Rente.» Und zwar auch für jene 
Frauen, die von den geplanten Abfederungs-
massnahmen profi tieren würden. Solche sind 
für die Übergangsgeneration vorgesehen, um 
das höhere Rentenalter zu kompensieren. 
Laut Medici erhielten diese Frauen gemäss 
dem Vorschlag des Bundesrats pro Monat bis 
zu 65 Franken weniger Rente. Einbussen 
müssten überdies auch Frauen hinnehmen, 
die heute schon aus fi nanziellen Gründen 
über das Pensionierungsalter hinaus bis 65 ar-
beiten. Es gäbe für sie Rentenkürzungen von 
fast 100 Franken pro Monat, wiederum gemes-
sen an der Medianrente. Deshalb warnt Me-
dici: «Eine AHV-Reform kann nur gelingen, 
wenn sie den Frauen deutliche Fortschritte 
bringt.» 

Die Warnung des SGB wirkte. Nur wenige 
Tage später riss die Sozialkommission des 
Ständerats einen Stop. Statt die Rentenalter-
erhöhung sofort gutzuheissen, erteilte sie der 
Bundesverwaltung den Auftrag, weitere Be-
rechnungen anzustellen. Somit wird vor dem 
nächsten Frühjahr in Sachen AHV-Reform 
nichts passieren. Die in der NZZ gross ange-

kündigte bürgerliche Allianz, die schnell-
schnell eine Reform auf dem Buckel der 
Frauen durchziehen will, erweist sich als 
Wunschdenken.

AUSBAU STATT ABBAU
In der AHV-Reform stehen die Zeichen nach 
wie vor auf Abbau. Weil sich zusätzlich die 
Pensionskassenrenten seit Jahren im Sturz-
fl ug befi nden, braut sich langsam eine sozial 
explosive Mischung zusammen. Daher sagt 
SGB-Chef Maillard: «Die Altersvorsorge steht 
am Scheideweg.» Statt Abbau sei nun ein Aus-
bau gefordert, statt Rezession Prosperität. Be-

reits sind 60 000 Unterschriften zur Volks-
initiative für eine 13. AHV-Rente gesammelt, 
die der SGB lanciert hat. 

Mehr Geld für die AHV sieht Maillard ins-
besondere bei der Nationalbank, die mittler-
weile auf einem Riesenvermögen von 850 Mil-
liarden Franken sitzt. Dieses Geld sei dem 
Bund und den Kantonen geschuldet und 
 reiche aus, um eine Schwächung der AHV-
Renten zu vermeiden. Maillard: «Es ist re-
spektlos, wenn die Nationalbank übervolle 
 Reserven hat und gleichzeitig die Frauen mit 
tiefen Renten noch mehr unter Druck gesetzt 
werden.» 

work-Serie 50 Jahre Frauenstimmrecht (6): Dora Schmidt (1895 – 1985)

Die Gesetzesmacherin
An ihrer ersten Stelle bei der Schwei-
zerischen Bankgesellschaft in Zü-
rich trifft die junge Emilie Lieber-
herr auf eine ganz ungewöhnliche 
Chefi n: Dora Schmidt. Lieberherr 
nennt diese Begegnung «meine poli-
tische Initialzündung». Emilie, die 
katholische Eisenbahnertochter, 
und Dora, die protestantische «Bas-
ler Dame», sind ab jetzt auch ausser-
berufl ich ein eingespieltes Team. 
Unterwegs auf Frauenkongressen 
und an den Fackelmärschen der 
Stimmrechtsbewegung. Nach dem 
Scheitern der Abstimmung von 1959 
fordert Schmidt von Lieberherr: «Sie 
müssen jetzt auf die Barrikaden ge-
hen!» Worauf diese den berühmten 
«Marsch nach Bern» vorbereitet.

Die kämpferische Ökonomin 
Dora Schmidt kam 1895 in grossbür-
gerlichem Haus in Basel zur Welt. 
Die Mutter stammt aus einer Bre-
mer Kaufmannsfamilie und ist in 
den Worten ihrer Tochter «eine 
selbstvergessene, hingebende Mut-
ter alter Prägung», der Vater ist 
Theologieprofessor. Dora erhält 
standesgemäss eine gute Bildung, 
studiert Philologie und Geschichte. 
Die Wirtschaftskrise zum Ende des 
Ersten Weltkriegs bringt die Wende: 
Dora Schmidt steigt in das Zweit-
studium der Nationalökonomie ein 
und arbeitet daneben beim Gewer-
beinspektorat in Basel-Stadt, zustän-
dig für den Schutz der Arbeiterin-
nen und Arbeiter. 

ERSTE BUNDESBEAMTIN
1925 wechselt die promovierte Dora 
Schmidt ins Volkswirtschaftsdepar-
tement beim Bund. Dort über-
nimmt sie eine neue Stelle zu Fra-
gen der Frauenarbeit, die auf Druck 
der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) geschaffen worden ist. 
Diese wollte nicht mehr akzeptie-
ren, dass die Schweiz an die jährli-
chen Konferenzen nur Männer 

schickt. Frau Dr. Schmidt, fachlich 
bestens gerüstet, geistig agil und un-
erschrocken, ist die Idealbesetzung. 
Sie wird als erste Frau 1. Adjunktin 
im Bundesarbeitsamt, dem späte-
ren Biga. Keine war je so hoch oben 
und keine macht eine solche Kno-

chenarbeit wie sie: Sie formuliert 
Gesetzesentwürfe und legt dem 
Bundesrat Botschaften vor: zur 
Heimarbeit, zur Regelung der 
Dienstbotenfrage, zum Jugend-
schutz. Sie scheut keinen Aufwand 
und ist binnen Kürze gefürchtet 
und geachtet. 

Sie wird Abgesandte des Bun-
des an der Saffa, der ersten schwei-
zerischen Ausstellung zur Frauen-
arbeit von 1928. Und setzt mit Hilfe 
der Frauenorganisationen das Min-
destalter 15 für Jugendliche auf 
dem Arbeitsmarkt in der ganzen 
Schweiz durch.

MOBBING VON GANZ OBEN
Zehn Jahre geht es gut. Dann 
kommt es zum Wechsel im Bundes-
rat. Der Freisinnige Hermann Franz 
Obrecht mag seine Chefbeamtin 
Dora Schmidt nicht, obwohl auch 
sie Freisinnige ist. Schmidt ist ihm 
zu forsch, zu eigenständig. Er macht 
ihre Leistung schlecht, drückt sie 
aus Kommissionen raus, erteilt ihr 
keine Aufträge mehr. 1939 wird 
auch der Chef des Biga ausgewech-
selt und Dora Schmidt endgültig 
kaltgestellt. Bundesrat Eduard von 
Steiger verschafft ihr die Kommu-
nikationsstelle im neuen Kriegs-
ernährungsamt. Angefeindet wird 
Schmidt auch dort. 1942 verlässt sie 
erschöpft die Bundesverwaltung 
und geht zur Bankgesellschaft. Hier 
bekommt sie die Ellbogenfreiheit 

für ihr frauenpolitisches Engage-
ment und gewinnt neuen Elan. 
«Männer seien», so schreibt sie 1943, 
«in der Welt des Unbewussten, des 
Instinkthaften, beheimatet» und 
deshalb so schwer für das Frauen-
stimmrecht zu gewinnen. 

Ein Mann überzeugt sie dann 
doch noch: Mit über 50 heiratet sie 
einen Jugendfreund und zieht zu 
ihm in die USA. Trennt sich aber be-
reits nach vier Jahren wieder. Dora 
Schmidt erlebt noch die Wahl der 
ersten Bundesrätin, Elisabeth Kopp, 
aber nicht mehr deren schmach-
vollen Abgang. Sie stirbt 1985 mit 
90 Jahren.

FRAU DR. SCHMIDT: Die Basler Grossbürgertochter liess sich von Männerspielchen nicht 
abschrecken und wurde trotzdem abserviert. FOTO: SOZIALARCHIV

Gewerkschaftsbund warnt vor dem Rentenalter 65 für Frauen: 

1200 Franken weniger im Portemonnaie!

«Jetzt braucht
es Ausbau statt
Abbau bei der
Altersvorsorge!»

PIERRE-YVES MAILLARD, 
SGB-CHEF

work-Serie: 
Stimmrechtsfrauen

Am 7. Februar 
2021 wird das 
natio nale Stimm- 
und Wahlrecht der 
Frauen in der 
Schweiz 50jährig. 
Bis dann wird Ge-
werkschafterin und 

Historikerin Dore Heim die uner-
schrockensten und wichtigsten 
«Frauenrechtlerinnen» in einer work-
Serie porträtieren. Bisher gewürdigt 
wurden: Katharina Zenhäusern, die 
als erste Schweizerin abstimmen 
ging. Iris von Roten, eine der radi-
kalsten Denkerinnen der Sache der 
Frauen. Emilie Lieberherr, «Animal 
politique» wie keine andere Politike-
rin in der Schweiz. Josi Meier, die 
CVP-Politikerin, die sich eine eigene 
Meinung leistete. Und Martina Hälg-
Stamm, die Pionierin in Mostindien.
Alle Teile der Serie gibt es hier: 
www.rebrand.ly/frauenstimmen

«Männer sind in der
Welt des Unbewussten
beheimatet.»
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Männer Frauen

Ergänzungsleistungen: Frauen mehr betroffen
EL-Quote der 65- bis 69jährigen
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schickt. Frau Dr. Schmidt, fachlich 
bestens gerüstet, geistig agil und un-
erschrocken, ist die Idealbesetzung. 
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Dora Schmidt (1895 – 1985)

Sie wird als erste Frau 1. Adjunktin 
im Bundesarbeitsamt, dem späte- für ihr frauenpolitisches Engage-

schickt. Frau Dr. Schmidt, fachlich 
bestens gerüstet, geistig agil und un-
erschrocken, ist die Idealbesetzung. 
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Sinnvoll schenken mit Produkten aus geschützten   Werkstätten

Kreationen mit sozialem   Touch

Kurzarbeit: Ist der 
Anspruch auf Ent-
schädigung auf vier 
Monate beschränkt?
Unser Betrieb hat Anfang Juli 2020 
 infolge der Coronakrise einen Antrag 
auf Kurzarbeitsentschädigung einge-
reicht. Diese erhalten wir seither auch. 
Zuletzt für die Abrechnungsperiode 
 Oktober 2020. Der Arbeitsausfall liegt 
seit der Abrechnungsperiode Juli 2020 
bei 90 Prozent. Wir haben nun gehört, 
dass wir keinen Anspruch mehr auf 
Kurzarbeitsentschädigung hätten, 
wenn der Ausfall mehr als 85 Prozent 
betrage. Ist das korrekt?

NICOLE DEBRUNNER: Nein, das ist nicht 
ganz richtig. Der Arbeitsausfall darf wäh-
rend der zweijährigen Rahmenfrist für 
den Leistungsbezug zwar nur während 
maximal vier Monaten über 85 Prozent 
der normalen betrieblichen Arbeitszeit 
betragen. Aber mit der Coronakrise 
 wurde diese Regel für die Abrechnungs-
perioden März 2020 bis August 2020 
aufgehoben. Gemäss aktueller Rege-
lung kann Ihr Betrieb also ab Septem-
ber 2020 während der laufenden 
 Rahmenfrist noch maximal vier Monate 
lang einen Arbeitsausfall von mehr als 
85 Prozent geltend machen. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass der Bundesrat 
die Höchstdauer der Kurzarbeitsent-
schädigung bei mehr als 85 Prozent 
 Arbeitsausfall ab September 2020 er-
neut aufhebt, je nachdem, wie sich die 
Situation entwickelt. 

Tiefbau: Kurzarbeit- 
und Schlechtwetter- 
entschädigung 
zusammen, geht das?
Wir sind im Tiefbaugewerbe tätig. 
 Unsere Firma hat seit September 2019 
bereits vier Monate Kurzarbeit- und 
fünf Monate Schlechtwetterentschädi-
gung ausbezahlt bekommen. Wegen 
der zu erwartenden Kälte im kommen-
den Winter möchten wir für Januar und 
Februar 2021 erneut Anspruch auf 
Schlechtwetterentschädigung stellen. 
Wird die kantonale Amtsstelle unseren 
Antrag bewilligen?

NICOLE DEBRUNNER: Ja, teilweise. Für 
Kurzarbeit und Schlechtwetter gibt es 
insgesamt maximal für 12 Monate eine 
Entschädigung (seit dem 1. September 
2020 gilt neu eine Höchstbezugsdauer 
von Kurzarbeitsentschädigung von 
18 Monaten). Die Bezugsdauer der bei-
den Entschädigungsarten wird dabei zu-
sammengezählt. Die Schlechtwetterent-
schädigung darf während maximal 
sechs Monaten bezogen werden. Ihre 
Firma hat bereits während fünf Monaten 
Entschädigung erhalten. Deshalb wird 
der Anspruch lediglich noch für den 
 Januar 2021 bewilligt werden können, 
sofern alle übrigen Voraussetzungen 
 erfüllt sind. Übrigens: Wird in einer 
 Abrechnungsperiode gleichzeitig sowohl 
Kurzarbeit- als auch Schlechtwetter-
entschädigung geltend gemacht, zählt 
 diese nur als eine bezogene Periode. 
Diese wird an die Höchstdauer 
der Schlecht wetterentschädigung an-
gerechnet.

WINTER AUF DEM BAU: Für Kurzarbeit 
und Schlechtwetter gibt es für maximal 
12 Monate eine Entschädigung.

Ob schön, ob praktisch 
oder beides zugleich: 
Produkte aus Werkstätten 
für Menschen mit Behinde-
rung machen Freude – und 
sichern Arbeitsplätze.
MARTIN JAKOB

Wie süss, dieses Kaugummi-
Täschchen «Kitty»! Wie prak-
tisch, dieses Apéro-Brettli mit 
drei Gläsern fürs Dip-Gemüse! 
Und wie clever, das Spiel «4 ge-
winnt» in dreidimensionaler 
Ausführung! Drei Geschenk-
ideen, die etwas gemeinsam ha-
ben: Die handgemachten Pro-
dukte stammen aus Schweizer 
Werkstätten mit geschützten 
Arbeitsplätzen und sind zu fi n-
den beim Onlineshop Social-
store.ch. Und halt, noch eine 
Gemeinsamkeit: Alle diese Pro-
dukte sehen gut aus! 

Manche Menschen mit Handi-
cap sind geistig, psychisch oder 
körperlich zu stark beeinträch-
tigt, um im freien Arbeitsmarkt 
eine Stelle zu fi nden. Sie bezie-
hen deshalb eine Invaliden-
rente. Gleichzeitig haben aber 
auch sie den Willen, ihre Ta-
lente zu entfalten, sich nützlich 
zu machen und integriert zu 
sein. Für sie gibt es in der 
Schweiz die Werkstätten für be-
hinderte Menschen, in denen 
die Betroffenen im Arbeitsalltag 
Unterstützung erhalten. Die 
rund 300 Werkstätten mit ge-
gen 24 000 Arbeitsplätzen un-
terstehen dem Bundesgesetz 
über die Institutionen zur För-
derung der Eingliederung von 
invaliden Personen 
(IFEG). 

Das Gesetz verpfl ichtet die 
Institutionen, ihren Mitarbei-
tenden an den geschützten 
 Arbeitsplätzen einen Lohn zu 
bezahlen. Der bildet einen 
 Zustupf zur Invalidenrente. Die 
Werkstatt muss also, genau wie 
Firmen in der freien Wirt-
schaft, mit ihren Arbeiten Er-
löse erzielen. Allerdings stehen 
die Werkstätten unter Druck: 
In früheren Jahren hatten sie 
eine zuverlässige Auslastung 
mit einfachen Industriearbei-
ten. Inzwischen übernehmen 

GESCHENKE MIT MEHRWERT: Das Päckli mit einem 
Produkt aus der Werkstätte für Menschen mit Behinderung 
sichert ihre Beschäftigung. FOTO: ISTOCK

MARTIN JAKOB

Der Maurer ohne Stelle soll sich als 
Fassadenreiniger bewerben? Und 
die arbeitslose Detailhandelsfach-
frau als Callcenter-Agentin? Das 
tönt nach üblen Eingriffen in die 
freie Berufswahl. Genau so könnte 
man aber Artikel 16, Absatz 1 im 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 
verstehen: «Der Versicherte muss 
zur Schadensminderung grund-
sätzlich jede Arbeit unverzüglich 
annehmen.» So ging man einst mit 
Sklaven um: Baumwollernte fer-
tig, jetzt Herrenvilla putzen!

Aber so heiss wird die Suppe 
dann doch nicht gegessen. Denn 
es gibt einen zweiten Absatz, und 
der relativiert den ersten. Er sagt 
nämlich aus, die Pfl icht, jede Ar-
beit anzunehmen, gelte nicht, 
wenn diese unzumutbar wäre. 

KLARE SACHE
Von den Gründen für eine Unzu-
mutbarkeit sind einige klarer als 
andere. Weil sie objektiv feststell-
bar sind:
� Berufs- und Ortsüblichkeit. Die 
arbeitsvertraglichen Bedingungen 
einer angebotenen Stelle müssen 
orts- und berufsüblich sein. Wo 
ein Gesamtarbeits- oder ein Nor-
malarbeitsvertrag besteht, darf 
der Vertrag keine schlechteren Be-
dingungen enthalten. 
� Keine bestreikten Firmen. Ar-
beitslose dürfen Stellenangebote 
von Firmen ausschlagen, die 
 Arbeitskräfte als Ersatz für strei-
kende Angestellte suchen.
� Keine Lohndumping-Firmen. Hat 
eine Firma Personal entlassen, um 
danach die Stellen zu wesentlich 
schlechteren Arbeitsbedingungen 
neu zu vergeben, darf dieses Ange-
bot zurückgewiesen werden.
� Ständige Abrufbereitschaft. Ver-
langt eine Firma ständige Abruf- 
und Einsatzbereitschaft über den 
Umfang der garantierten Beschäf-
tigung hinaus, gilt die Stelle als 
unzumutbar. 
� Lohneinbusse über 30 Prozent.
Bringt die neue Stelle nur 70 Pro-
zent des bisher versicherten Ver-
diensts ein oder weniger, gilt 

sie im Prinzip als unzumutbar. 
 Ausnahme: Wird der Job als Zwi-
schenverdienst – also als befristete 
Tätigkeit – eingestuft, kann die 
Annahme dennoch zur Pfl icht 
werden. Denn die Arbeitslosen-
kasse füllt in diesem Fall die Lücke 
zwischen effektivem Lohn und der 
 Arbeitslosenentschädigung min-
destens 12 Monate lang (je nach 
Rahmenfrist) mit Kompensations-
zahlungen auf. Die Summe aus 
Lohn und Kompensation fällt je-
weils sogar etwas höher aus als die 
Arbeitslosenentschädigung.

DIE GRAUZONEN
Die weiteren Bestimmungen dre-
hen sich um die Frage, ob eine be-
stimmte Arbeit für eine bestimmte 
Person zumutbar sei. Sie verlangen 
deshalb eine individuelle Einschät-
zung durch die beratende Person 
beim RAV und durch die stellensu-
chende Person. Daraus ergeben 
sich naturgemäss eher Konfl ikte.
� Rücksicht auf die bisherige Lauf-
bahn. Eine Arbeit, die nicht «ange-
messen» auf die Fähigkeiten oder 
auf die bisherige Tätigkeit Rück-
sicht nimmt, gilt zunächst als un-
zumutbar. Wer seine Stellensuche 
frisch startet, darf also seine 
 Bewerbungen anfänglich auf den 
bisherigen Berufszweig oder Tätig-
keitsbereich konzentrieren – so-

fern dort überhaupt ein Stellenan-
gebot besteht. Je länger die Suche 
jedoch erfolglos bleibt, umso eher 
wird das RAV auf Alternativen 
drängen und dann auch berufs- 
oder branchenfremde Bewerbun-
gen zur Pfl icht machen. Zudem 
gilt die Rücksichtnahme nicht für 
Stellensuchende unter 30 Jahren. 
Ihnen wird von Beginn an zuge-
mutet, auch Jobs ausserhalb der 
bisherigen Tätigkeit zu suchen.
� Persönlich unangemessen. Eine 
Stelle kann unzumutbar sein, weil 
sie dem Alter, den persönlichen 

Verhältnissen oder dem Gesund-
heitszustand nicht angemessen 
ist. Zum Beispiel darf jemand, der 
Kinder betreut, nicht zur An-
nahme eines Jobs verpfl ichtet wer-
den, der längere Abwesenheiten 
von zu Hause (Wochenaufenthalt) 
nötig macht. Oder eine Muslimin 
muss eine Stelle nicht annehmen, 
wenn sie am Arbeitsplatz aus Si-
cherheitsgründen kein Kopftuch 
tragen darf. 

� Sehr langer Arbeitsweg. Die Regel 
ist hart: Erst bei einem Arbeitsweg 
von mehr als zwei Stunden (also 
total vier Stunden täglich für die 
Hin- und Rückfahrt von Tür zu 
Tür) gilt eine Arbeit als unzumut-
bar. Ausnahmen sind je nach 
 privater Situation (zum Beispiel 
Betreuungspfl ichten) oder Be-
schäftigungsgrad (Halbtagsstelle) 
möglich. Das Gesetz sieht bei län-
geren Arbeitswegen zwar Beiträge 
an die Kosten des Pendelns oder 
des Wochenaufenthalts vor, dies 
aber maximal sechs Monate lang. 
Und auch dann geht mit der Reise-

Arbeitslos: Welche Arbeit gilt als zumutbar?

Jobsuche mit beschränkter  Wahlfreiheit
Wer Taggelder der Arbeitslosenkasse bezieht, 
muss jede zumutbare Arbeit annehmen. work 
erklärt, was unter Zumutbarkeit zu verstehen ist 
und wo ihre Grenzen erreicht sind.

GESTERN LADEN, HEUTE CALLCENTER: Wer im         angestammten Beruf länger nichts fi ndet, muss seine Stellensuche ausdehnen. FOTO: GETTY

IHRE FRAGEN –
UNSERE ANTWORTEN
Die Unia-Arbeitslosenkasse 
wickelt nicht nur Entschädigungs-
zahlungen ab, sondern steht 
 arbeitslosen Mitgliedern mit Rat 
und Tat zur Seite. Zum Beispiel 
 fi nden Sie auf der Website unter 
der Rubrik «Häufi g gestellte 
 Fragen» viele Regeln der Arbeits-
losenversicherung erklärt. 
www.unia.ch/de/arbeitslosenkasse

WORKTIPP

 Das 
offene 

Ohr

 Das 
offene 

OhrNicole Debrunner
von der Unia-Arbeitslosenkasse
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

Zu Firmen, die den GAV
nicht einhalten, darf
man immer Nein sagen.

Apéro-Brettli. FOTO: SOCIALSTORE
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Sinnvoll schenken mit Produkten aus geschützten   Werkstätten

Kreationen mit sozialem   Touch
Als Unia-Mitglied können 
Sie jährlich Reka-Checks 
im Wert von 500 Franken 
vergünstigt  beziehen. 
Beachten Sie hierzu den 
 Einzahlungsschein in der 
Dezember-Post der Unia.
Das ist doch mal ein gutes Ge-
schäft. Sie kaufen Reka-Checks 
im Wert von 500 Franken, be-
zahlen aber weniger dafür. Je-
der Reka-Franken ist in vielen 
Hotels, Restaurants, im ÖV, an 
Tankstellen oder in Museen ge-
nau gleich viel wert wie der 
Franken.

BARGELDLOS. Das Reka-Geld ist 
auch bargeldlos zu haben. Dazu 
eröffnen Sie ein Reka-Konto, be-
kommen eine Kontokarte und 
können künftig bei den Stellen, 
die dieses Geld akzeptieren, 
mit der Karte statt mit Checks 

bezahlen. Reichen Ihnen die 
500 Reka-Franken aus Ihrem 
Unia-Bezugsrecht nicht aus, 
können Sie Ihr Konto mit Ein-
zahlungen bei der Reka auffül-
len – mit zwei Prozent Rabatt. 
Das rentiert besser als der Mini-
malzins auf Ihrem Bankkonto.

Die Reka verkauft pro  
Jahr Checks im Wert von gegen 
700 Millionen Franken. Die 
 Geschäfte, die Reka-Geld akzep-
tieren, liefern der Reka eine 

Kommission ab. Das lohne sich, 
umwirbt die Reka interessierte 
 Firmen: «Da Reka-Geld voraus-
bezahlt und vergünstigt ist, 
wird es leichter ausgegeben.» 
Aber Sie – Sie werden ja nicht so 
schnell leichtsinnig! (jk)

Unterwegs mit Reka-Geld

Sparen beim Reisen
UMSATZ FEHLT

JAHR OHNE 
BASAR
Viele Werkstätten für 
Menschen mit Behin
derung kurbeln ihr 
Weihnachtsgeschäft je
weils mit hauseigenen 
Basaren oder mit der 
Teilnahme an Weih
nachtsmärkten an. Die 
meisten dieser An
lässe fallen dieses 
Jahr coronabedingt 
aus, obwohl sie für die 
Institutionen wichtige 
Umsatzträger wären. 
Umso wertvoller sind 
Ihre Einkäufe in den 
Onlineshops oder in 
den Verkaufsläden der 
Werkstätten!

Virenschutz: Test sieger ist 
der Windows Defender

SCHLAUE LÖSUNG: Ein Antivirenprogramm, das nicht auf dem PC selber installiert ist,  
kann auch nicht durch ein PC-Virus ausgeschaltet werden. FOTO: PD

Der Defender schützt 
den PC wirksam. 
Und er ist kostenlos.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Ein Antivirenprogramm gehört heute auf jeden PC. Doch 
im schlimmsten Fall kann ein Virus auch das Antiviren-
programm behindern oder sogar unbrauchbar machen.
Abhilfe schafft hier der Windows Defender. Er ist nicht 
auf dem PC installiert, sondern kann 
das Virus via Internet scannen. Der 
Defender ist in Windows 10 bereits 
enthalten. 
Dafür muss der PC mit dem Internet 
verbunden und der Windows Defender bereits als Anti-
virusprogramm eingestellt sein. Wie das geht, erfahren 
Sie unter saldo.ch/defender.

BESTNOTE. Und so klappt der Scan: Öffnen Sie die Einstel-
lungen (Zahnradsymbol im Startmenu). Geben Sie im 
neuen Fenster in der Suchzeile «Viren» ein und klicken Sie 
auf das Suchresultat «Viren- & Bedrohungsschutz». Im 
nächsten Fenster klicken Sie auf «Scan-Optionen». Markie-
ren Sie «Überprüfung durch Windows Defender Offline». 
Mit Klick auf «Jetzt überprüfen» beginnt der Virenscan. Er 
kann bis zu 15 Minuten dauern. Dabei wird der Computer 
neu gestartet. 
Bei «AV-Test», einem unabhängigen Forschungsinstitut für 
IT-Sicherheit, schnitt der Microsoft Defender als bestes 
Gratis-Antivirenprogramm ab. Die Software erhielt 
Höchstnoten bei der Schutzwirkung und bremst den Com-
puter kaum aus. 
Übrigens: Auf dem Mac ist es nicht nötig, eine Antiviren-
software zu installieren. MARC MAIRNOACK

tipp im work

Automaten solche Arbeiten, 
oder sie gehen an Anbieter in 
Billiglohnländern verloren. 

MEHR KREATIVES. Die Werk-
stätten mussten also neue 
Aufträge suchen. Inzwischen 
setzen sie vermehrt auf Dienst-
leistungen, etwa in der Gastro-
nomie, im Catering, in der 
Hauswirtschaft, und sie stellen 
Eigenprodukte her, für die sie 
auch selber Absatzkanäle und 
Abnehmer finden müssen: 
Hand- und Kunsthandwerkli-
ches aus Holz und Stoff, Spiele 
für jung und alt, Köstlichkeiten 
für den Gaumen, Gruss- und 
Weihnachtskarten und vieles 
mehr. 

SHOPS FINDEN. Produkte aus 
Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung gibt’s nicht an je-

der Ecke. So finden Sie sie be-
stimmt:
 Kennen Sie eine Werkstatt in 
Ihrer Nähe? Oft verfügen solche 
Institutionen über einen Ver-
kaufsladen, stellen ihre Pro-
dukte an Märkten aus oder ha-
ben einen eigenen Onlineshop.
 Möchten Sie Produkte aus 
 einer solchen Werkstatt erwer-
ben, wissen aber nicht, welche 
Institutionen es in Ihrer Nähe 
gibt? Auf der Website des 
Verbands INSOS können 
Sie nach Werkstätten Ih-
res Kantons suchen und 
Ihre Suche sogar auf bestimmte 

Produktgruppen eingrenzen 
(www.insos.ch). 
 Möchten Sie bei einem Shop 
online einkaufen, der aus-
schliesslich Produkte aus Werk-
stätten für Menschen mit Be-
hinderung anbietet? Dann sind 
Sie auf www.socialstore.ch rich-
tig. Dieser Onlineshop bietet 
eine Auswahl von über 500 Ar-
tikeln von 28 Schweizer Institu-
tionen.

Arbeitslos: Welche Arbeit gilt als zumutbar?

Jobsuche mit beschränkter  Wahlfreiheit
DIE MACHT DES RAV

TAGGELD 
WEG
Wer sich arbeitslos meldet, ist 
vom ersten Tag an verpflichtet, 
sich um Schadensminderung 
zu bemühen. Das heisst: eine 
neue Stelle zu suchen und mit 
dem Regionalen Arbeitsvermitt
lungszentrum (RAV) zusammen
zuarbeiten. Unter anderem 
kann Ihnen das RAV Stellenan
gebote zur Bewerbung verbind
lich zuweisen. Falls Sie bereits 
beim Jobbeschrieb ernsthafte 
Zweifel hegen, dass Ihnen die 
Stelle zumutbar sei, diskutieren 
Sie das sofort mit Ihrer Berate
rin. Auf keinen Fall sollten Sie 
die Bewerbungsfrist untätig ver
streichen lassen. Ebenfalls 
sollten Sie nicht sofort ab
sagen, falls Sie trotz erfolgreich 
verlaufenem Bewerbungsge
spräch sicher sind, dass Ihnen 
diese Stelle nicht zumutbar sei. 
Bringen Sie beim RAV Ihre Argu
mente vor. 
Beharrt das RAV auf dem 
Standpunkt, die Arbeit sei zu
mutbar, und Sie nehmen die 
Stelle trotzdem nicht an, wird 
dies als schuldhafte Verweige
rung eingestuft. Die Arbeits
losenkasse büsst Sie deshalb 
mit Einstelltagen. Sie streicht 
Ihnen für 31 bis 45 Tage, im 
Wiederholungsfall sogar für bis 
zu 60 Tage die Arbeitslosenent
schädigung wegen «schweren 
Verschuldens». Das gilt übri
gens nicht nur für eine unbefris
tete Neuanstellung, sondern 
auch für einen Zwischenver
dienst, den Ihnen das RAV zu
weist. 

EINSPRACHE. Gegen die Ein
stellungsverfügung können Sie 
innert 30 Tagen Einsprache er
heben, danach bei ungünsti
gem Entscheid auch eine Be
schwerde beim kantonalen 
 Sozialversicherungsgericht ein
reichen. Diese ist in der Regel 
kostenlos. Dennoch ist es rat
sam, die Chancen zunächst mit 
einer Fachperson zu klären – 
zum Beispiel mit Ihrer Zahl
stelle der UniaArbeitslosen
kasse. (jk)

zeit wertvolle Lebenszeit unpro-
duktiv verloren. 

Wer innert nützlicher Frist 
keine Stelle in der Nähe findet, 
muss deshalb unter Umständen 
den Wohnort wechseln, um die 
Zeiten für Arbeitsweg plus Arbeit 
wieder auf ein erträgliches Mass 
zu kürzen.

EIGENINITIATIVE!
Die Pflicht, irgendeine Arbeit an-
zunehmen, gilt also nicht absolut: 
Sie muss zumutbar sein. Doch die 
Diskussionen mit dem RAV, was 
nun im Einzelfall zumutbar sei, 

können aufgrund der Gesetzeslage 
schwierig und frustrierend sein. 
Oder sogar zu Einstelltagen führen 

(siehe Text rechts). Die beste Ge-
genstrategie liegt darin, die Stel-
lensuche möglichst schnell zu star-
ten und möglichst intensiv zu 
 betreiben, um eine nach eigenem 
Empfinden zumutbare Stelle zu 
finden.

GESTERN LADEN, HEUTE CALLCENTER: Wer im         angestammten Beruf länger nichts findet, muss seine Stellensuche ausdehnen. FOTO: GETTY

Zwei Stunden Arbeits-
weg sind nicht in jedem 
Fall zumutbar.

Mit der Reka-Karte 
wird vergünstigtes 
Bezahlen bequemer.

Apéro-Brettli. FOTO: SOCIALSTORE

Spiel «4 gewinnt»  
in 3 D. FOTO: SOCIALSTORE

Kaugummi-
Täschchen. 
FOTO: SOCIALSTORE
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Variante

... -Aus-
zahlung
geht gar
nicht!

internat.
Presse-
agentur

Küsten-
saum in
Italien

Fels-
stück

Edelgas

musik.:
Ende

Sonder-
zuwen-
dung
(Abk.)

Körper-
teil,
Extre-
mität

grosse
Grün-
anlage

nicht
brennbar

kurzer
engl.
Gruss

Infek-
tions-
krank-
heit

ausser-
ordent-
lich

kulinar.
Begriff
(2 W.)

unter-
einander
ver-
binden

Nach-
bildung

nicht
wenige

Agent,
Spion

Nadel-
baum,
Kiefern-
art

Insel-
euro-
päerin

schweiz.
Gitarrist
(Max)

jmd., der
anderen
nach-
stellt

nicht
ver-
schwen-
derisch

Autokz.
Panama

... alleine
genügt
nicht!

Hunde-
name

Sit-
zungs-
periode

Abk.:
Répu-
blique
française

tele-
fonieren

Teil des
Pfeil-
bogens

erfolg-
los, ver-
gebens

Sauer-
stoff
auf-
nehmen

sächl.
Fürwort

span.
Appetit-
häpp-
chen Ez.
Corona-
...
explo-
dieren

Brauch,
Gepflo-
genheit i.
Geschäft

an
Stelle
von

Winter-
sportort
i. Kt. GR

Fahrt,
Ausflug

mediterr.
Knob-
lauch-
sauce

Nagetier

Doppel-
vokal

Haupt-
stadt v.
Süd-
korea

Ober-
haupt d.
Tibeter:
... Lama

Sprech-
pausen-
überbrü-
ckung

ägypt.
Tempel-
stadt

Balkon-
pflanze

US-Jazz-
musiker
† 2017
(Fats)

hasten,
hetzen

voll-
bracht,
fertig

Pflanze
mit haf-
tenden
Samen

süd-
west-
afrik.
Staat

schweiz.
Bahnge-
sell-
schaft

Nahrung
zu sich
nehmen

schwer-
fällig,
faul

ein-
leuch-
tend

flieder-
farben

Haupt-
stadt v.
Estland

zu dem
Zweck

afrikan.
Staaten-
bündnis

schweiz.
TV-Mo-
deratorin
(Patrizia)

scherzh.:
USA
(Onkel...)

Zürcher
Fuss-
ballclub

weibl.
Raub-
katze

Abk. f. d.
türk.
Währung

getrock-
nete
Getreide-
halme

Produkt-
strich-
code
(eh. Bez.)

Schrift-
steller

frz.
Artikel

Augen-
blick,
im ...

Pionie-
rin in Most-
indien
(Martina)

Ferienort
in
Südtirol

 DEN PREIS, 200 FRANKEN IN REKA-CHECKS, 
hat gewonnen: Lorenz Göschl, Veltheim AG.
Herzlichen Glückwunsch!
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BELEGSCHAFT

Auflösung

 Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach 272, 3000 Bern 15, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 27. November 2020

workrätsel        Gewinnen Sie ein K-Tipp-Abo!

INSERAT

 LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 18
Das Lösungswort lautete: BELEGSCHAFT

Anmeldung und weitere Infos unter: www.unia.ch/pflegekonferenz 

Online-Branchenkonferenz 
Pflege und Betreuung  

Dienstag, 1. Dezember 2020, 13.30–16.30h 

Arbeitest du in Pflege und Betreuung ? Dann nimm an der digi-
talen Branchenkonferenz via Zoom-Link teil und bring dich ein. 
Denn gute Pflege braucht mehr !  
 

K-Tipp. 
Wir testen für Sie. 
Wer abonniert, profi tiert.
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haushalte: so teuer wird der strom nächstes Jahr Seite 11

Küchenbretter
Produkte aus holz 
sind hygienischer 
und robuster Seite 16

EimEr fürs Bad
Der Testsieger kostet 
nur 12 Franken 19

PEstizidE
Schweben auch nach 
Jahren in der Luft 9

fotoBüchEr
Meist gute Qualität, aber 
Preise variieren stark 24

Gratis-
rEchts-
BEratUNG

 044 253 83 83

spitzenfussball 
kostet jetzt extra

Live-Fussball: Europäische Spiele gibts nur noch gegen Aufpreis bei 
Swisscom – SRG-Gebührenzahler schauen in die Röhre Seite 4
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Symphonie in Orangerot
WANN 17. Oktober 2020 
WO Kehrsatz BE
WAS Feuerdorn-Beeren 
Eingesandt von Walter Winkler, Thun

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 18 / 6. 11. 2020: BANK CLER
KUSCHT VOR DONALD TRUMP

Erpressung
Seit vielen Jahren unterstütze ich 
Medicuba, daher kann ich Ihrem 
Artikel nur beipfl ichten. Seit der 
unfreundlichen Übernahme (die 
schon fast an Aktionärserpressung 
grenzt) der Bank Cler durch die Basler 
Kantonalbank ist diese in den Klauen 
der BKB gefangen und diesem System 
vollkommen ausgeliefert. Durch diese 
Übernahme wurde der soziale Hinter-
grund der GZB, Bank Coop und jetzt 
der Cler, ausgerottet. Daher meine 
ich, sie sollten diese Umstände deutli-
cher zum Tragen bringen. Cler ist nun 
der Sündenbock für diese und alle 
weiteren internationalen Gelüste und 
Verfehlungen der BKB. 
Und ich gratuliere dem ganzen Redak-
tionsteam zu dieser tollen Zeitung.

CLAUDE SCHUNCK, SCHATTDORF UR

Noch schlimmer
In der letzten Ausgabe berichtete work 
über das Embargo der Schweizer 
Banken gegen humanitäre Hilfsorgani-
sationen wie Medicuba oder den 
Verein für die Freundschaft zwischen 

der Schweiz und Kuba 
(VSC). Das beschämen-
de Geschäftsgebaren 
bezeichnet Ihr in der 
Überschrift zu Recht 
als feigen Akt politi-
scher Unterwerfung. 
Leider geht es noch 
schlimmer! Ich 
möchte Euch von 
einem ähnlichen Fall 
berichten, bei dem 
sich Postfi nance sogar 
vorauseilend weigert, 
den Geldtransfer mit 
dem Betreff oder dem 

Namensbestandteil «Kurdistan» im 
Empfänger auszuführen. Vorauseilend 
deshalb, weil der Diktator und 
Kriegsherr Erdoğan, anders als seine 
verfl ossenen US-Kollegen, nicht über 
das entsprechende wirtschaftliche 
Erpressungspotential verfügt. Im April 
und Mai habe ich per Onlinebanking 
einen Dauerauftrag veranlasst. Das 
Geld sollte an ein humanitäres Projekt 
des «Kurdischen Roten Halbmondes» 
(entspricht dem Schweizerischen 
Roten Kreuz) überwiesen werden. 
Postfi nance schickte mir daraufhin 
Push-Nachrichten, dass Überweisun-
gen mit dem Empfängerbestandteil 
«Kurdistan» nicht ausgeführt werden. 
Auf meinem Kontoauszug fehlt dann 
aber der Grund der Stornierung. Auf 
meine Nachfragen bekam ich keine 
oder ausweichende Antworten. 

WOLFRAM SIEDE, PER MAIL

WORK 18 / 6. 11. 2020: «ICH 
HATTE ANGST, DASS DER PATIENT 
GLEICH STIRBT»

Kanonenfutter
Es wäre durchaus angebracht, einen 
richtig fetten Artikel darüber zu 
machen, dass offenbar sowohl Bigler 
als auch Economiesuisse plus die 

rechten Parteien über Covid-Leichen 
gehen. Was für ein Zynismus! In 
diesem «Krieg» ist das medizinische 
Personal eine Art Kanonenfutter.

PAUL DORN, ZUREICH 

WORK 18 / 6. 11. 2020: DAS SAGT DER
ETHOS-CHEF ZU DEN INITIATIVEN

Es gibt noch 
viel zu tun!
Syngenta & Co. machen Milliarden mit 
giftigen Pestiziden. Oft in Schwellen- 
und Entwicklungsländern, wo wenig 
reguliert wird. Diese Profi te will sich 
Syngenta nicht nehmen lassen und 
bekämpft auf allen Ebenen jede 
Einschränkung. Ganz besonders 
fürchtet sie die Konzernverantwor-
tungsinitiative (KVI). Denn Syngenta 
werden schwere Verstösse vorgewor-
fen: So haben indische Kleinbauern 
Klage eingereicht, weil viele nach dem 
Einsatz des Pestizids Polo – in der 
Schweiz und Europa längst verboten – 
unter teilweise schweren gesundheit-
lichen Problemen gelitten hatten. 
Natürlich bestreitet Syngenta solche 
Vorwürfe. Syngenta bekämpft aber 
nicht nur die KVI massiv – sondern 
auch bei uns alle Einschränkungen: 
Vielerorts ist das Trinkwasser belastet 
vom in der EU und der Schweiz ver-
botenen Pestizid Chlorothalonil. Aber 
vor Bundesverwaltungsgericht hat 
Syngenta erreicht, dass der Bund es 
nicht mehr als «vermutlich krebserre-
gend» bezeichnen darf. Der Bund hat 
(endlich) den Export von 5 Pestiziden 
verboten, die in der Schweiz schon 
längst nicht mehr angewendet wer-
den dürfen. Syngenta, unterstützt von 
der Chemiebranche, kritisiert diesen 
Entscheid heftig. Alles andere als 
konsequent ist auch der Bund: Es 
bleiben weitere rund hundert gesund-
heits- und umweltgefährdende Pesti-

zide, die in der Schweiz nicht zugelas-
sen sind, von einem Exportverbot 
verschont. Es bleibt im In- und Aus-
land noch viel zu tun gegen rück-
sichtslose Profi tmaximierung.

KARL GMÜNDER, HORGEN ZH

Absurde 
Argumente
Viele Argumente der Gegner der 
Konzernverantwortungsinitiative (KVI) 
klingen wie versehentliche Geständ-
nisse, dass sie tatsächlich unethisch 
wirtschaften (was natürlich meist 
nicht der Fall ist). Da wird zum Bei-
spiel vor einer Klagewelle gewarnt – 
heisst das nicht letztlich: Ja, wir 
schädigen Mensch und Umwelt in 
unzähligen Fällen, allesamt würdig, 
vor Gericht gezogen zu werden? Und 
also ist es falsch, dies zu ermöglichen? 
Da wird ein «riesiger Bürokratieauf-
wand» heraufbeschworen – dabei liegt 
im Falle einer Klage in der Schweiz 
(die sich Geschädigte im Ausland 
übrigens erst mal leisten können 
müssen...) der Aufwand der Beweisfüh-
rung zunächst beim Kläger und dann 
beim Gericht. Analog dazu zwingt 
unser Gesetzbuch, bloss weil es bei-
spielsweise Diebstahl und Betrug als 
Straftaten behandelt, auch nicht jede 
Bürgerin zu bürokratischem Aufwand, 
um schlicht anständig zu bleiben und 
nicht zu stehlen und zu betrügen. 
Oder: Bei Annahme der KVI würden 
sich Schweizer Firmen «aus heiklen 
Ländern zurückziehen und Investitio-
nen streichen müssen» – was, bitte 
sehr, sind denn «heikle Länder», wenn 
nicht solche, die satte Profi te im 
rechtsfreien Raum ermöglichen, ohne 
Schutz für Mensch und Umwelt? Oder: 
«Die Schweiz als Versuchskaninchen!», 
«nur Schweizer Firmen werden kon-
trolliert, alle andern nicht» – so vertei-

digen sich dumme Buben nach einem 
bösen Streich: Wir waren’s nicht, aber 
alle andern auch! Zudem zeigt ein 
Blick nach Deutschland, wo das 
sogenannte Lieferkettengesetz disku-
tiert wird, dass die Schweiz in Sachen 
Wirtschaftsethik gegenüber ihren 
Nachbarn abzusinken droht. Machen 
wir uns also nicht vor aller Welt 
lächerlich und unbeliebt – und stim-
men Ja! Aus purem Anstand!

BENJAMIN KRADOLFER, BELLACH SO

WORK 18 / 6. 11. 2020: WESTSCHWEIZ
IM LOCKDOWN, DEUTSCHSCHWEIZ …

Leichtes 
Unbehagen
Manchmal überkommt mich beim 
Lesen Ihrer Zeitung ein leichtes Unbe-
hagen, weil mich die Aufmachung 
einiger Themen ehrlich gesagt an ein 
gewisses Tages-Revolverblatt erinnert, 
die Worte «Hetze» und «einseitige 
Berichterstattung» schleichen sich 
dabei in meine Gedanken. Ein Beispiel 
sind für mich die Corona-Berichte. Von 
Beginn an wurden Menschen mit 
anderer Haltung, anderem Erleben, 
von Ihnen in die Ecke der Spinner 
gedrängt. Ich bitte Sie inständig um 
Ausgewogenheit. Ich halte uns Leserin-
nen und Leser für intelligent genug, 
uns eine eigene Meinung zu bilden, 
ohne uns gleich in Verschwörungs-
theorien zu verlieren.
Trotzdem möchte ich es nicht unter-
lassen, der Unia für ihre wertvolle 
Arbeit zu danken.

CHRISTA BADER, WABERN BE

 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»

1. Friedrich Engels I: 
Eines der wichtigsten Werke 
des  deutschen Philosophen und 
Revo lutionärs heisst: 
a) «Der Ursprung des Tieres, des 
 Privateigentums und des Staates»?
b) «Der Ursprung des Weibes, des 
 Privateigentums und des Staates»?
c) «Der Ursprung des Ursprungs, des 
 Privateigentums und des Staates»?
d) «Der Ursprung der Familie, des 
 Privateigentums und des Staates»?

2. Friedrich Engels II: 
Er war der Sohn eines: 
a) Zirkusdirektors?
b) Textilfabrikanten?
c) Hutmachers?
d) Sanitärs?

3. Friedrich Engels III: 
Wie sah er die Schweizer?
a) als rohe Hirten?
b) als Kühemelker und Käsemacher?
c) als Jodler?
d) als Horn- und Klauenmänner?

4. Friedrich Engels IV: 
Was spielte er zusammen 
mit Karl Marx immer für ein 
Instrument?
a) Flöte?
b) Orgel?
c) Klavier?
d) zweite Geige?

Die Antworten fi nden 
Sie in dieser work-Aus-
gabe – oder, indem Sie 
sich oder die Zeitung 
auf den Kopf stellen!

workquiz

1d; 2b; 3a–d; 4dLösungen:

1. Friedrich Engels I: 

Wie gut
sind Sie?

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung und Ihre Erfahrungen interes-
sieren uns. Schreiben Sie per E-Mail an 
redaktion@workzeitung.ch oder an 
Redaktion work, Leserbriefe, Gewerkschaft 
Unia, Weltpoststrasse 20, 3000 Bern

4. Friedrich Engels IV: 
Was spielte er zusammen 
mit Karl Marx immer für ein 

Sie in dieser work-Aus-
gabe – oder, indem Sie 

FO
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Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

Ob Hitze oder Hudelwetter,  
David Brassel macht’s nichts 
aus. Haupt sache, er ist draussen 
 unterwegs. In der Stadt Zürich  
sorgt er für saubere Strassen. 
ANNE-SOPHIE ZBINDEN | FOTOS MARA TRUOG

Leuchtorange Kleidung, Stahlkappen-
schuhe, Schutzbrille – und ein Lächeln 
hinter der Maske: David Brassel kommt ge-
rade von seiner Tour zurück. Er ist Betriebs-
arbeiter Entsorgungslogistik bei der Stadt 
Zürich. «Müllwagen-Lader sagt man nicht 
mehr», stellt er klar. Heute hatte er die 
Tour, die er am wenigsten mag: Tierkada-
ver. Bei der Polizei holt er verunfallte Kat-
zen und Hunde ab, bei der Uni tote Schafe 
und Schweine aus den Forschungsabteilun-
gen. Und bringt diese dann zur Sammel-
stelle nach Winterthur, von wo aus die Ka-
daver nach St. Gallen geschickt werden. 
Brassel erklärt: «Wegen der Seuchengefahr, 
vor allem der Maul-und-Klauen-Seuche, 
dürfen die Kadaver nicht hier im Kehricht-
heizkraftwerk Hagenholz verbrannt wer-
den.» Stattdessen werden die Tierkörper 
grösstenteils von einem Extraktionswerk 
in Bazenheid SG zu Mehl verarbeitet, das 
anschliessend in der Zementherstellung 
als Brennstoff verwendet wird. Brassel sagt: 
«Die Kadavertour mache ich nicht so gerne, 
weil es unangenehm riecht und der An-
blick der toten Tiere nicht gerade schön ist. 
Aber zum Glück muss ich diese Tour ja nur 
einmal pro Woche machen.» Auf den ande-
ren Touren lädt er Haushalts- und Be-
triebskehricht oder Sperrgut. 

FRISCHE LUFT. Ansonsten hat Brassel an sei-
nem Job nichts auszusetzen: «Ich mache 
diese Arbeit gern!» Es sei immer an der fri-
schen Luft, Hitze oder Hudelwetter ma-
chen ihm nichts aus: «Wir haben ja gute 
Kleider!» Und geregelte Arbeitszeiten, 
keine Wochenendarbeit. Das ist es, was 
Brassel besonders geniesst, weil es bei ihm 
nicht immer so gewesen ist. 18 Jahre lang 
arbeitete er als Kellner in unterschiedli-
chen Lokalen. Doch dann wurde es ihm zu 
viel mit den unregelmässigen Arbeitszei-
ten, der Zimmerstunde, den Abend- und 
Wochenendeinsätzen. Brassel sagt: «Ich 
habe damals eine Bekannte getroffen, die 
bei Entsorgung + Recyling Zürich arbeitete, 
und die sagte, ich solle mich mal bewer-
ben.» Das habe er gemacht und wurde 
prompt angestellt. Das war vor sieben Jah-
ren. Brassel hat seine Entscheidung nie be-
reut: «Ich bin sehr zufrieden!»

Heute arbeitet David Brassel nur noch 
sehr selten am Wochenende. Seinen Arbeits-
tag beginnt er um 6 Uhr in der Kantine mit 
Kaffee oder Tee. Dann terffen nach und 
nach die Kollegen ein. Um 6.30 Uhr gehen 
sie zum Abfallsammelfahrzeug, kontrollie-
ren, ob alles funktioniert: die Presse, das 
Trittbrett usw. Dann geht’s los in die frische 
Morgenluft. Auf der Tour angekommen, 

steigt Brassel routiniert das 
Trittbrett hoch und runter, um 
von Container zu Container zu 
fahren. Seit den nuller Jahren 
gibt’s in der Stadt Zürich nur 
noch Container, zu gross war 
die Verletzungsgefahr durch 
spitze Gegenstände beim Laden 
einzelner Säcke. Fahrer und La-
der sind ein ein gespieltes Team. 
«Die meisten Chauffeure halten 
auf den Millimeter genau beim 
Container.» Brassel erklärt: «Wir 
kennen die Stadt besser als jeder 
Taxifahrer. Navis hat’s nicht 
und braucht’s nicht!» Brassel ist 
Springer, arbeitet also nicht in 
einem fixen Team, sondern im-
mer gerade dort, wo es ihn 
braucht. 

SAUBERE SACHE. Die meisten 
Leute begegnen Brassel und sei-
ner ab und zu übelriechenden 
 Arbeit mit Respekt. Nur Jugendli-
che hielten sich manchmal de-
monstrativ die Nase zu, wenn er 
vorbeifahre. Aber darüber könne 
er nur lachen. Mit Corona sei die 
Wertschätzung noch gestiegen, 
sagt Brassel. «Wir waren an der 
Front, haben immer gearbeitet, 
auch im Lockdown. Viele Leute 
haben uns gesagt, dass sie froh 
seien, dass wir den Job noch 
machten in dieser Situation. Sie haben gese-
hen, dass auch wir systemrelevant sind.» Im 
Frühling hätten sie Autos mieten müssen, um 
dem  Abfallsammelfahrzeug nachzufahren, 
weil in der Kabine vorne wegen der 
Sicherheits abstände nur noch zwei Personen 
erlaubt  gewesen seien. Heute tragen alle Mas-
ken, so dass wieder drei Leute mitfahren dür-
fen. «Die Maske nervt, aber das gehört jetzt 
halt zum Alltag», sagt David Brassel lachend 
und spricht damit wohl sehr vielen aus dem 
 Herzen. 

Um diesen Job zu machen, müsse man 
fit und wetterfest sein, sagt Brassel. Für ihn 

kein Problem: Er treibt viel Sport und ist ge-
sund. Doch für die älteren Kollegen sei’s 
schon streng. Deshalb möchte er gerne in 
ein paar Jahren ins Büro wechseln, um als 
Disponent zu arbeiten. Doch bis dahin wird 
er noch viele Container leeren, auf einer 
normalen Tour sind’s an die 500. Brassel 
und seine Kollegen machen rund 2 Millio-
nen Containerleerungen pro Jahr und 
 sammeln so insgesamt 71 000 Tonnen Haus-
kehricht.

So gegen 14.30 Uhr ist Brassel jeweils 
wieder zurück beim Kehrichtheizkraft-
werk, wo das Abfallsammelfahrzeug sein 

mit Ghüder gefülltes Inneres in die Mulde 
entleert. Der Abfall wird verbrannt. Durch 
die Abwärme werden 170 000 Wohnungen 
beheizt und Strom für 50 000 Haushalte 
produziert. Früher wurde mit dem Dampf 
das Operationsbesteck im Unispital sterili-
siert, heute wird er hauptsächlich in der 
Spitalküche verwendet. 

Mit der Leerung ist Brassels Tagwerk 
noch nicht getan: Weiter geht’s zum Fahr-
zeugwaschen, Dreck und Rückstände müs-
sen entfernt werden. Und zum Schluss fet-
tet er noch die Gelenke am Fahrzeug. Erst 
dann ist Feierabend!

DAVID BRASSEL

DER  
SPORTLER
David Brassel 
(* 1978) lebt in Zürich 
Witikon. Seit zehn 
Jahren macht er zwei 
Mal pro Woche 
brasilianisches Jiu 
Jitsu (eine Abwand-
lung und Weiterent-
wicklung der japani-
schen Kampfkunst Jiu 
Jitsu). 

BERUHIGUNG. An 
drei bis vier Abenden 
trainiert er im Fitness-
center oder macht 
Ausdauersport: 
Joggen, im Sommer 
Velofahren. «Der 
Sport beruhigt mich», 
sagt er. 
David Brassel ist 
zufrieden mit seinem 
Lohn. Er verdient 
mehr, als er in seinem 
früheren Job als 
Kellner verdient hat.

David Brassel (42) ist  
professioneller Trittbrettfahrer

«Ich mache 
diese Arbeit 
gern!»

DAMIT ZÜRICH 
SAUBER BLEIBT: 
Entsorgungslogistiker 
David Brassel und 
seine Kollegen 
entsorgen pro Jahr 
71 000 Tonnen Abfall.

20 worktag 20. November 2020 Betriebsarbeiter Entsorgungslogistik


	201120_WORK_WORKHP___001000_01
	201120_WORK_WORKHP___002000_01
	201120_WORK_WORKHP___003000_01
	201120_WORK_WORKHP___004000_01
	201120_WORK_WORKHP___005000_01
	201120_WORK_WORKHP___006000_01
	201120_WORK_WORKHP___007000_01
	201120_WORK_WORKHP___008000_01
	201120_WORK_WORKHP___009000_01
	201120_WORK_WORKHP___010011_01
	201120_WORK_WORKHP___012000_01
	201120_WORK_WORKHP___013000_01
	201120_WORK_WORKHP___014000_01
	201120_WORK_WORKHP___015000_01
	201120_WORK_WORKHP___016000_01
	201120_WORK_WORKHP___017000_01
	201120_WORK_WORKHP___018000_01
	201120_WORK_WORKHP___019000_01
	201120_WORK_WORKHP___020000_01

